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Zusammenfassung 

Der anthropogene Klimawandel wird maßgeblich durch Treibhausgasemissionen be-

schleunigt, die zu einem entscheidenden Anteil aus der Fleischproduktion resultieren. 

Neben dem hohen Ressourcenverbrauch emittiert die Fleischindustrie gefährliche Men-

gen an Methan und Distickstoffoxid, was die Notwendigkeit effektiver Maßnahmen zur 

Reduktion des Fleischkonsums unterstreicht. Eine potenzielle Strategie zur Verhaltens-

lenkung stellt die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch dar. In dieser Arbeit wird mittels 

qualitativer Interviews die Wahrnehmung einer solchen Steuer durch Konsument*innen 

sowie die damit verbundenen ethischen Überlegungen untersucht. Die Ergebnisse zei-

gen, dass die Neuartigkeit dieser Maßnahme eine differenzierte Bewertung erschwert, 

wobei insbesondere Unterschiede zwischen tierethisch und umweltethisch motivierten 

Individuen erkennbar sind. Ein zentrales Argument in der Debatte ist die potenzielle so-

ziale Ungerechtigkeit, die mit einer solchen Steuer einhergehen könnte. Die Untersu-

chung verdeutlicht die Relevanz gesellschaftlicher Akzeptanz, transparenter Gestaltung 

und umfassender Aufklärung zur erfolgreichen Implementierung der Maßnahme. 

Schlüsselbegriffe: Ökosteuer, Klimawandel, Fleischkonsum, Treibhausgasemissionen, 
Externalitätstheorie, soziale Gerechtigkeit, gesellschaftliche Akzeptanz 
 

Abstract 

Anthropogenic climate change is significantly accelerated by greenhouse gas emissions, 

a large proportion of which result from meat production. In addition to the high consump-

tion of resources, the meat industry emits dangerous amounts of methane and nitrous 

oxide, which underlines the need for effective measures to reduce meat consumption. 

One potential strategy to steer behavior is the introduction of an environmental tax on 

meat. This thesis examines consumer perceptions of such a tax and the associated eth-

ical considerations using qualitative interviews. The results show that the novelty of this 

measure makes a differentiated assessment difficult, whereby differences between indi-

viduals motivated by animal ethics and those motivated by environmental ethics are par-

ticularly evident. A central argument in the debate is the potential social injustice that 

such a tax could entail. The study illustrates the relevance of social acceptance, trans-

parent design and comprehensive information for the successful implementation of the 

measure. 

Keywords: environmental tax, climate change, meat consumption, greenhouse gas 
emissions, externality theory, social justice, social acceptance 
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1 Einleitung 

1.1 Problemstellung und Forschungsfragen 

Die Rekordhitze, starke Temperaturschwankungen und das Hochwasser im September 

2024 standen im Zentrum der österreichischen Berichterstattung (Mattern-Pinter, 2024; 

Rachbauer, Danzer & Wittstock, 2024). Menschen hatten große Sorge um ihr Zuhause, 

andere verloren es gänzlich durch die Überflutungen. Ursache dafür ist die Erderwär-

mung als Folge des Treibhausgaseffekts und der stetig steigenden Konzentration von 

Kohlenstoffdioxid (CO2) in der Erdatmosphäre (Neubäumer, 2019, S. 798). Die aktuell 

sichtbaren Folgen der Klimakrise sind warnende Signale. Die anthropogenen, durch 

Menschen verursachten Treibhausgasemissionen steigen drastisch und beschleunigen 

die Erderwärmung (Raihan, 2023, S. 2). Die Gefahr in der anhaltenden Erderwärmung 

liegt in den verstärkenden Prozessen, die eintreten, sobald gewisse Kipppunkte erreicht 

sind. Werden diese Schwellenwerte erreicht, kommt es zu abrupten, drastischen und 

irreversiblen Klimaänderungen (Neubäumer, 2019, S. 798). 

Der Klimawandel ist eine der drängendsten Herausforderungen dieses Jahrhunderts 

(Feliciano, Recha, Ambaw, MacSween, Solomon & Wollenberg, 2022, S. 428). Neben 

der Abholzung von Wäldern und Verbrennung fossiler Brennstoffe sind unsere Lebens-

mittelsysteme und die damit verbundene Viehzucht und industrielle Fleischproduktion 

eine der Hauptverursacher für globale Umweltveränderungen (Europäische Kommis-

sion, 2024). Etwa ein Drittel der von Menschen verursachten Treibhausgasemissionen 

entspringen aus unseren Essgewohnheiten und Lebensmittelsystemen (Crippa, Sola-

zzo, Guizzardi, Monforti-Ferrario, Tubiello & Leip, 2021, S. 198). Laut den Versorgungs-

bilanzen der Statistik Austria, betrug der Pro-Kopf-Verbrauch von Fleisch in Österreich 

im Jahr 2022 rund 88,2 Kilogramm, wovon etwa 58,6 Kilogramm zur menschlichen Er-

nährung zur Verfügung stand. Der Rest entfiel auf Knochen oder wurde für Tiernahrung 

weiterverarbeitet (Statistik Austria, 2023a, S. 1). Auch wenn der Pro-Kopf-Verbrauch mit 

88,2 Kilogramm um 6,7 Kilogramm unter dem Zehnjahresdurchschnitt liegt (Statistik 

Austria, 2023a, S. 1), ist immer noch ein erheblicher Anteil davon für anthropogene 

Treibhausgasemissionen verantwortlich, die letztlich den Klimawandel vorantreiben 

(Abadie, Galarraga, Milford & Gustavsen, 2015, S. 280). Aufgrund dieses Zusammen-

hangs scheint es naheliegend, den Fleischkonsum zu reduzieren und damit einen be-

deutenden Anteil der Treibhausgasemissionen zu verringern. Eine Möglichkeit stellen 

Steuern dar, die ein bestimmtes Verhalten unattraktiv machen, Anreize schaffen, dieses 

Verhalten zu vermeiden und damit einen Lenkungseffekt entfalten können. 
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Lenkungsabgaben wie eine Ökosteuer auf Fleisch könnte damit Verhaltensänderungen 

bewirken und die Umweltqualität verbessern (Stephan, Müller-Fürstenberger & Herbst, 

2003, S. 20).  

Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch steht vermehrt im politischen Diskurs. Skan-

dinavische Länder wie Norwegen, Schweden und auch Dänemark sind bereits Vorreiter 

in der öffentlichen Debatte bei der Besteuerung von Fleisch und tierischen Produkten 

(Abadie et al., 2015, S. 280ff.; Caro, Frederiksen, Thomsen & Pedersen, 2017, S. 78ff.; 

Säll, 2018, S. 147ff.). Dänemark soll nun als erstes Land beginnend im Jahr 2030 eine 

CO2-Steuer auf Viehbestand einführen und damit die CO2-Emissionen im Jahr 2030 um 

schätzungsweise 1,8 Millionen Tonnen reduzieren (Gatten, 2024). Eine aktuelle Studie 

zeigt, dass selbst eine geringe Reduktion der Fleischproduktion um nur 13% die welt-

weiten CO2-Emissionen der vergangenen drei Jahre binden könnte (Hayek et al., 2024, 

S. 1ff.; ORF Science, 2024). 

Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleischprodukte wird seit mehreren Jahren kontro-

vers diskutiert – nicht nur in der Politik, sondern zunehmend auch im gesellschaftlichen 

Diskurs. Ziel solcher Maßnahmen ist es, den hohen ökologischen Fußabdruck tierischer 

Lebensmittel zu reduzieren und durch steuerliche Anreize zu einer nachhaltigeren Er-

nährungsweise beizutragen. Während sich wissenschaftliche Studien bislang primär mit 

der Wirksamkeit und der ökonomischen Ausgestaltung solcher Steuern befassen – etwa 

hinsichtlich ihrer Lenkungswirkung oder Umweltbilanz (Gren, Moberg, Säll & Röös, 

2019, S. 1581; Säll & Gren 2015, S. 47 f.) – bleibt die Perspektive der Konsument*innen 

unberücksichtigt. Es existieren nur wenige empirische Untersuchungen zur öffentlichen 

Wahrnehmung einer Ökosteuer auf Fleisch, obwohl diese für ihre gesellschaftliche Ak-

zeptanz entscheidend ist. 

Besonders relevant ist in diesem Zusammenhang die subjektive Wahrnehmung von Ge-

rechtigkeit und Fairness. Wie Kogler, Muehlbacher und Kirchler (2015, S. 136f.) sowie 

Mühlbacher (2018a, S. 106ff.) zeigen, ist die Kooperationsbereitschaft der Bevölkerung 

bei steuerlichen Maßnahmen stark davon abhängig, ob diese als legitim und gerecht 

wahrgenommen werden. Eine Ökosteuer auf Fleisch, die als unfair oder bevormundend 

empfunden wird, kann auf Ablehnung stoßen und zu Widerstand führen (Kirchler, 1999, 

S. 133). Ein besonderes Risiko entsteht dann, wenn die Steuer von der Bevölkerung als 

sozial ungerecht empfunden wird, zum Beispiel weil Haushalte mit geringem Einkommen 

durch steigende Lebensmittelpreise stärker belastet werden als finanziell besser ge-

stellte Gruppen (Fremstad & Paul, 2019, S. 88). 
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Die ethische Dimension dieser Problematik ist dabei nicht zu unterschätzen. Die Diskus-

sion über eine Ökosteuer auf Fleisch ist nicht nur eine Frage der Effizienz oder des Um-

weltbewusstseins, sondern berührt grundlegende moralische Fragen: Wer trägt Verant-

wortung für den Klimaschutz? Wie weit darf der Staat in persönliche Lebensgewohnhei-

ten eingreifen? Und ist es legitim, über fiskalische Maßnahmen bestimmte Ernährungs-

stile zu fördern oder zu sanktionieren? Gerade bei Eingriffen in alltägliche Konsumprak-

tiken ist es von zentraler Bedeutung, die moralischen Bewertungen und ethischen Über-

legungen der Betroffenen zu verstehen. Um ein möglichst differenziertes Bild dieser 

Wahrnehmung zu erhalten, ist es sinnvoll, sowohl Personen mit einem hohen Fleisch-

konsum als auch solche mit einem vegetarischen oder veganen Lebensstil in die Unter-

suchung einzubeziehen.  

Bestimmte Bevölkerungsgruppen vertreten ausgeprägte moralische Haltungen in Bezug 

auf Tierwohl und Umweltverantwortung. Studien zeigen, dass solche moralisch motivier-

ten Einstellungen nicht zwingend mit einer höheren Zahlungsbereitschaft einhergehen, 

sondern häufig mit der Forderung verbunden sind, dass der Staat regulierend eingreift. 

Entsprechend könnten diese Gruppen besonders sensibel auf marktbasierte Maßnah-

men wie eine Ökosteuer auf Fleisch reagieren – auch wenn sie diese aus moralischen 

Gründen befürworten, aber eine individuelle finanzielle Belastung ablehnen (Redaktion 

VET-Magazin, 2018). 

Die Altersgruppe der 20- bis 40-Jährigen stellt in diesem Kontext eine besonders rele-

vante Zielgruppe dar. Zum einen zeigen aktuelle Erhebungen, dass sich vegetarisch 

oder vegan lebende Personen besonders häufig in diesem Alter befinden (forsa Gesell-

schaft für Sozialforschung und statistische Analysen mbH, 2023, S. 13; Vegane Gesell-

schaft Österreich, 2024). Zum anderen ist diese Bevölkerungsgruppe stark von den zu-

künftigen Auswirkungen des Klimawandels betroffen und übernimmt zunehmend Ver-

antwortung in politischen und gesellschaftlichen Transformationsprozessen. Ihre Sicht-

weise auf ökologische Steuern ist daher nicht nur aus soziologischer Perspektive inte-

ressant, sondern auch entscheidend für die politische Umsetzbarkeit entsprechender 

Maßnahmen. Vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende Forschungsfragen:  

Wie wird die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch von 20- bis 40-jährigen Kon-

sument*innen in Österreich wahrgenommen?  

Welche moralischen und ethischen Überlegungen bringen Konsument*innen in 

ihre Bewertung der Ökosteuer auf Fleisch ein? 
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1.2 Zielsetzung und Aufbau der Arbeit 

Ziel der vorliegenden Masterarbeit ist es, die Einstellungen von Konsument*innen ge-

genüber der Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch zu untersuchen und dabei insbe-

sondere deren moralische, ethische und soziale Bewertungsmuster zu analysieren. Dies 

ist insbesondere für politische Entscheidungsträger*innen von zentraler Bedeutung, da 

die Ergebnisse dieser Arbeit einerseits Aufschluss darüber bieten, wie eine solche um-

weltpolitische Maßnahme von Konsument*innen wahrgenommen wird, und andererseits 

verdeutlichen, welche potenziellen Akzeptanzbarrieren bestehen. Darauf aufbauend las-

sen sich gezielte Handlungsempfehlungen ableiten, um die Einführung einer Ökosteuer 

auf Fleisch gesellschaftlich tragfähig und politisch wirksam zu gestalten. Zugleich bietet 

die Arbeit eine erste empirische Grundlage, um die öffentliche Akzeptanz ökologisch 

motivierter Steuermaßnahmen in zukünftigen Untersuchungen weiter zu erforschen. 

Um die Forschungsfragen zu beantworten, werden Konsument*innen im Alter von 20 bis 

40 Jahren in Österreich zu ihrer Wahrnehmung einer Ökosteuer auf Fleisch befragt; die 

Ergebnisse der Interviews werden anschließend systematisch ausgewertet und an-

schaulich dargestellt. Die Arbeit wird in zwei Teile gegliedert. Zunächst erfolgt eine Aus-

einandersetzung mit dem theoretischen Rahmen und dem aktuellen Stand der For-

schung. In diesem Kontext wird der Begriff der Nachhaltigkeit definiert und dessen Be-

deutung für nachhaltige Entwicklung sowie globale Zielsetzungen dargelegt. Neben 

übergeordneten Organisationen, die globale Ziele formulieren können, kommt jedem*je-

der Einzelnen eine individuelle Verantwortung zu. Während der Begriff Corporate Social 

Responsibility (CSR) die subsumierte Verantwortung von Unternehmen für nachhaltiges 

Handeln beschreibt, umfasst das Konzept der Consumer Social Responsibility (ConSR) 

die nachhaltigkeitsbezogenen Verpflichtungen von Konsumierenden. Auch der Steuer-

begriff und das Konzept der Ökosteuern wird definiert. Da die Effekte steuerlicher Maß-

nahmen wesentliche Erkenntnisse über die Wahrnehmung einer Fleischbesteuerung lie-

fern können, wird die Wirkung von Steuern detailliert untersucht. Zur Einbettung der The-

matik werden zudem die Auswirkungen des Fleischkonsums beleuchtet und der aktuelle 

Stand der Forschung in Bezug auf die Besteuerung von Fleisch erläutert. In einem letz-

ten Schritt wird der ethische, moralische und gerechtigkeitstheoretische Aspekt be-

schrieben. In diesem Schritt werden zentrale Begriffe erneut definiert und zwei grundle-

gende Theorien zur Gerechtigkeit dargestellt. Der zweite Teil widmet sich der empiri-

schen Untersuchung. Nach der Darlegung der methodischen Herangehensweise wer-

den die Interviewergebnisse systematisch präsentiert und interpretiert. Abschließend 

werden die zentralen Erkenntnisse zusammengefasst und ein Ausblick auf zukünftige 

Forschungsansätze gegeben. 
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2 Theoretischer Hintergrund 

Wie in der Einleitung und Problemstellung bereits ausgeführt, stellen die hohen Treib-

hausgasemissionen aus unserer Fleischproduktion eine enorme Belastung für unsere 

Umwelt dar, die in weiterer Folge die Biodiversität, Tierwelt und Menschheit betrifft. Maß-

nahmen zur Eindämmung der Treibhausgasemissionen sind notwendig, um den Klima-

wandel zu entschleunigen und auch zukünftigen Generationen ein würdiges Leben auf 

diesem Planeten zu ermöglichen. Der theoretische Hintergrund soll einen Überblick über 

den aktuellen Stand der Forschung liefern und gleichzeitig eine fundierte Basis für die 

Interpretation der empirischen Ergebnisse schaffen. 

Zu Beginn wird der Begriff der Nachhaltigkeit sowie das Konzept der nachhaltigen Ent-

wicklung im Kontext globaler Zielsetzungen der Nachhaltigkeitsbewegung erläutert. Im 

Anschluss daran erfolgt eine Analyse des Zusammenhangs zwischen Nachhaltigkeit und 

Fleischkonsum. Darauf aufbauend werden der Steuerbegriff und die Wirkmechanismen 

von Steuern vertiefend dargestellt. In diesem Rahmen wird auch auf ökologische Steu-

ern eingegangen, mit besonderem Fokus auf die konkrete Ausgestaltung einer 

Ökosteuer auf Fleisch. Der theoretische Rahmen schließt mit einer Auseinandersetzung 

mit relevanten ethischen, moralischen und gerechtigkeitstheoretischen Fragestellungen, 

die für die Wahrnehmung solcher Maßnahmen von zentraler Bedeutung sind. 

2.1 Nachhaltigkeit 

Ob in den Medien, der Politik oder der Wissenschaft – Nachhaltigkeit ist das Schlagwort 

und die Aufgabe des Jahrhunderts. Extreme Wetterereignisse wie Hitzewellen, Wald-

brände und Überschwemmungen sowie andere Naturkatastrophen stehen zunehmend 

im Fokus medialer Berichterstattung. Die rapide abnehmende Biodiversität stellt dabei 

nicht nur eine Bedrohung für die Tierwelt dar, sondern gefährdet gleichermaßen die Exis-

tenzgrundlagen des Menschen (Zeller, 2020, S. 9). Infolgedessen rückt der Klimawandel 

verstärkt in den Mittelpunkt gesellschaftlicher und politischer Diskussionen und etabliert 

sich zunehmend auf internationalen politischen Agenden. Es besteht wissenschaftlicher 

Konsens darüber, dass insbesondere anthropogene CO2-Emissionen den Treibhausef-

fekt verstärken und somit maßgeblich zur Beschleunigung des Klimawandels beitragen 

(Lin & Li, 2011, S. 5137). Die politische Ausgestaltung von Maßnahmen zur Bekämpfung 

des Klimawandels erweist sich aufgrund der Vielschichtigkeit des Themas als besonders 

anspruchsvoll. Einerseits verfolgen verschiedene Interessensgruppen teils stark diver-

gierende Zielsetzungen, andererseits erschweren wissenschaftliche Unsicherheiten in 

Bezug auf die Ursachen und die zukünftige Entwicklung des Klimawandels die 
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Formulierung klarer und konsensfähiger politischer Entscheidungen (Levin, Cashore, 

Bernstein & Auld, 2009, S. 1).  

In den vergangenen Jahren hat das Konzept der Nachhaltigkeit beziehungsweise der 

nachhaltigen Entwicklung zunehmend an Bedeutung gewonnen und erstreckt sich mitt-

lerweile auf zahlreiche Lebensbereiche – darunter Mobilität, Wohnen, Ernährung, Arbeit 

und Wirtschaft, Kultur sowie Klimaschutz (Pufé, 2014, S. 20). Die Klimakrise erfordert 

nun ein Umdenken und macht eine nachhaltige Lebensweise zum Erhalt unseres Le-

bensraums notwendig. In diesem Kapitel sollen zunächst der Begriff von Nachhaltigkeit 

definiert werden. Im Anschluss daran erfolgt eine nähere Auseinandersetzung mit dem 

Klima im Zusammenhang mit Nachhaltigkeit sowie einer nachhaltigen Entwicklung und 

globalen Zielen. Auch wird das Leitbild der ConSR als individuelle Handlungsmöglichkeit 

aufgegriffen und der Zusammenhang zwischen Fleischkonsum und Nachhaltigkeit dis-

kutiert. 

2.1.1 Begriffsdefinition 

Geprägt wurde der Begriff „Nachhaltigkeit“ im 18. Jahrhundert von Hans Carl von Carlo-

witz und kommt ursprünglich aus der Forstwirtschaft (Mayer, 2020, S. 3). Die zuneh-

mende Knappheit der Holzbestände erforderte eine neue Bewirtschaftungsweise, in der 

nicht mehr Holz geschlagen werden sollte, als nachwachsen konnte (Grunwald & 

Kopfmüller, 2022, S. 21f.). Nachhaltigkeit bedeutet folglich, dass der schonende Um-

gang mit Ressourcen das Fortbestehen eines Systems in seiner Funktionsweise dauer-

haft möglich macht (Pufé, 2014, S. 17). Nachdem dieser Begriff über 200 Jahre lang in 

der Forstwirtschaft Bestand hielt, wurde der Ausdruck in den 1970er-Jahren erweitert 

und erhielt eine gesamtgesellschaftliche Bedeutung (Weller, Fahrion & Jakubetz, 2012, 

S. 3). Heute kann Nachhaltigkeit so verstanden werden, dass Bedürfnisse in der Gegen-

wart nur soweit gedeckt werden, dass zukünftige Generationen in ihren Möglichkeiten 

nicht eingeschränkt werden (Mayer, 2020, S. 3).  

Aus dieser Auffassung heraus entstand das Drei-Säulen-Konzept, das eine Verknüpfung 

von Wirtschaft, Umwelt und Sozialem zur Erreichung nachhaltiger Entwicklung vorsieht. 

Ökologische Nachhaltigkeit bezeichnet den bewussten Umgang mit natürlichen, knap-

pen Ressourcen wie Wasser, Energie und Rohstoffen. Sie stellt die tragende Säule dar 

und erklärt, warum Nachhaltigkeit häufig mit Umweltschutz assoziiert wird (Pufé, 2014, 

S. 104). Die ökonomische Säule steht für ein nachhaltiges Wirtschaften und die Senkung 

der Ressourcenintensität. Neben Gewinnmaximierung soll das Wohl der Umwelt und 

Gesellschaft im Zentrum des Wirtschaftens liegen. Soziale Nachhaltigkeit meint 
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Umweltverantwortung und die Übergabe einer intakten Umwelt im Sinne der Generatio-

nengerechtigkeit (Weller et al., 2012, S. 3).  

Die Zusammenhänge zwischen den drei Dimensionen ökologischer, ökonomischer und 

sozialer Nachhaltigkeit werden in Abbildung 1 veranschaulicht. Die Schnittmenge dieser 

Bereiche steht für eine umfassende nachhaltige Entwicklung, bei der keine der Säulen 

isoliert betrachtet wird. 

Abbildung 1: Drei Säulen der Nachhaltigkeit 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach (Weller et al., 2012, S. 3) 

Innerhalb dieser Säulen entstehen Zielkonflikte. Die Realisierung eines Ziels ist häufig 

nur zu Lasten eines anderen Ziels möglich (Kummer, Grün & Jammernegg, 2018, S. 32) 

und dies zeigt die Problematik auf, weshalb Politik, Wirtschaft und Gesellschaft zwar an 

einem Strang, aber oft nicht in dieselbe Richtung ziehen. 

2.1.2 Nachhaltige Entwicklung und globale Ziele 

Im Jahr 1992 wurde in Rio de Janeiro das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nati-

onen über Klimaänderungen (UNFCCC) verabschiedet. Es war das erste Klimarahmen-

übereinkommen mit dem Ziel, den Klimaschutz zu stärken und die Emissionen von Treib-

hausgasen zu begrenzen. Mit diesem Abkommen wurde der fortschreitende Klimawan-

del erstmals als ernstzunehmendes Problem anerkannt und eine Grundlage für alle 

nachfolgenden internationalen Klimaabkommen geschaffen (Bäckstrand & Kuyper, 

2017, S. 764). Das Übereinkommen trat zwei Jahre später in Kraft und sah eine gemein-

same, aber differenzierte Verantwortung der teilnehmenden Staaten vor. Dabei sollten 
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die Industrieländer aufgrund ihrer historischen Verantwortung die Führung bei der Ein-

dämmung des Klimawandels übernehmen (Boykoff, 2010, S. 29). Das UNFCCC traf 

seine Entscheidungen im Konsens (Kuyper, Schroeder & Linnér, 2018, S. 345). Dies 

führte zuletzt dazu, dass es keine Einigung hinsichtlich verbindlicher Reduktionsver-

pflichtungen gab, hauptsächlich aufgrund des Widerstands der USA (Boykoff, 2010, S. 

30; Kuyper et al., 2018, S. 345). 

Im Jahr 1997 wurde mit dem Kyoto-Protokoll eine Ergänzung zur Klimarahmenkonven-

tion beschlossen. Es legte erstmals verbindliche Reduktionsziele für Treibhausgasemis-

sionen der Industrieländer fest und formulierte die Vorgaben deutlich konkreter als das 

ursprüngliche Rahmenübereinkommen. Aufgrund der anspruchsvolleren Anforderungen 

zogen sich die Verhandlungen über mehrere Jahre hin, sodass das Protokoll erst 2005 

in Kraft trat (Boykoff, 2010, S. 30ff.). Bis zu seinem In-Kraft-Treten war die Ratifizierung 

von 55 Vertragsstaaten, die insgesamt für mindestens 55% der CO2-Emissionen ver-

antwortlich waren, notwendig (Pohlmann, 2004, S. 23). Das Kyoto-Protokoll unterteilte 

die Vertragsstaaten in zwei Blöcke und spaltete die Welt damit in zwei Teile (Weitzman, 

2016, S. 3). Die im Annex B aufgeführten Industriestaaten gingen die Verpflichtung ein, 

ihre Treibhausgasemissionen im Vergleich zum Niveau von 1990 um mindestens 5,2% 

zu senken. Im Gegensatz dazu unterlagen weder die Nicht-Annex-B-Staaten noch jene 

Länder, die das Protokoll nicht ratifizierten, solchen Emissionsbegrenzungen (Ströbele, 

2005, S. 326). Erneut waren die größten Emittenten von den Reduktionsverpflichtungen 

ausgenommen, da sie das Kyoto Protokoll entweder nicht ratifiziert haben (USA) oder 

nicht Teil des Annex B waren (China). Ein immer größer werdender Anteil der Emissio-

nen entsteht jedoch in den Entwicklungsländern, die nicht im Annex B aufgelistet waren. 

Ebenso ermöglichten Standortverlagerungen von Produktionsstätten oder Importe eine 

Verfälschung des eigenen Klimaziels (Ströbele, 2005, S. 227f.). Im Rahmen eines inter-

nationalen Emissionshandelssystems konnten Emissionseinheiten zudem verkauft wer-

den, sodass Überschusskapazitäten an jene Länder verkauft werden konnten, die ihre 

Ziele bereits überschritten haben (Pohlmann, 2004, S. 24).  

Das Pariser Klimaabkommen im Jahr 2015 wird häufig als der Durchbruch in der inter-

nationalen Klimapolitik bezeichnet. Das Abkommen betrifft Länder, auf die etwa 95% der 

weltweiten Kohlendioxidemissionen entfallen (Weitzman, 2016, S. 4). Eines der zentra-

len Ziele ist es, die Erderwärmung im Vergleich zur vorindustriellen Zeit auf deutlich unter 

2 Grad Celsius zu begrenzen. Erstrebenswert wäre eine Einhaltung des 1,5-Grad-Ziels 

(Latif, 2016, S. 21). Im Gegensatz zum Kyoto-Protokoll wurde beim Pariser Abkommen 

ein Bottom-up-Ansatz verfolgt, bei dem die Vertragsstaaten alle fünf Jahre eigenständig 

festgelegte Beiträge zur Reduktion von Emissionen leisten, die als „nationally 
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determined contributions“ (NDC) bezeichnet werden (Neubäumer, 2021, S. 781f.). Glo-

bale Treibhausgasemissionen sollen bis zum Jahr 2050 auf null gesenkt werden 

(oesterreich.gv, 2024). Doch erneut ergibt sich das Problem, dass es weder Sanktionen 

für die Festlegung zu niedriger Ziele noch für deren Nichteinhaltung gibt (Weitzman, 

2016, S. 4).  

Nachdem erkannt wurde, dass der Klimawandel eine globale Herausforderung darstellt, 

die nur durch gemeinsames Handeln bewältigt werden kann und einen internationalen 

Schulterschluss erfordert, trugen zahlreiche Konventionen und Abkommen dazu bei, 

dem Ziel einer nachhaltigen und gerechten Zukunft näherzukommen. Gleichzeitig rückt 

auch der Beitrag von Unternehmen und Einzelpersonen zunehmend in den Fokus, wenn 

es um den Schutz natürlicher Ökosysteme und den verantwortungsvollen Umgang mit 

der Umwelt geht. Das nachfolgende Kapitel beschäftigt sich daher mit der ConSR und 

zeigt die Notwendigkeit auf, als Konsument*in Verantwortung für die Umwelt zu über-

nehmen. 

2.1.3 Consumer Social Responsibility 

Die Consumer Social Responsibility (ConSR) ist ein Teilbereich der Konsument*in-

nenethik und meint die Konsument*innenverantwortung für ein nachhaltiges Handeln 

(Schmidt, 2015, S. 28). Der Begriff fußt auf dem Leitbild der Corporate Social Responsi-

bility (CSR), welches ein Konzept bezeichnet, bei dem Unternehmen bewusst so han-

deln, dass das soziale Wohlergehen derjenigen verbessert wird, deren Leben von den 

wirtschaftlichen Aktivitäten des Unternehmens betroffen sind. Das können Mitarbei-

tende, Lieferant*innen, Investor*innen, aber auch die Umwelt sein (Frederick, 2018, S. 

4). Treiber*innen sind insbesondere Konsument*innen, Gewerkschaften, Umweltakti-

vist*innen und NGOs (Non-Governmental Organisations) (Jackson & Seo, 2010, S. 283). 

Während CSR darauf abzielt, als unternehmerische Verantwortung die sozialen Kosten 

wirtschaftlicher Aktivitäten zu verringern, verschiebt sich der Fokus von ConSR auf die 

Rolle der Verbraucher*innen, ethische und nachhaltige Entscheidungen zu treffen, um 

ebenso Verantwortung für die ökologischen und sozialen Auswirkungen ihres Handelns 

zu übernehmen (Caruana & Chatzidakis, 2014, S. 578). Vitell (2015, S. 768) argumen-

tiert, dass Verbraucher*innen einerseits eine ethische Verantwortung gegenüber ande-

ren Stakeholdern in dyadischen Beziehungen (wie zwischen Käufer*in und Verkäufer*in) 

beim Kaufen, Nutzen und Entsorgen von Produkten haben. Anderseits kommt Konsu-

ment*innen eine Verantwortung gegenüber der Gesellschaft als Ganzes zu, Schaden zu 

vermeiden und proaktiv für den gesellschaftlichen Nutzen zu agieren.  
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Konsumentscheidungen werden auf Grundlage von persönlichen und moralischen Über-

zeugungen getroffen (Manning, 2013, S. 21). Darunter zählt auch die Einstellung zum 

Fleischkonsum und dessen ökologische und soziale Auswirkungen. ConSR umfasst in 

diesem Kontext die gesellschaftliche Verantwortung gegenüber den Konsequenzen auf 

die Tierhaltung, Lebensmittelsicherheit und Umwelt (Klink-Lehmann, Langen, Simons & 

Hartmann, 2022, S. 4). Zunächst ist es erforderlich, dass Konsument*innen über vorlie-

gende sozial-ökologische Probleme bestimmter Konsumoptionen informiert sind, um 

diese überhaupt an ihren Wertvorstellungen reflektieren zu können. Des Weiteren müs-

sen Konsument*innen die Möglichkeit haben, sich mit Handlungsalternativen bezüglich 

ihres Konsumverhaltens auseinanderzusetzen und diese als realisierbar einzustufen, 

damit sich Gewissensprozesse und persönliche Überzeugungen tatsächlich auf das 

Konsumverhalten auswirken können (Thøgersen, 2005, S. 145ff.). 

Abschließend lässt sich zusammenfassen, dass CSR als unternehmerische Verantwor-

tung und ConSR als Bereitschaft von Konsument*innen, Kaufpräferenzen an ethischen, 

sozialen und ökologischen Werten auszurichten, als gemeinsames Leitbild und Bestand-

teile einer integrierten Wirtschaftsethik verstanden werden können (Schmidt, 2015, S. 

17). In einer Welt, in der nachhaltiges und ethisches Handeln zunehmend an Bedeutung 

gewinnt, ist es unerlässlich, dass sowohl Unternehmen als auch Verbraucher*innen Ver-

antwortung übernehmen, proaktiv werden und zur Gestaltung einer zukunftsfähigen Ge-

sellschaft beitragen. 

2.1.4 Fleischkonsum und Nachhaltigkeit 

Die Produktion von Fleisch ist mit erheblichen Treibhausgasemissionen verbunden, die 

maßgeblich zur globalen Erwärmung beitragen und Umweltschäden hervorrufen (Abadie 

et al., 2015, S. 280). Zur Erreichung internationaler klimapolitischer Ziele ist es daher 

erforderlich, sowohl die Emissionen von Treibhausgasen als auch den Konsum tierischer 

Produkte deutlich zu reduzieren (Cederberg, Hedenus, Wirsenius & Sonesson, 2013, S. 

339). Im Jahr 2022 betrug der Pro-Kopf-Konsum von tierischen Erzeugnissen noch 227 

Kilogramm (Statistik Austria, 2023a). Obwohl die Deutsche Gesellschaft für Ernährung 

empfiehlt, nicht mehr als 300 Gramm Fleisch pro Woche bzw. 15,6 Kilogramm pro Jahr 

zu verzehren (Deutsche Gesellschaft für Ernährung e. V., 2024), konsumierte der*die 

Österreicher*in im Jahr 2022 durchschnittlich etwa 58,6 Kilogramm Fleisch. Das über-

steigt mehr als dreieinhalb der empfohlenen Menge (Statistik Austria, 2023a). Die glo-

bale Nachfrage nach Fleisch hat in den letzten Jahren zugenommen und die weltweit 

steigende Gesamtbevölkerung lässt vermuten, dass der Fleischkonsum weiterhin 
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steigen wird (Abadie et al., 2015, S. 281). Diese Entwicklung bringt erhebliche Folgen 

für Gesundheit, Umwelt und Tierwohl mit sich und belastet unsere natürlichen Ressour-

cen.  

Der übermäßige Konsum von rotem Fleisch (Rind, Kalb, Schwein und Lamm) wurde 

Anfang der 2000er-Jahre erstmals als potenziell gesundheitsgefährdend eingestuft. Wis-

senschaftliche Studien weisen zunehmend darauf hin, dass ein hoher Verzehr von rotem 

Fleisch mit einem erhöhten Risiko für schwere chronische Erkrankungen wie Typ-2-Di-

abetes mellitus, Herz-Kreislauf-Erkrankungen und bestimmte Krebsarten verbunden 

sein kann. Ein noch größeres Risiko geht von verarbeitetem roten Fleisch aus, da dieses 

zur Verlängerung der Haltbarkeit behandelt wird und zusätzliche gesundheitsgefähr-

dende Konservierungs- und Zusatzstoffe enthält (Wolk, 2017, S. 106). 

Eine Studie, durchgeführt in Italien, ergab, dass eine Reduktion des Konsums an Rind-

fleisch ein erhebliches Gesundheits- und Sterberisiko verringern kann. Reduzieren itali-

enische Fleischkonsument*innen ihren wöchentlichen Verzehr von Rindfleisch auf 150 

Gramm, so könnte laut den Autor*innen die Zahl der durch Darmkrebs bedingten Todes-

fälle um 1,2% bis 6% sowie das Risiko für Herz-Kreislauf-Erkrankungen um 1,2% bis 

5,2% gesenkt werden. Wird der Rindfleischkonsum hingegen auf maximal 50 Gramm 

pro Woche begrenzt, lassen sich diese Risiken sogar um 3% bis 7,2% beziehungsweise 

2,7% bis 9,3% reduzieren (Farchi, De Sario, Lapucci, Davoli & Michelozzi, 2017, S. 10). 

Darüber hinaus stellt der begrenzte Lebensraum der Tiere ein wesentliches Problem in 

der Tierhaltung dar (Nijdam, Rood & Westhoek, 2012, S. 765). Die Haltungsbedingun-

gen der Viehzucht führen häufig zu Krankheiten unter den Tieren und schmerzhafte 

Maßnahmen zur Krankheitsvorbeugung, wie das Kupieren der Schwänze von Schwei-

nen, sind nicht unüblich (Perino & Schwickert, 2023, S. 160). Zur Versorgung erhalten 

Tiere oft Antibiotika, die Rückstande im Fleisch hinterlassen können und von Menschen 

in weiterer Folge verzehrt werden (Wolk, 2017, S. 107). 

Während des Lebenszyklus von Lebensmitteln entstehen Emissionen in beträchtlichem 

Umfang, darunter insbesondere Methan (CH4) und Distickstoffoxid (N2O). Die Freiset-

zung von Methan erfolgt in erster Linie während der Verdauung von Futtermitteln durch 

Wiederkäuer. Der Großteil der Dickstoffoxid-Emissionen wird hingegen durch den Ein-

satz von Düngemitteln auf landwirtschaftlichen Nutzflächen ausgestoßen. Darüber hin-

aus entstehen weitere Emissionen bei der Produktion von Betriebsmitteln für die Land-

wirtschaft sowie bei der Verarbeitung, Verpackung, Kühlung, Lagerung und dem Trans-

port von Fleischprodukten (Goglio et al., 2015, S. 23ff.). Rotes Fleisch wird nicht nur in 

größeren Mengen konsumiert, als weißes Fleisch, sondern produziert mehr CO2 
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aufgrund der enterischen Fermentation von Wiederkäuern (Farchi et al., 2017, S. 2). 

Beim Verdauungsprozess von Wiederkäuern wird als Nebenprodukt Methan erzeugt 

(Nijdam et al., 2012, S. 766). Eine japanische Studie ergab, dass ein Rind während sei-

ner Lebenszeit in etwa 4.550 Kilogramm CO2-Äquivalente verursacht, wovon circa 61% 

der CO2-Emissionen auf Methangase aus der enterischen Fermentation entfallen, 

18,4% aus der Futtermittelproduktion und 8,3% aus dem Futtermitteltransport resultieren 

(Ogino, Orito, Shimada & Hirooka, 2007, S. 428). Es werden außerdem hohe Mengen 

an Futtermittel benötigt, da für Tiere oft ein bestimmtes Schlachtgewicht vorgesehen ist 

(Nijdam et al., 2012, S. 765). Es wird angeführt, dass Methan-Emissionen vergleichs-

weise schnell abgebaut werden und ihre Auswirkungen daher als weniger ausschlagge-

bend gelten. Dieses Argument trifft jedoch nur zu, solange der Viehbestand nicht weiter 

zunimmt. Wird der Rinderbestand hingegen verringert, gelangt weniger Methan in den 

atmosphärischen Kreislauf, was dazu beitragen kann, die Erderwärmung zu verlangsa-

men (Umweltbundesamt, 2023). 

Die Fleischindustrie verbraucht zudem eine beträchtliche Menge an Ressourcen. Im Ver-

gleich zu einem Kilogramm Eiweiß aus Kidneybohnen, wird bei der Produktion von ei-

nem Kilogramm Eiweiß aus Rindfleisch zehnmal mehr Wasser, Land, Dünger und Pes-

tizide sowie neunmal mehr Kraftstoff benötigt (Sabaté, Sranacharoenpong, Harwatt, 

Wien & Soret, 2015, S. 2068). Auch der Verlust der Biodiversität ist der Viehzucht und 

intensiven Landnutzung geschuldet. Diese wird durch die extensive Beweidung und das 

intensiv bewirtschaftete Grün- und Ackerland zum Anbau von Viehfutter verhindert. 

Ebenso verringern Stickstoffablagerungen und die Versauerung der Böden den Arten-

reichtum (Leip et al., 2015, S. 2f.). Schließlich führt die Viehzucht auch eine Verschlech-

terung der Wasserqualität herbei, zumal Stickstoff und Phosphor im Boden versickern 

und in das Wassersystem gelangen (Leip et al., 2015, S. 3).  

Es zeigt sich, dass der Fleischkonsum und die damit einhergehenden Umstände erheb-

liche Folgen auf Gesundheit, Tierwohl und Umwelt haben kann. Vor diesem Hintergrund 

stellt sich die Frage nach geeigneten Maßnahmen zur Reduzierung des Fleischkon-

sums. Dabei rücken Steuern als politisches Instrument in den Vordergrund, das im Fol-

genden mit Blick auf ökologische Zielsetzungen näher betrachtet wird.   

2.2 Steuern 

Steuern sind ein Thema, das intensiv und häufig emotional diskutiert wird, große mediale 

Aufmerksamkeit erhält und sowohl im wissenschaftlichen als auch im politischen Diskurs 

eine zentrale Rolle spielt. In erster Linie dienen sie der Finanzierung staatlicher Aufga-

ben. Darüber hinaus können sie – bewusst oder unbewusst – das Verhalten von 
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Bürger*innen und Unternehmen beeinflussen. Solche Steuerungseffekte lassen sich ge-

zielt durch sogenannte Lenkungsabgaben herbeiführen. Ökologische Steuerinstru-

mente, auch Ökosteuern genannt, erfüllen sowohl eine fiskalische als auch eine len-

kende Funktion und verfolgen das Ziel, durch Veränderungen im Verhalten die Umwelt-

qualität zu verbessern (Stephan et al., 2003, S. 20). Ähnlich wie Verbrauchsteuern auf 

Tabak, Alkohol oder zuckerhaltige Getränke, können Umwelt- bzw. Öko-Steuern ein er-

wünschtes Verhalten in eine bestimmte Richtung lenken (Zieser, 2018, S. 130).  

Das folgende Kapitel widmet sich dem Themenbereich der Steuern. Bevor die Begriff-

lichkeit der Ökosteuern näher gedeutet wird, muss zunächst der allgemeine Begriff der 

Steuern und die Wirkungsweisen von Steuern definiert werden. Im Anschluss daran wer-

den im Konkreten Ökosteuern erläutert und das Konzept der Ökosteuer auf Fleisch dar-

gelegt. 

2.2.1 Begriffsdefinition 

Zu unterscheiden sind Steuern von Beiträgen und Gebühren. Alle drei Termini fallen 

unter den Oberbegriff „Abgaben“, haben aber unterschiedliche Zwecke und Verwendun-

gen (Hilber, 2015, S. 1).  

Steuern sind Geldleistungen an Gebietskörperschaften, denen keine unmittelbare Ge-

genleistung gegenübersteht. Im Unterschied dazu werden Beiträge von jenen Personen 

entrichtet, die ein besonderes Interesse an der Errichtung oder dem Erhalt einer öffent-

lichen Einrichtung haben. Dazu zählen etwa Sozialversicherungsbeiträge, Beiträge zur 

Straßenreinigung sowie Beiträge an Berufsvereinigungen und Kammern. Gebühren 

wiederum stellen Entgelte für unmittelbar in Anspruch genommene Leistungen einer öf-

fentlich-rechtlichen Körperschaft dar, wie etwa die Gebühr für die Ausstellung von Aus-

weisdokumenten, die Müllabfuhrgebühr oder die Kanalanschlussgebühr (Hilber, 2015, 

S. 1). Anders als Beiträge und Gebühren, die zur Finanzierung öffentlicher Leistungen 

erhoben werden, haben Steuern keine Zweckbindung. Auch bemisst sich die Höhe der 

Steuern gemäß der Opfertheorie an der Leistungsfähigkeit eines Individuums, während 

sich die Höhe von Gebühren und Abgaben nach der Äquivalenztheorie richtet. Diese 

sieht eine Gleichwertigkeit von Leistung und Gegenleistung vor (sog. Kostendeckungs-

prinzip). Gebühren werden für Individualleistungen erhoben, Beiträge für Kollektivleis-

tungen (Tumpel, 2023, S. 14f.).  

Damit eine entrichtete Abgabe als Steuer verstanden werden kann, müssen somit die 

folgenden Merkmale zutreffen (Hilber, 2015, S. 2): 

1. Es muss sich um eine Geldleistung handeln. 
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2. Es darf der Geldleistung keine unmittelbare Gegenleistung gegenüberstehen. 

3. Die Erhebung erfolgt durch Gebietskörperschaften (Bund, Länder oder Gemein-
den). 

4. Die Erhebung dient der Erzielung von Einnahmen und hat somit einen fiskalischen 
Zweck. 

Wie bereits erwähnt, dient das Steuersystem der Finanzierung eines Staates (Stephan 

et al., 2003, S. 20). Hinzu kommt häufig eine Lenkungswirkung, die ein bestimmtes Ver-

halten steuert. Ein Staat ist darauf angewiesen, den Finanzbedarf für die Erfüllung seiner 

Pflichten hauptsächlich durch Steuereinnahmen zu decken (Weber-Grellet, 2001, S. 10). 

Dies kann durch direkte und indirekte Steuern erfolgen. Direkte Steuern werden von den 

Steuerträger*innen unmittelbar selbst entrichtet, wie zum Beispiel die Einkommensteuer, 

Gewerbesteuer, Körperschaftsteuer oder KFZ-Steuer. Bei indirekten Steuern hingegen 

– etwa der Umsatzsteuer oder der Mineralölsteuer – besteht eine Trennung zwischen 

Steuerschuldner*innen und Steuerträger*innen: Während die Steuerträger*innen die tat-

sächliche Steuerlast tragen, führen die Steuerschuldner*innen die Steuer lediglich mit-

telbar ab (Tumpel, 2023, S. 15f.). 

Ihren Ursprung fanden Steuern bereits vor über 5.000 Jahren. Mit den Eroberungen und 

der Ausweitung der politischen Macht durch die Römer*innen stieg der Bedarf an finan-

ziellen Mitteln. Über viele Jahrhunderte hinweg gelang es dem Römischen Reich, die 

Steuerlast auf unterworfene Völker abzuwälzen und die Einnahmen zur Finanzierung 

weiterer Expansionen zu nutzen. Im Mittelalter stand die Besteuerung zunehmend im 

religiösen Kontext: Üblich waren unter anderem eine Kreuzzugssteuer für jene, die sich 

weigerten, an Kreuzzügen teilzunehmen, eine sogenannte Himmelsteuer für Personen 

außerhalb des christlichen Glaubens sowie eine Judenheiratsabgabe zur Einschränkung 

des jüdischen Bevölkerungswachstums (Sahm, 2023, S. 14). Jahrhunderte lang waren 

Steuersysteme von Ungleichheiten und Diskriminierungen bestimmter Bevölkerungs-

gruppen geprägt. In Österreich reformierte Maria Theresia nach ihrer Krönung im Jahr 

1740 die Politik- und Finanzverwaltung und somit das gesamte Steuerwesen. Neben 

anderen Neuerungen schaffte sie Steuerbefreiung für den Adel ab (Sahm, 2023, S. 

191f.). Doch nach ihrem Tod nahm die willkürliche und diskriminierende Besteuerung 

vorerst kein Ende (Sahm, 2023, S. 193). Steuern stehen seit Beginn ihrer Zeit einem 

negativem Sentiment, Skepsis und Unmut gegenüber. Diese generelle negative Wahr-

nehmung könnte eine der Ursachen dafür sein, weshalb unser Steuersystem grundsätz-

lich als unfair empfunden wird und durch eine niedrige Steuermoral geprägt ist (Mühlba-

cher, 2018b, S. 54). 
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Die vorhergehende begriffliche und historische Einordnung verdeutlicht, dass Steuern 

nicht nur der staatlichen Finanzierung dienen, sondern auch das Verhalten von Bür-

ger*innen beeinflussen können. Wie diese Lenkungswirkung konkret ausgestaltet ist, 

wie sie auf Konsument*innen wirkt und unter welchen Bedingungen sie gesellschaftliche 

Akzeptanz findet, wird im folgenden Kapitel untersucht. 

2.2.2 Wirkungsmechanismen und Akzeptanz von Steuern  

Steuern stellen einen integralen Bestandteil einer Volkswirtschaft dar. Steuereinnahmen 

ermöglichen eine Vielzahl an wirtschafts-, sozial- und umweltpolitischen Funktionen, fi-

nanzieren wertvolle öffentliche Güter wie Gesundheit und Bildung und beeinflussen die 

Wohlfahrt eines Staates. Dieses Kapitel widmet sich daher den Auswirkungen von Steu-

ern und wie diese Konsument*innen beeinflussen. 

In der Studie von Rivers & Schaufele (2015, S. 23ff.) wurde bereits gezeigt, dass Kon-

sument*innen auf eine Erhöhung der Steuern sensibler reagieren können, als auf eine 

reine Preiserhöhung. Dieses Verhalten könnte auf mehrere Gründe zurückzuführen sein. 

Im Gegensatz zu einer einfachen Preiserhöhung, dürften Verbrauchsteuern als politi-

sches Signal für eine langfristige Änderung wahrgenommen werden, weshalb Konsu-

ment*innen eher ihre Verbraucher*innenentscheidungen langfristig überdenken. Im Fall 

der Mineralölsteuer könnte eine durch die Verbrauchsteuer bedingte Preiserhöhung 

möglicherweise zum Wechsel des Transportmittels oder Kauf eines kraftstoffeffiziente-

ren PKWs veranlasst haben (Tiezzi & Verde, 2016, S. 86). Im Fall einer CO2-Steuer 

dürften Verbraucher*innen die Wirkung grundsätzlich als negativ und ineffizient bewer-

ten. Werden jedoch Nachweise erbracht, dass die Steuer tatsächlich zur Reduktion von 

Emissionen beiträgt, steigt die Unterstützung hinsichtlich der Kohlenstoffsteuer 

(Andersson, 2019, S. 1). 

Ein zentraler Gegenstand in der Psychologie des Steuerzahlens ist die Steuerhinterzie-

hung (engl. tax evasion), bei der Steuerzahler*innen eine Steuerschuld zu verschleiern 

versuchen oder Einnahmen falsch präsentiert werden (Mühlbacher, 2018c, S. 9). Das 

Steuerverhalten wird in hohem Maße durch individuelle Einstellungen, emotionale Re-

aktionen und persönliche Urteile geprägt. Eine entscheidende Rolle spielt dabei das Ge-

rechtigkeitsempfinden gegenüber dem Steuersystem. Dieses umfasst verschiedene Di-

mensionen: die Verteilungsgerechtigkeit, also die faire Aufteilung der Steuerlast; die pro-

zedurale Gerechtigkeit, die sich auf die Fairness der Entscheidungsprozesse bezieht; 

sowie die retributive Gerechtigkeit, die die Angemessenheit der Sanktionierung bei Ver-

stößen betrifft (Mühlbacher, 2018b, S. 55ff.). Die gering ausgeprägte Steuermoral wird 

von der Bevölkerung häufig mit der fehlenden Gerechtigkeit des Steuersystems 
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begründet. Dies hebt die Notwendigkeit hervor, die Steuerpolitik nachvollziehbar und fair 

zu machen und durch vertrauensbildende Maßnahmen zu stärken. Durch Transparenz 

und Mitspracherecht würde Vertrauen von Steuerzahlenden in das Steuersystem aufge-

baut werden, wodurch die Steuermoral erhöht und die Kooperationsbereitschaft stabili-

siert werden könnte (Kogler, Muehlbacher & Kirchler, 2015, S. 136f.; Mühlbacher, 2018a, 

S. 106ff.). Eine Möglichkeit zur Erhöhung der Akzeptanz steuerlicher Maßnahmen stellt 

das sogenannte Earmarking dar. Dabei werden die Einnahmen aus bestimmten Steuern 

zweckgebunden verwendet – etwa zur Finanzierung von Nichtraucherprogrammen im 

Fall der Tabaksteuer oder zur Unterstützung von Suchtprävention und Rehabilitations-

maßnahmen bei der Alkoholsteuer. Auf diese Weise können die hohen Ausgaben zur 

Aufrechterhaltung des Gesundheitssystems zumindest teilweise ausgeglichen und 

gleichzeitig gezielte gesundheitsfördernde Maßnahmen unterstützt werden (Zieser, 

2018, S. 123).   

Aktuelle Studien zeigen, dass bisherig eingeführte Verbrauchsteuern auf Lebensmittel 

guten Anklang fanden. Eine dieser Verbrauchsteuern stellt die Zuckersteuer dar. Im April 

2018 wurde in Großbritannien eine Abgabe auf zuckerhaltige Getränke eingeführt, wel-

che an Verbraucher*innen vollständig weitergegeben wird und je nach Zuckergehalt va-

riiert. Ab acht Gramm Zucker pro 100 Milliliter beträgt die Steuer 24 Pence pro Liter, 

enthält das Getränk zwischen fünf und acht Gramm Zucker pro 100 Milliliter, beträgt die 

Steuer 18 Pence pro Liter, ein Zuckergehalt von unter fünf Gramm pro 100 Milliliter bleibt 

unbesteuert (Dickson, Gehrsitz & Kemp, 2023, S. 4). Eine Steuer basierend auf dem 

Zuckergehalt dürfte wirksamer sein, als eine mengenbasierte Steuer (Allais, Enderli, 

Sassi & Soler, 2023, S. 1100). Dickson et al. (2023, S. 12ff.) zeigten, dass die Steuer bis 

zum Ende des Beobachtungszeitraums im Jänner 2020 eine erhebliche Kalorienredu-

zierung von ca. 8,5 Milliarden pro Woche beziehungsweise eine jährliche Reduktion von 

6.600 Kalorien pro Einwohner*in in Großbritannien bewirkte. Eine Studie von Rogers et 

al. (2023, S. 2) fand eine Verbindung zwischen der Zuckersteuer und der Verringerung 

der Fettleibigkeit von Mädchen zwischen zehn und elf Jahren in Großbritannien. Bedingt 

durch die Einführung der Zuckersteuer verringerte sich die Anzahl an Fällen von jungen 

Mädchen mit Adipositas um rund 5.200 Fälle. Dies entspricht einem Rückgang von 8%.  

Der Erfolg der Zuckersteuer in Großbritannien zeigte, dass Verbrauchsteuern zur geziel-

ten Lenkung eines Konsumverhaltens durchaus wirksam sein können. Es stellt sich die 

Frage, ob eine Besteuerung in anderen Bereichen des Konsums ebenso effektiv sein 

kann. Das nachfolgende Kapitel beschäftigt sich daher mit der Besteuerung zu Nachhal-

tigkeitszwecken. Es wird zudem die Debatte rund um eine Ökosteuer auf Fleisch näher 

beleuchtet. 
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2.2.3 Ökosteuern 

Die kontinuierlich steigenden anthropogenen Treibhausgasemissionen erfordern wirk-

same Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels, die einerseits umweltfreundli-

ches Verhalten gezielt fördern und andererseits klimaschädliche Aktivitäten konsequent 

eindämmen. Eine zunehmend verbreitete politische Maßnahme zur Eindämmung des 

Klimawandels ist die Besteuerung umweltschädigenden Verhaltens. Beispielsweise 

wurde im Rahmen der Ökosozialen Steuerreform in Österreich im Herbst 2022 eine 

CO2-Bepreisung eingeführt (Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mo-

bilität, Innovation und Technologie (BMK), 2023). Diese zählt zu den bedeutendsten In-

strumenten der ökologischen Steuerpolitik und fokussiert auf das wichtigste Treibhaus-

gas, Kohlenstoffdioxid (Lin & Li, 2011, S. 5137). Studien, etwa von Andersson (2019, S. 

27) und Pretis (2022, S. 140), verdeutlichen bereits, dass CO2-Steuern effektive Maß-

nahmen zur Senkung von CO2-Emissionen darstellen können. 

Bereits kurz vor der Jahrtausendwende wurde ein Konzept in Zusammenarbeit der Eu-

ropäischen Kommission, OECD und Internationalen Energieagentur zu Ökosteuern er-

stellt (Statistik Austria, 2024, S. 4). Nach jahrelanger Diskussion wurde im Jahr 2022 

schließlich die Ökosoziale Steuerreform eingeführt und damit eine Ökologisierung des 

Steuersystems veranlasst (Statistik Austria, 2024, S. 6). Per Definition sind Ökosteuern 

jene Steuern, die ein nachweislich umweltschädliches Verhalten besteuern (Eurostat, 

2024). Sie werden in Ressourcen-, Energie-, Transport- und Umweltverschmutzungs-

steuern eingeteilt (Wirtschaftskammer Österreich, 2024, S. 3). Den größten Anteil an 

Ökosteuern stellen die Energiesteuern dar. Im Jahr 2022 betrugen die Einnahmen aus 

Ökosteuern etwa 9,1 Milliarden, wovon knapp 4,8 Milliarden (52,4%) auf Energiesteuern 

entfielen (Statistik Austria, 2024, S. 4). Darauf folgen Transportsteuern mit 38,2%, Res-

sourcensteuern mit 8,6% und Umweltverschmutzungssteuern mit weniger als einem 

Prozent. Die Mineralölsteuer (eine Energiesteuer) stellt mit 43,7% die prominenteste 

Ökosteuer dar (Statistik Austria, 2024, S. 4f.). Der Großteil der Ökosteuern setzt sich 

aus Verbrauchsteuern zusammen, weshalb jede Person, ob Unternehmer*in oder Kon-

sument*in, von der Steuer erfasst wird und seinen*ihren individuellen Beitrag zur Verrin-

gerung der Umweltbelastung leisten kann. 

Mit fortschreitender Forschung in der Umweltökonomik wurde die Theorie der doppelten 

Dividende aufgestellt (He, Zhang, Wang & Ning, 2023, S. 1445). Die Hypothese besagt, 

dass eine Einführung von Umweltsteuern zwei positive Effekte (zwei Dividenden) her-

beiführen kann (Parry & Bento, 2000, S. 67). Tritt der Lenkungseffekt der Ökosteuer ein, 

kann die Umweltqualität verbessert werden. Dieser Effekt definiert die erste Dividende. 

Idealerweise wir die Steuer so erhoben, dass sich die Zahlungsbereitschaft für die 
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Nutzung des besteuerten Gutes oder der Dienstleistung mit den daraus resultierenden 

externen Kosten deckt (Stephan et al., 2003, S. 21). Die zweite Dividende bezieht sich 

auf die Steigerung der Gesamteffizienz einer Volkswirtschaft. Werden die Einnahmen 

aus der Ökosteuer sinnvoll eingesetzt, indem Steuern auf Arbeit, Produktion oder Kapital 

reduziert werden, kann Wohlfahrt und wirtschaftliches Wachstum gefördert werden (He 

et al., 2023, S. 1445).  

Bei Ökosteuern handelt es sich in der Regel um sogenannte Pigou-Steuern, die in erster 

Linie darauf abzielen, gezielt ein bestimmtes Verhalten zu steuern. Sie folgen dem Ver-

ursacherprinzip, dem zufolge jene Personen oder Gruppen, die durch ihr Verhalten Um-

weltbelastungen verursachen, zur Verantwortung gezogen werden sollen. Dies ge-

schieht, indem die externen Kosten der Umweltbelastung in die Preisbildung einbezogen 

und somit internalisiert werden (Stephan et al., 2003, S. 21). Dieser Ansatz beruht auf 

der Externalitätstheorie, die von den Ökonomen Alfred Marshall und Arthur C. Pigou 

entwickelt wurde. Sie bildet die theoretische Grundlage zur Erklärung der Ursachen von 

Umweltproblemen. Von Externalitäten oder externen Effekten ist die Rede, wenn das 

Handeln eines*einer Akteur*in den Nutzen anderer Akteur*innen beeinflusst, ohne dass 

dieser Effekt über den Markt ausgeglichen wird. Unterschieden wird zwischen positiven 

(vorteilhaften) und negativen (schädlichen) Externalitäten. Zu den negativen Externalitä-

ten zählen unter anderem Luftverschmutzung und Treibhausgasemissionen, die sich 

mithilfe einer Pigou-Steuer in die Marktmechanismen integrieren lassen, um ihre Kosten 

zu internalisieren (He et al., 2023, S. 1445). 

Besteuerungsgrundlage ist eine physikalische Größe, deren Nutzung nachweisbar ne-

gative Folgen auf die Umwelt hat. Dazu zählen Produkte, Prozesse oder auch der Ver-

brauch nicht erneuerbarer Ressourcen. Die bekanntesten Ökosteuern sind etwa die Mi-

neralölsteuer oder die KFZ-Steuer (Statistik Austria, 2023b, S. 4ff.). Eine CO2-Beprei-

sung, wie sie im Jahr 2022 in Rahmen der Ökosozialen Steuerreform in Österreich ein-

geführt wurde, ist eine Ökosteuer, die zu den primären marktbasierten Möglichkeiten 

zählt, Treibhausgasemissionen zu reduzieren (Zhang, Wang, Liang & Chen, 2016, S. 

298). 

In einer Studie von He, Sun, Niu, Long & Li (2021, S. 307ff.) wurde basierend auf Panel 

Daten der OECD-Länder von 1995 bis 2016 die kurz- und langfristigen Effekte von 

Ökosteuern auf die Energieeffizienz analysiert. Die Ergebnisse der Studie zeigten, dass 

Ökosteuern sowohl kurz- als auch langfristige positive Auswirkungen auf die Energieef-

fizienz haben, wobei die positiven Effekte langfristig stärker ausgeprägt sind. Es zeigt 

sich zudem, dass Ökosteuern in Ländern mit höherem Bruttoinlandsprodukt (BIP) im 

Vergleich zu Ländern mit niedrigerem BIP signifikantere Ergebnisse nachweisen. In 
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einer weiterführenden Studie wurde anhand der Daten von 2005 bis 2019 von 36 OECD-

Ländern die Auswirkung von Ökosteuern auf die Abschwächung des Klimawandels so-

wie der Verringerung von extremen Wetterereignissen untersucht (He et al., 2023, S. 

1440ff.). Auch in diesem Zusammenhang wurden positive Effekte festgestellt: Kurzfristig 

kann die Anzahl der Tage mit extremen Temperaturen für jede zusätzliche Einheit an 

Umweltsteuer pro Kopf um 0,06% reduziert werden, langfristig um 0,02%. Zudem wirkt 

sich die Ökosteuer auch auf die CO2-Emissionen kurzfristig signifikant mindernd aus. 

Langfristig zeigt sich ebenfalls eine tendenzielle Reduktion der Emissionen, wenngleich 

die Aussagekraft dieser Ergebnisse noch durch weiterführende Forschung untermauert 

werden muss, um die statistische Signifikanz abschließend zu bestätigen (He et al., 

2023, S. 1460). Die Ergebnisse der beiden Studien deuten darauf hin, dass Ökosteuern 

durchaus positive Auswirkungen auf die Energieeffizienz, die Reduktion von Tempera-

turanomalien sowie die Verringerung der Pro-Kopf-CO2-Emissionen haben können. 

Dass die Einführung einer Kohlenstoffsteuer sich als wirksam zur Reduktion von Treib-

ausgasen erweisen kann, zeigte auch eine Studie von Rivers & Schaufele (2015, S. 

23ff.). Im Sommer 2008 wurde in British Columbia (Kanada) eine Kohlenstoffsteuer ein-

geführt, mit dem Ziel, als erste CO2-Steuer in Nordamerika die Treibhausgasemissionen 

zu verringern. Die Studienergebnisse zeigten, dass die CO2-Steuer im Vergleich zu ei-

ner reinen Preisänderung etwa eine vier Mal stärkere Nachfragereaktion auslöste. Wäh-

rend eine Erhöhung des Benzinpreises um fünf Cent einen kurzfristigen Rückgang des 

Benzinverbrauchs um 2,1% bewirkte, konnte eine CO2-Steuer in der Höhe von fünf Cent 

pro Liter die Nachfrage um 8,4% senken. Dieses Ergebnis führt zu der Annahme, dass 

Konsument*innen empfindlicher auf eine Kohlenstoffsteuer reagieren, was die mögliche 

Wirksamkeit von Ökosteuern belegt. 

Zusammengefasst können Ökosteuern wirksame Anreize bieten, um umweltschädliches 

Verhalten zu meiden und dabei potenziell die Gesamteffizienz einer Volkswirtschaft stär-

ken (doppelte Dividende). Durch die Internalisierung externer Kosten finden Umweltkos-

ten ihren Niederschlag in wirtschaftlichen Aktivitäten. Auch können die Einnahmen durch 

die Ökosteuer für weitere Aktionen zum Schutz der Umwelt verwendet werden. Dies fällt 

unter den Begriff des Earmarking, bei dem Steuereinnahmen für bestimmte Zwecke ein-

gesetzt werden (Brett & Keen, 2000, S. 315f.). Ökosteuern sind zudem transparenter als 

ein reines cap-and-trade System, bei dem Emissionsobergrenzen („caps“) für jeden 

Staat festgelegt und auf dem freien Markt gehandelt werden („trade“) (Weitzman, 2016, 

S. 6). 

Neben den Studien und Forschenden, die Ökosteuern befürworten, wird in anderen For-

schungen argumentiert, dass Ökosteuern soziale Ungerechtigkeit herbeiführen. 
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Fremstad & Paul (2019, S. 88) stellten in ihrer Studie fest, dass CO2-Steuern einkom-

mensschwache Haushalte besonders stark belasten, da diese einen größeren Anteil ih-

res Einkommens für kohlenstoffintensive Produkte und Dienstleistungen aufwenden als 

einkommensstärkere Personen. Dadurch wird soziale Ungleichheit weiter verschärft. Zu-

dem kann es – je nach Art des besteuerten Gutes – zum sogenannten Carbon Leakage 

kommen. Dieses bezeichnet den Umstand, dass die Produktion emissionsintensive Gü-

ter ins Ausland verlagert wird. Dadurch entstehen Anreize zur Delokalisierung von Pro-

duktionsstandorten, was heimische Produzent*innen benachteiligt und die Wirksamkeit 

von Ökosteuern mindert (Abadie et al., 2015, S. 281; Davis & Caldeira, 2010, S. 5687). 

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt sind angesichts der aktuellen Entwicklungen des 

Klimawandels dringend notwendig. Aktuelle Statistiken verdeutlichen, dass bisher imple-

mentierte Maßnahmen unzureichend sind, um den Klimawandel effektiv zu begrenzen. 

Ob Ökosteuern hierfür ein geeignetes Instrument darstellen, bleibt aufgrund der unein-

heitlichen Forschungsergebnisse weiterhin kontrovers diskutiert. Aufbauend auf den all-

gemeinen Prinzipien ökologischer Besteuerung richtet sich der Fokus nun auf deren spe-

zifische Ausgestaltung im Bereich des Fleischkonsums. 

2.2.4 Wahrnehmungsbezogene Dimensionen der Ökosteuer auf Fleisch 

Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch ist seit mehreren Jahren Gegenstand kont-

roverser Diskussionen unter Forschenden. Dabei zeigt sich, dass die Umweltbelastun-

gen, die mit der Fleischproduktion einhergehen, von Konsument*innen und politischen 

Entscheidungsträger*innen häufig unterschätzt werden. Im Vergleich zu pflanzlichen 

Produkten erfordert die Herstellung tierischer Lebensmittel, insbesondere Fleisch, pro 

Kilogramm deutlich mehr Ressourcen wie Wasser und Landflächen und führt zu höheren 

Treibhausgasemissionen. Besonders stark ausgeprägt ist dies bei Fleisch von Wieder-

käuern, deren Verdauung große Mengen an Methan freisetzt – einem der bedeutendsten 

Treibhausgase (Nijdam et al., 2012, S. 762).  

Forschenden aus Schweden zu Folge könnte die Einführung einer Ökosteuer auf Rind-

fleisch die Treibhausgasemissionen um etwa 16 bis 25% reduzieren (Gren et al., 2019, 

S. 1581). Eine weitere Studie zeigt auf, dass die Besteuerung von Rind-, Schweine- und 

Hühnerfleisch sowie von vier weiteren tierischen Produkten die Treibhausgas-, Stick-

stoff-, Ammoniak- und Phosphoremissionen aus der Viehwirtschaft um circa 12% sen-

ken könnte (Säll & Gren, 2015, S. 47f.). Dennoch sind die exakten Auswirkungen einer 

solchen Steuer hinsichtlich der Emissionsreduktionen bisher nicht eindeutig prognosti-

zierbar. Studien präsentieren unterschiedliche Ergebnisse und dennoch sprechen sich 

zahlreiche Forschende für die Implementierung einer Ökosteuer auf Fleischprodukte 
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aus. In der Vergangenheit stieß die Besteuerung von Lebensmitteln aus Umweltschutz-

gründen jedoch vielfach auf Ablehnung (Säll & Gren, 2015, S. 49). Unbestritten bleibt, 

dass eine Besteuerung von Fleischprodukten erhebliches Potenzial für den Umwelt-

schutz birgt, weshalb es notwendig scheint, diesem Thema verstärkte Aufmerksamkeit 

zu widmen, um wirksamere Beiträge zum Klimaschutz leisten zu können (He et al., 2023, 

S. 1461). Der Versuch, Ernährungsgewohnheiten von Menschen zu ändern, stellt für 

politische Entscheidungsträger*innen eine erhebliche Herausforderung dar, da diese 

Gewohnheiten stark individualisiert, kulturell geprägt und oftmals als private Angelegen-

heiten angesehen werden (Bendz, Bäckstedt, Harring & Martin Persson, 2023, S. 2). 

Damit eine Ökosteuer auf Fleisch auf größere Zustimmung trifft, ist es entscheidend, 

Verbraucher*innen klar über den Zweck und Nutzen der Steuer zu informieren (Kallbek-

ken & Sælen, 2011, S. 2967). Mehrere Studien verdeutlichen, dass Aspekte des Tier-

wohls für die öffentliche Akzeptanz einer Ökosteuer auf Fleisch möglicherweise relevan-

ter sind als klimapolitische Argumente. Perino & Schwickert (2023, S. 160ff.) führten 

dazu ein Choice-Experiment mit 2.855 Teilnehmer*innen in Deutschland durch. Dabei 

wurden sechs verschiedene Besteuerungsvorschläge zur Abstimmung gestellt. Die Er-

gebnisse zeigten, dass die Teilnehmenden eher geneigt waren, einer Steuer zuzustim-

men, wenn diese primär dem Tierwohl statt dem Klimaschutz diente. Ähnliche Resultate 

präsentieren Palomo-Vélez, Tybur & van Vugt (2018, S. 63ff.), wonach Faktoren wie 

Ekel und Tierwohl die Einstellung zum Fleischkonsum stärker beeinflussen als gesund-

heitliche oder umweltbezogene Überlegungen. Diese Präferenz für eine Tierwohlabgabe 

beruht nicht zwingend auf der Erwartung einer tatsächlichen Reduktion des Fleischkon-

sums, sondern vielmehr auf der Überzeugung, dass eine solche Steuer wirksam zur 

Förderung des Tierwohls beiträgt, unabhängig von der konsumierten Fleischmenge 

(Perino & Schwickert, 2023, S. 163). Dennoch ergeben sich hieraus konkrete Hand-

lungsempfehlungen für politische Entscheidungsträger*innen, wonach die Integration 

von Tierwohlargumenten die Akzeptanz der Verbraucher*innen positiv beeinflussen 

könnte. 

Darüber hinaus ist das Vertrauen der Bevölkerung in politische Entscheidungsträger*in-

nen ein entscheidender Faktor für die Akzeptanz oder Ablehnung von Umweltsteuern. 

Ein geringes Vertrauen führt häufig zu einer Ablehnung der Steuermaßnahme (Hammar 

& Jagers, 2006, S. 613). Zudem erhöht sich die Zustimmung zur Steuer, wenn deren 

Einnahmen ausdrücklich für weitere Umweltmaßnahmen eingesetzt werden (siehe Ear-

marking) (Sælen & Kallbekken, 2011, S. 2188). Ferner bevorzugen Menschen politische 

Instrumente, die sowohl die Einführung umweltfreundlicher Technologien als auch das 

allgemeine Bewusstsein für Klimaschutz fördern (Brannlund & Persson, 2012, S. 716).  
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In verschiedenen Fallstudien wurden mögliche Auswirkungen einer Ökosteuer auf 

Fleisch diskutiert (Abadie et al., 2015, S. 280ff.; Caro et al., 2017, S. 78ff.; Säll, 2018, S. 

147ff.), wobei neben positiven Lenkungseffekten auch potenzielle Probleme identifiziert 

wurden. Insbesondere besteht die Gefahr, dass eine solche Steuer soziale Ungleichhei-

ten verschärft, da einkommensschwache Haushalte im Vergleich zu einkommensstär-

keren Haushalten überproportional stark belastet würden (Fremstad & Paul, 2019, S. 

88). Ohne eine gezielte Verwendung der Einnahmen zur Kompensation in anderen Steu-

erbereichen könnte die Ökosteuer auf Fleisch regressiv wirken und einkommensschwa-

che Gruppen zusätzlich belasten (Säll, 2018, S. 151). Darüber hinaus besteht die Mög-

lichkeit, dass eine Ökosteuer zu einer Verlagerung der Produktion oder zu einem Anstieg 

des grenzüberschreitenden Handels führt. In der Folge könnte die Steuer umgangen 

werden, was sich nachteilig auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit auswirken 

würde (Abadie et al., 2015, S. 292; Davis & Caldeira, 2010, S. 5687f.). Die Wahrneh-

mung der Fairness und Sinnhaftigkeit einer Einführung der Ökosteuer auf Fleisch stellt 

somit einen ersten interessanten Untersuchungsgegenstand dar, um die Einstellungen 

und Meinungen von Konsument*innen im Hinblick auf ethische und moralische Überle-

gungen zu erfassen. 

Bei einer Ökosteuer auf Fleisch fällt der libertäre Gedanke durch die Unausweichlichkeit 

der Steuer weg, da es keine „Opt-Out-Option“ gibt. Steuern bewirken häufig die Wahr-

nehmung eines Eingriffs in die individuelle Freiheit und stellen einen Freiheitsentzug da 

(Kirchler, 1999, S. 133). Es wäre somit denkbar, dass unter Konsument*innen Reaktanz 

entsteht und insbesondere einkommensstärkere Haushalte motiviert sind, Widerstand 

zu leisten und weiterhin oder sogar mehr Fleisch zu konsumieren. Die Theorie der psy-

chologischen Reaktanz nach Brehm (1966, S. 1ff.) besagt nämlich, dass eine (drohende) 

Einschränkung des eigenen Handlungsspielraums zu Widerstand (psychologischer Re-

aktanz) führen kann und dazu motiviert, die drohende Einschränkung zu beseitigen bzw. 

den Handlungsspielraum wiederherzustellen. Je nach Ausmaß der empfundenen Be-

drohung, der subjektiven Bedeutung der Einschränkung für die betroffenen Personen 

sowie dem Umfang der Maßnahme kann die Reaktanz unterschiedlich stark ausfallen. 

Je stärker eine politische Maßnahme als Eingriff in die persönliche Freiheit wahrgenom-

men wird, desto weniger gerecht wird die Maßnahme empfunden. Gleichzeitig steht die 

empfundene Gerechtigkeit selbst ebenfalls in einem positiven Zusammenhang mit der 

empfundenen Wirksamkeit einer Maßnahme (Ejelöv & Nilsson Hed, 2020, S. 6f.).  

Bendz, Bäckstedt, Harring & Martin Persson (2023, S. 1ff.) analysierten in einer qualita-

tiven Studie die Einstellungen zu zwei unterschiedlichen klimapolitischen Maßnahmen: 

(1) mengenbasierte Regulierungen in Form fleischfreier Tage in Schulkantinen sowie (2) 
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marktbasierte Instrumente wie eine Steuer auf Fleisch. Dafür werteten sie Beiträge in 

zwei schwedischen Online-Foren aus. Im Rahmen ihrer Analyse verwendeten die For-

schenden unter anderem die Kategorien „Fairness“ und „Freiheit“ (im Sinne der zuvor 

erwähnten „Reaktanz“). Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass die Befürwortung oder 

Ablehnung einer Steuer auf Fleisch teilweise auf die subjektive Wahrnehmung von Fair-

ness und Einschränkung individueller Freiheit zurückgeführt werden kann. 

Eine Gruppe von Forschenden konnte in einer mehrphasigen empirischen Untersuchung 

nachweisen, dass die Unterstützung für klimapolitische Maßnahmen innerhalb der 

Haredi-Gemeinschaft in Israel signifikant zurückging, nachdem eine Steuer auf Einweg-

plastik eingeführt worden war. Die besonders betroffene Bevölkerungsgruppe entwi-

ckelte unmittelbar nach der Gesetzesänderung ein ausgeprägtes Gefühl einer kollektiver 

Opferrolle und nahm die Maßnahme nicht vorrangig als umweltpolitisch motiviert wahr, 

sondern als gezielten politischen Angriff. Diese Wahrnehmung führte nicht nur zu einer 

ablehnenden Haltung gegenüber der konkreten Steuer, sondern hatte auch langfristige 

Auswirkungen auf die generelle Bereitschaft zum Umwelt- und Klimaschutz innerhalb 

der Gruppe. Selbst nach der Aufhebung der Steuer blieb eine anti-ökologische Grund-

haltung bestehen. Gleichzeitig wich ein Teil der Gemeinschaft auf alternative Beschaf-

fungswege aus, beispielsweise durch den Kauf von Einwegplastik in palästinensischen 

Gebieten, um den ökonomischen Folgen der Steuer zu entgehen. Die Studienergeb-

nisse machen deutlich, dass umweltpolitische Maßnahmen, die als ungerecht oder iden-

titätsbedrohend empfunden werden, nicht nur kurzfristige Reaktanz hervorrufen, son-

dern auch dauerhaft das Vertrauen in sowie die Unterstützung für Umweltpolitik schwä-

chen können (Malovicki-Yaffe, Hameiri, Bloy & Fishman, 2025, S. 145ff.). 

Eine experimentelle Studie von Spelt, Dijk, Ham, Westerink & IJsselsteijn (2019, S. 1ff.) 

untersuchte den Zusammenhang zwischen psychologischer Reaktanz und der sprachli-

chen Gestaltung persuasiver Botschaften zur Reduktion des Fleischkonsums. Dabei 

wurde zwischen hoch kontrollierenden und niedrig kontrollierenden Formulierungen dif-

ferenziert. Die Ergebnisse zeigten, dass Botschaften mit stark direktiver, kontrollierender 

Sprache signifikant höhere Reaktanz auslösten – gemessen an subjektiv berichteten 

Gefühlen von Ärger und der wahrgenommenen Bedrohung der Entscheidungsfreiheit. 

Trotz dieser unterschiedlichen emotionalen Reaktionen ließ sich jedoch in beiden Grup-

pen keine signifikante Veränderung in der Einstellung oder Intention zur Reduktion des 

Fleischkonsums feststellen. Diese Ergebnisse legen nahe, dass Reaktanz zwar als emo-

tional-kognitiver Widerstand zuverlässig messbar ist, persuasive Botschaften allein je-

doch nicht zwangsläufig zu einer Einstellungs- oder Verhaltensänderung führen. 



 

24 

Eine weitere Herausforderung bei der Einführung neuer umweltpolitischer Maßnahmen 

wie etwa einer Ökosteuer auf Fleisch liegt in der psychologischen Verzerrung der Risi-

kowahrnehmung. Wie Sunstein (2006, S. 1110f.) feststellt, neigen Menschen dazu, Ge-

fahren entweder zu überschätzen oder zu unterschätzen, insbesondere wenn ihnen Ver-

gleichswerte oder Erfahrungen fehlen. Diese „Fehlfurcht“ (misfearing) kann dazu führen, 

dass verhältnismäßig harmlose Maßnahmen mit starker Ablehnung begegnet werden, 

während gravierendere Probleme unterschätzt bleiben. Emotionale Reaktionen, irrefüh-

rende Vergleiche und mediale Verstärkungen begünstigen eine verzerrte Informations-

verarbeitung, die in Polarisierung und Reaktanz münden kann. Eine verständliche, 

sachorientierte Kommunikation scheint daher zentral, um Akzeptanz für neuartige Maß-

nahmen zu fördern und irrationale Ablehnung zu vermeiden. 

In Bezug auf Klimaschutz und Nachhaltigkeit ist auch kognitive Dissonanz eine ge-

wöhnliche Reaktion. In seinem Werk „A Theory of Cognitive Dissonance“ legt Leon Fes-

tinger (1957, S. 1ff.) die Grundlagen einer Theorie dar, welche sich mit innerpsychischen 

Konflikten befasst. Solche Konflikte entstehen, wenn Meinungen, Überzeugungen oder 

Verhaltensweisen eines Individuums miteinander unvereinbar sind. Festinger be-

schreibt, wie Menschen versuchen, einen Zustand kognitiver Dissonanz zu bewältigen, 

indem sie entweder ihr Verhalten oder ihre Überzeugungen anpassen oder durch das 

Hinzufügen neuer, kompatibler Informationen eine innere Übereinstimmung wiederher-

stellen. Dabei zeigt sich, dass Personen gezielt Informationsquellen auswählen, von de-

nen sie sich eine Bestätigung oder Verstärkung ihrer bestehenden Überzeugungen er-

hoffen. Umgekehrt werden solche Quellen vermieden, die geeignet wären, die beste-

hende Dissonanz zu verstärken. Die Reduktion kognitiver Dissonanz wird als grundle-

gender motivationaler Mechanismus verstanden, der mit anderen elementaren Bedürf-

nissen wie Hunger oder Frustration vergleichbar ist. Die Entstehung von Dissonanz kann 

unterschiedliche Ursachen haben, etwa durch neue Informationen, die bestehenden 

Überzeugungen widersprechen, oder durch Unsicherheiten bei Entscheidungen. Die In-

tensität, mit der Menschen danach streben, Dissonanz zu reduzieren, hängt von der 

subjektiven Bedeutung der betroffenen Kognitionen ab und wird durch Faktoren wie 

Schmerz, drohenden Verlust oder Zufriedenheit beeinflusst. Da es sich bei Ökosteuern 

um Maßnahmen handelt, die auf Nachhaltigkeit ausgerichtet sind – einem Bereich, der 

mit kognitiver Dissonanz verbunden sein kann – erscheint es naheliegend, dass auch im 

Zusammenhang mit der Ökosteuer auf Fleisch kognitive Dissonanz eine wesentliche 

Rolle spielt. 

Weingarten und Lagerkvist (2023, S. 1ff.) untersuchen in ihrer experimentellen Studie, 

inwieweit kognitive Dissonanz durch visuelle und textbasierte Informationsreize 
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ausgelöst werden kann und welchen Einfluss diese auf fleischvermeidendes Konsum-

verhalten haben. Die Versuchspersonen – allesamt regelmäßige Fleischkonsument*in-

nen – wurden zufällig einer von vier Bedingungen zugewiesen: Sie erhielten entweder 

gesundheitsbezogene Textinformationen, ein Bild, das ein lebendes Tier in direktem Zu-

sammenhang mit einem Fleischprodukt zeigte, eine Kombination beider Reize oder eine 

neutrale Kontrollbedingung. Die Ergebnisse zeigen, dass sowohl Textinformationen als 

auch bildliche Darstellungen signifikant kognitive Dissonanz hervorriefen. Diese Disso-

nanz ging mit einer erhöhten Wahrscheinlichkeit einher, im Rahmen eines hypotheti-

schen Auswahlverfahrens ein vegetarisches statt eines fleischhaltigen Produkts zu wäh-

len. Die Befunde deuten darauf hin, dass nicht allein die Bereitstellung von Informatio-

nen, sondern insbesondere die gezielte Auslösung kognitiver Dissonanz eine zentrale 

Rolle bei der Förderung fleischreduzierter Ernährungsentscheidungen spielt. Daraus er-

geben sich praxisrelevante Implikationen für die Gestaltung gesundheits- und umwelt-

bezogener Informationsmaßnahmen: So könnten beispielsweise visuelle Elemente auf 

Lebensmittelverpackungen oder Menükarten gezielt eingesetzt werden, um durch die 

Aktivierung kognitiver Dissonanz ein reflektierteres Konsumverhalten zu fördern. 

Studien zeigen, dass es Menschen bei der Bildung von Meinungen zu einer Thematik 

leichter fällt, wenn sie Analogien bilden können (Brand, Mesoudi & Smaldino, 2021, S. 

450ff.; Olsson & Galesic, 2024, S. 907ff.). Analogien fungieren dabei als Werkzeug, neue 

Informationen mit bereits existierenden Informationen zu verknüpfen und zu verstehen. 

Sie dienen als grundlegender Mechanismus, neue Informationen einzuordnen und kom-

plexere Informationen schneller zu verstehen (Brand et al., 2021, S. 451). Das Zurück-

greifen auf bestehende Denkmuster geschieht oft unbewusst, kann daher Fehlannah-

men herbeiführen und auch zu Veränderungen im Glaubenssystem führen (Olsson & 

Galesic, 2024, S. 907). In diesem Zusammenhang beschreibt Zaller (1992, S. 279) auch 

das Phänomen der sogenannten „on-the-spot“-Konstruktion: Wenn Menschen nach ihrer 

Meinung etwa zu steuerpolitischen Maßnahmen gefragt werden, verfügen sie nicht zwin-

gend über eine stabile, global integrierte Einstellung. Vielmehr greifen sie situativ auf 

verfügbare Wissensfragmente zurück – etwa jüngste Diskussionen, Erfahrungen oder 

Analogien – und bilden daraus eine momentane Einschätzung. Dieses Modell erklärt, 

warum sich Befragte je nach Framing oder Kontext der Frage widersprüchlich äußern 

können und unterstreicht die Bedeutung der öffentlichen Kommunikation zur Steuerak-

zeptanz. 

Bei komplexen, schwer greifbaren Klimaschutzmaßnahmen – wie etwa einer CO2-Be-

preisung oder einer Ökosteuer auf Fleisch – können vertraute steuerpolitische Konzepte 

Orientierung bieten. Gleichzeitig verdeutlichen Studien, etwa von Lorenzoni, Nicholson-
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Cole & Whitmarsh (2007, S. 453), dass Maßnahmen ohne historische oder persönliche 

Anknüpfungspunkte oft als unverständlich, überfordernd oder sogar ungerecht empfun-

den werden. Viele Menschen erkennen den Klimawandel zwar als kollektives Problem 

an, bezweifeln jedoch die Wirksamkeit individueller Beiträge – insbesondere dann, wenn 

diese mit einschneidenden Verhaltensänderungen einhergehen. Solche Wahrnehmun-

gen führen häufig zu Passivität und behindern die gesellschaftliche Akzeptanz klimapo-

litischer Maßnahmen. 

Die Diskussion über Fleischkonsum und Nachhaltigkeit zeigt, dass ein hoher Fleisch-

konsum und das aktuelle Niveau der Fleischproduktion mit erheblichen ökologischen 

Problemen verbunden sind. Eine Ökosteuer auf Fleisch ist eine Möglichkeit, die Exter-

nalitäten der Fleischproduktion nicht länger auszulagern, sondern einzubeziehen. Mit 

einer solchen Maßnahme rücken jedoch auch moralische, ethische und gerechtigkeits-

theoretische Fragen stärker in den Fokus. Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch 

stellt eine moralische Pflicht dar und zugleich eine politische Aufgabe, die fair umgesetzt 

werden muss. Das nächste Kapitel befasst sich deshalb mit den Themen Ethik, Moral 

und Gerechtigkeit. 

2.3 Ethik, Moral und Gerechtigkeit 

Der Nachhaltigkeitsgedanke einer Ökosteuer auf Fleisch berührt alle drei Säulen der 

Nachhaltigkeit. Er wirft grundlegende ökologische, ökonomische und soziale Fragen auf, 

die miteinander in einem Zielkonflikt stehen. Im Kern steht der ökologische Gedanke 

sowie die Verantwortung gegenüber Umwelt, Tieren und künftigen Generationen. Wäh-

rend utilitaristische Ansätze die Einführung der Steuer nach ihrem Nutzen für die Allge-

meinheit bewerten, werfen andere ethische Positionen Fragen nach der sozialen Ge-

rechtigkeit einer solchen Maßnahme auf. In diesem Kapitel werden relevante ethische 

und gerechtigkeitstheoretische Ansätze präsentiert, die eine normative Grundlage für die 

Wahrnehmung einer Ökosteuer auf Fleisch bilden. 

2.3.1 Moral, Ethik und deren Teilbereiche 

Der Ausdruck „Moral“ leitet sich aus dem Lateinischen Begriff „mos“ bzw. „mores“ (Sitte 

bzw. Sitten) ab und bezeichnet normative Regeln und Orientierungen (Brodbeck, 2003, 

S. 19). Moral ist demnach eine an den geltenden Sitten orientierte Verhaltensnorm. Sie 

wird durch Traditionen und Gewohnheiten gestützt und erhält auf diese Weise gesell-

schaftliche Akzeptanz. Da moralische Vorstellungen lediglich als Orientierung dienen, 

beruhen sie auf Freiwilligkeit und ziehen bei Nichtbefolgung grundsätzlich keine direkten 

Konsequenzen nach sich. Dennoch entfaltet Moral ihre Wirkung innerhalb eines sozialen 
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Umfelds und gewinnt insbesondere durch Kommunikation an Struktur und Beständigkeit 

(Brodbeck, 2003, S. 24). 

Der Begriff „Ethik“ wird häufig als ein Synonym von Moral verstanden. Oft wird jedoch 

argumentiert, dass sich die beiden Ausdrücke grundsätzlich unterscheiden. Der Aus-

druck „Ethik“ stammt aus dem Griechischen („ethos“ für Gewohnheit, Brauch oder Sitte) 

und wird etwa als Philosophie der Moral bzw. als wissenschaftliche Reflexion von Moral 

definiert (Werner, 2021a, S. 6). Die Ethik beschäftigt sich mit der Frage, wie Menschen 

handeln sollen (Wittwer, 2017, S. 273). Sie wird in drei Subdisziplinen unterteilt: die Me-

taethik, die normative und deskriptive Ethik. Die Metaethik analysiert die Grundlagen, 

Ontologie und Semantik moralischer Diskurse. Die deskriptive Ethik beschreibt Verhal-

tensregeln, Werturteile und verhaltensbezogene Einstellungen. Im Gegensatz dazu kri-

tisiert, begründet und rechtfertigt die normative Ethik diese. Die angewandte Ethik ist ein 

Teilbereich der normativen Ethik und beschäftigt sich mit bestimmten Praxisbereichen 

(Werner, 2021a, S. 6f.). Sie beabsichtigt, theoretisch begründete Lösungen für spezielle 

moralische Lösungen zu finden. Die angewandte Ethik umfasst daher beispielsweise die 

Medienethik, Medizinethik, Wirtschaftsethik sowie zahlreiche weitere Bereichsethiken 

(Wittwer, 2017, S. 283). Das Kernstück der Moralphilosophie bleibt jedoch die normative 

Ethik. Diese begründet verbindliche Normen des Zusammenlebens (Wittwer, 2017, S. 

275). 

Die für diese Arbeit relevanten Bereichsethiken sind die Tier- und die Umweltethik, 

welche Einfluss auf den individuellen Fleischkonsum ausüben können. In Anlehnung an 

den Utilitarismus sind nämlich jene Handlungen moralisch richtig, die das größtmögliche 

Glück stiften und den Nutzen bzw. das Wohlergehen aller Beteiligten maximieren 

(Nasher, 2009, S. 11). Im konkreten Fall sollen die Interessen aller Lebewesen gewahrt 

werden, indem Tierleid vermieden bzw. zukünftige Generationen durch nachhaltige 

Praktiken uneingeschränkt bleiben (Werner, 2021b, S. 274ff.). Einstellungen zum 

Fleischkonsum, der zu einem großen Teil für die Beschleunigung des Klimawandels ver-

antwortlich ist, werden somit jedenfalls durch zweierlei Stellschrauben beeinflusst: mo-

ralische Einstellungen in Bezug auf die Umweltethik und jene auf die Tierethik.  

Die Tierethik beschäftigt sich mit dem moralisch richtigen Umgang mit der Tierwelt. Ent-

scheidend bei der Beurteilung dieses Umgangs ist der moralische Status, den Menschen 

Tieren zuschreiben. Dabei stellt sich die Frage, ob Tiere ebenso wie Menschen eine 

Würde besitzen. Besonders Tierversuche, die landwirtschaftliche Nutzung von Tieren, 

der Verzehr tierischer Produkte und Massentierhaltung sind Gegenstand der kritischen 

Reflexion in der Tierethik (Bohrmann, 2018, S. 339f.). Die immer lauter werdende Tier-

rechtsbewegung stützt sich auf den utilitaristischen Grundgedanken. Als leidensfähige 
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Wesen haben Menschen Tieren gegenüber Pflichten und sollen Tiere daher als Teil der 

moralischen Gesellschaft anerkennen (Bohrmann, 2018, S. 342; Petrus, 2012, S. 85). 

Als stärkere Spezies ist der Mensch demnach Verantwortungsträger für seine umge-

bende Natur und tierischen Lebewesen (Bohrmann, 2018, S. 343). Die moralische Ein-

stellung gegenüber der landwirtschaftlichen Nutzung von Tieren, Massentierhaltung und 

Fleischkonsum weicht in unserer Gesellschaft dennoch stark ab. In den Studien von Pa-

lomo-Vélez et al. (2018, S. 63ff.) und Perino & Schwickert (2023, S. 160ff.) wurde jedoch 

bereits gezeigt, dass das Tierwohl ausschlaggebend für die öffentliche Unterstützung 

einer Ökosteuer auf Fleisch ist. 

Die Umweltethik ist ein großer Teilbereich und umfasst die Anliegen des Tier-, Umwelt- 

und Naturschutzes. Im Fokus liegt der respektvolle und ausgewogene Umgang mit der 

Natur und Umwelt. Die Umweltethik befasst sich sowohl mit den Werten der Natur als 

auch mit den Pflichten (deontologisch) gegenüber der Natur. In der Praxis ist sie darauf 

ausgerichtet, drängende politische und gesellschaftliche Probleme zu untersuchen und 

Handlungsempfehlungen zu entwickeln, die auf ethischen, politiknahen Kontexten ba-

sieren (Ott, 2021, S. 244f.). Zentral sind dabei Fragen nach Verantwortung, Werten und 

Pflichten gegenüber der außermenschlichen Natur. Sie präsentiert eine Vielzahl von Be-

gründungsmustern, darunter die Zerstörung von Ökosystemen, der Biodiversitätsverlust 

sowie der Klimawandel (Bossert & Schlegel, 2021, S. 78).  

Die Tier- und Umweltethik konfrontiert uns mit der dringenden Herausforderung, unsere 

moralische Verantwortung gegenüber der Umwelt, der Natur und allen Lebewesen zu 

überdenken. Umweltschutz ist daher nicht nur ein Thema der Nachhaltigkeit, sondern 

auch eine Frage der Moral und Gerechtigkeit gegenüber zukünftigen Generationen und 

der Natur. 

2.3.2 Steuermoral 

Unter dem Begriff Steuermoral können Einstellungen zu Steuern, zum Steuersystem und 

oder zu Steuerbehörden verstanden werden (Tennert & Arenberg, 2024, S. 270f.). Eine 

hohe Steuermoral zeichnet sich somit durch eine positive Einstellung zum Steuerzahlen 

und eine freiwillige Steuerehrlichkeit aus, die sich in einer freiwillig ordnungsgemäßen 

Entrichtung der Steuerschuld äußert (Mühlbacher, 2018c, S. 8). Die OECD definiert 

Steuermoral auch als die intrinsische Motivation, Steuern abzuführen und Steuergesetze 

freiwillig einzuhalten (OECD, 2019, S. 11). Die Einstellung der Steuerzahlenden setzen 

sich aus Urteilen über das Steuerzahlen, die Gesetzgebung und die Steuerbehörden 

zusammen.  
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Einstellungen können auch hier in Form von Affekten, Kognitionen und Verhaltensab-

sichten erfasst werden. Die affektive Komponente spiegelt sich in der emotionalen Be-

wertung des Steuerzahlens wider, die durch persönliche Erfahrungen geprägt ist. Sie 

zeigt sich in physiologischen Reaktionen, wurde jedoch bislang nur wenig erforscht. 

Erste empirische Studien legen jedoch nahe, dass Affekte und Emotionen beim Steuer-

zahlen eine bedeutende Rolle für die Steuermoral spielen (Mühlbacher, 2018c, S. 12). 

Die kognitive Komponente findet ihren Ausdruck in bewussten und unbewussten men-

talen Prozessen. Sie umfasst Überzeugungen und Meinungen zum Steuerzahlen, zum 

Steuersystem und den Finanzbehörden (Tennert & Arenberg, 2024, S. 272). So sind 

beispielsweise subjektive Wahrnehmungen und Urteile über die Gerechtigkeit des Steu-

ersystems eng mit der Einstellung zum Steuersystem verknüpft und beeinflussen das 

Verhalten der Steuerzahlenden (Mühlbacher, 2018b, S. 54). Verhaltensintentionen be-

schreiben die latente Bereitschaft, ein spezifisches Verhalten zu zeigen. Negative Ein-

stellungen können sich auf der Verhaltensebene beispielsweise so ausdrücken, dass 

Steuern vermieden oder sogar hinterzogen werden (Tennert & Arenberg, 2024, S. 272). 

Im Fall der Ökosteuer auf Fleisch können Steuern zwar nicht hinterzogen werden, jedoch 

doch durch einen reduzierten Fleischkonsum verringert oder gar vermieden werden. 

Auch wenn Ökosteuern einen wertvollen Beitrag zum Klimaschutz beitragen können, 

werden sie vielfach von der Bevölkerung abgelehnt. Eine Maßnahme, die die Akzeptanz 

der Ökosteuer auf Fleisch erhöhen konnte, ist das bereits erwähnte Earmarking (Kall-

bekken & Sælen, 2011, S. 2967). Forscher*innen zeigten in einem Choice Experiment, 

dass die niederländische Bevölkerung eine Besteuerung von Fleisch zum Umweltschutz 

dann befürwortet, wenn die Steuereinnahmen zur Senkung der Mehrwertsteuer auf Obst 

und Gemüse oder für andere landwirtschaftliche Zwecke verwendet werden (Siegerink, 

Delnoij & Alpizar, 2024, S. 9). Dresner, Jackson und Gilbert (2006, S. 938) fanden in 

ihrer Studie basierend auf Interviews und Fokusgruppen zudem, dass ausgiebige Infor-

mationen zu Ökosteuern und deren Verwendung die Unterstützung der Steuer erhöhen 

kann. Ein Grund für die große öffentliche Unterstützung von Earmarking, könnte laut 

Kallbekken und Sælen (2011, S. 2967) das Misstrauen gegenüber der Regierung sein. 

Fehlt das Vertrauen in die Politik, ist eine Steuerablehnung eine gewöhnliche Reaktion 

(Hammar & Jagers, 2006, S. 613). Earmarking schafft Transparenz und ermöglicht einen 

Einblick in die Verwendung der Steuereinnahmen durch die Ökosteuer.  

2.3.3 Utilitarismus 

Eine weit verbreitete ethische Position ist der Utilitarismus. Die Maxime des Utilitarismus 

ist es, das größtmögliche Glück für alle zu stiften (Andersen, 2000, S. 171) und definiert 
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das Streben nach dem größtmöglichen Nutzen für alle Betroffenen als moralisch richtig 

und den obersten Zweck allen Handels (Nasher, 2009, S. 13). Eine Handlung wird als 

moralisch richtig bewertet, wenn der Gesamtnutzen aller Beteiligten maximiert wird. Im 

Gegensatz dazu steht die Deontologie, bei der die moralischen Konsequenzen einer 

Handlung keine Rolle spielen (Vieth, 2018, S. 95). Ein bedeutender Deontologe war Im-

manuel Kant, der den kategorischen Imperativ prägte. Dieser besagt, dass man sich so 

verhalten soll, wie man selbst auch wollen würde, dass es zu einem allgemeinen Gesetz 

würde (Nasher, 2009, S. 34).  

Neben weiteren wichtigen Vertreten gelten Jeremy Bentham (1748-1832) und John Stu-

art Mill (1806-1873) als Begründer des Utilitarismus (Bentham & Mill, 2004, S. 1820f.). 

Anders als moralische Lehren, die Handlungen nach intrinsischen Werten oder der Mo-

tivation bewerten, beurteilt der Utilitarismus moralisches Handeln nach dessen Konse-

quenzen (Nasher, 2009, S. 14). Demzufolge sind Handlungen, welche die größtmögliche 

Nützlichkeit fördern und das kleinste Unglück verursachen, moralisch richtig (Mill, 1897, 

S. 9f.). Ein nach utilitaristischem Maßstab moralisch richtiges Verhalten gilt der Förde-

rung des Allgemeinwohls und des Glücks aller Betroffenen (Mill, 1897, S. 25). Somit ist 

der Utilitarismus konsequentialistisch, weil er Handlungen nach ihren Folgen bewertet, 

und eudaimonistisch, weil er die Förderung der Glückseligkeit zum Ziel hat (Nasher, 

2009, S. 19). 

Utilitarist*innen gehen davon aus, dass das Glück und das Leid eines*einer Einzelnen 

aggregiert werden können. Das individuelle Glück lässt sich dabei vom Einzelleid abzie-

hen, ähnlich einer mathematischen Berechnung, um einen Gesamtnutzen zu ermitteln, 

den es zu maximieren gilt. Innerhalb des Utilitarismus besteht jedoch Uneinigkeit über 

das Ausmaß des Einzelglücks oder Einzelleids. Ein weiterer grundlegender Aspekt ist 

der Universalismus. Dieser besagt, dass allen Menschen, unabhängig von ihrer sozialen 

Stellung, bei der Maximierung des Gesamtnutzens die gleiche Priorität eingeräumt wird. 

Die Interessen eines jeden Individuums gelten als gleichwertig (Nasher, 2009, S. 29f.).  

Das Credo des Utilitarismus setzt sich folglich aus insgesamt fünf Prinzipien zusammen: 

dem Konsequentialismus, Eudaimonismus, der Maximierung, Aggregation und des Uni-

versalismus. Ob nun eine Ökosteuer auf Fleisch als moralisch richtig oder gerecht be-

trachtet werden kann, machen Utilitarist*innen davon abhängig, ob eine solche Maß-

nahme das allgemeine Wohlergehen maximiert und Leid minimiert. Überwiegen die po-

sitiven Effekte die negativen Konsequenzen, kann angenommen werden, dass Utilita-

rist*innen eine Ökosteuer auf Fleisch begrüßen würden. Begleitmaßnahmen zur Mini-

mierung des Leids würden einen solchen Effekt ebenfalls begünstigen (Nasher, 2009, 

S. 13ff.).  
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Pigou-Steuern beruhen auf dem utilitaristischen Grundsatz, indem sie Marktversagen im 

Zusammenhang mit negativen externen Effekten auf die Umwelt korrigieren und diese 

Kosten in die Preisbildung einbeziehen. Durch die Internalisierung externer Umweltkos-

ten werden klimaschädliche Handlungen teurer, was zu einer Verhaltensänderung hin 

zu einer Reduktion solcher Aktivitäten führen kann. Dieses Instrument strebt die Maxi-

mierung des gesellschaftlichen Gesamtnutzens an, indem es die individuellen Nutzen-

kalküle mit dem kollektiven Wohlergehen in Einklang bringt. Die dadurch erzeugte Len-

kungswirkung fördert nicht nur ökologische Nachhaltigkeit, sondern verbessert auch die 

Umwelt- und Lebensqualität, was positive Effekte für die gesamte Gesellschaft hat 

(Naeeni, 2023, S. 7f.).  

2.3.4 Die Theorie der Gerechtigkeit 

In seinem Werk „Die Theorie der Gerechtigkeit“ aus dem Jahr 1971 stellte John Rawls 

eine bedeutende Gerechtigkeitstheorie vor, die das Verständnis von Gerechtigkeit neu 

prägte. Mit dem Konzept des „Schleiers des Nichtwissens“ (engl. „veil of ignorance“) 

kreiert Rawls eine hypothetische Situation, in der niemand seine Position in der Gesell-

schaft, seinen sozialen Status, seine Hautfarbe, sein Geschlecht oder seine natürlichen 

Fähigkeiten kennt. Hinter diesem Schleier verbirgt er die Grundsätze der Gerechtigkeit 

und eine Ausgangslage, in der alle Menschen unter den gleichen Bedingungen stehen. 

In dieser Situation, in der für alle dieselben Voraussetzungen gelten, fällt es leichter zu 

beurteilen, was als gerecht angesehen werden kann (Rawls, 1973, S. 13). 

In Rawls‘ Theorie vordergründig ist die Verfahrensgerechtigkeit. Sie wird durch zwei 

Grundsätze der Gerechtigkeit geprägt. Gemäß dem ersten Grundsatz soll jeder Mensch 

gleiches Recht auf individuelle Grundfreiheiten haben. Das zweite Prinzip ist das Diffe-

renzprinzip, das besagt, dass Ungleichheiten nur dann zulässig sind, wenn die positiven 

Auswirkungen den weniger Begünstigten zugutekommen. Ungleichheiten in politischen 

Grundfreiheiten und eine aristokratische Struktur sind nicht akzeptabel, da sie der Chan-

cengleichheit widersprechen. Die Grundsätze beziehen sich vor allem auf die gerechte 

Verteilung von gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Gütern sowie Rechten und Pflich-

ten (Rawls, 1973, S. 60ff.). 

Rawls‘ Ansicht nach wäre ein perfekter Staat ein solcher, in dem größtmögliche Freiheit 

und Chancengleichheit herrschen. Von politischen Maßnahmen sollen alle Bürger*innen 

profitieren können. Insbesondere sozial schlechter Gestellte und Einkommensschwä-

chere sollen unterstützt werden und in keinem Fall schlechter gestellt werden. Bestehen 

Unterschiede in sozialen Startbedingungen, ist es die Aufgabe des Staates, diese aus-

zugleichen und Chancengleichheit zu ermöglichen. Dass Menschen mit Privilegien 
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geboren werden ist ein Zufall, der seiner Ansicht nach Ungleichheit nicht rechtfertigt. Aus 

diesem Umstand folgt eine moralische Verpflichtung der Gesellschaft, benachteiligten 

Gruppen gleiche Chancen einzuräumen und deren Situation zu verbessern (Rawls, 

1973, S. 247ff.). 

Da einkommensschwache Haushalte im Vergleich zu einkommensstärkeren Haushalten 

überproportional stark betroffen wären, könnte eine Ökosteuer auf Fleisch soziale Un-

gleichheiten verstärken und einkommensschwache Gruppen zusätzlich belasten 

(Fremstad & Paul, 2019, S. 88; Säll, 2018, S. 151). Nach dem Differenzprinzip dürfen 

steuerpolitische Maßnahmen keine negativen Auswirkungen auf die Lebensverhältnisse 

sozioökonomisch benachteiligter Gruppen haben. Eine Ökosteuer auf Fleisch könnte mit 

der Gerechtigkeitstheorie von Rawls nur vereinbar sein, wenn die Einnahmen daraus 

umverteilt werden und gezielt den Bevölkerungsgruppen zugutekommen, die überdurch-

schnittlich von der Steuer betroffen sind (Sugin, 2004, S. 1999ff.). 

Die Theorie der Gerechtigkeit nach John Rawls zeichnet sich durch ihre Einfachheit aus, 

auf eine simple und rationale Weise aufzuzeigen, was faktisch sozial gerecht wäre. 

Rawls nutzt den Egoismus des*der Einzelnen, um unter dem Schleier des Nichtwissens 

unwiderlegbar darzulegen, wie einfach und eindeutig Gerechtigkeit sein kann. Dennoch 

fällt es schwer zu beurteilen, was moralisch richtig ist, da Menschen ein unterschiedlich 

stark ausgeprägtes Gerechtigkeitsempfinden entwickeln. Besonders eine politische 

Maßnahme wie die Ökosteuer auf Fleisch kann in verschiedenen Aspekten unterschied-

lich fair wahrgenommen werden. Während ethische Theorien eine normative Grundlage 

zur Bewertung dieser Maßnahme bieten, bleibt die Frage, wie sie tatsächlich von der 

Gesellschaft in der Praxis wahrgenommen wird. Nachdem im ersten Abschnitt der Arbeit 

die theoretischen Grundlagen erläutert wurden, sollen diese im nächsten Abschnitt durch 

neue Erkenntnisse ergänzt und die zu Beginn aufgestellten Forschungsfragen beant-

wortet werden.  

3 Methodik 

Zur Beantwortung der Forschungsfragen wurde eine qualitative Vorgehensweise an-

hand von teilstrukturierten Interviews gewählt, da Prozesse und Wahrnehmungen ver-

standen und erläutert werden sollen. Konkret erforscht werden die Wahrnehmungen der 

Befragten, insbesondere ethische und moralische Überlegungen im Hinblick auf die Ein-

führung einer Ökosteuer. Eine qualitative Methode scheint einerseits angemessen, da 

es sich bislang um ein wenig untersuchtes Forschungsgebiet handelt. Einstellungen, 

Wahrnehmungen und Gedankenprozesse können zudem quantitativ nicht ausreichend 

profund erkundet werden (Holzmüller & Buber, 2009, S. 7). Qualitative 
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Forschungsmethoden eignen sich nämlich, private Gedanken, Assoziationen und Ein-

stellungen zu erfassen und bieten die Möglichkeit, wertvolle und tiefgehende Erkennt-

nisse über psychologische Prozesse zu gewinnen (Holzmüller & Buber, 2009). Mit einer 

qualitativen Vorgehensweise können einerseits bestehende theoretische Ansätze über-

prüft und anderseits neue theoretische Konzepte generiert werden. Die qualitative Her-

angehensweise bietet zudem die Möglichkeit, im Rahmen der Datenaufbereitung und 

Datenanalyse neue Hypothesen für weiterführende Forschung aufzustellen (Nasher, 

2009, S. 29f.). 

Zur Gewährleistung der Qualitätssicherung der Arbeit werden die wesentlichen Gütekri-

terien qualitativer Forschung eingehalten. Dazu soll die Gegenstandsangemessenheit 

der Methode in den Phasen der Datenerhebung, des Sampling und im Datenauswer-

tungsprozess stets sichergestellt werden (Steinke, 2009, S. 271). Um die Gegen-

standsangemessenheit der Methode sicherzustellen, wurden in der Phase der Datener-

hebung halbstrukturierte, leitfadengestützte Interviews eingesetzt, die es ermöglichen, 

individuelle ethische und moralische Überlegungen zur Einführung einer Ökosteuer auf 

Fleisch offen zu erfassen. Das Sampling erfolgte purposiv und entlang des Kriteriums 

des Fleischkonsums, um gezielt Personen mit unterschiedlichem Konsumverhalten und 

potenziell verschiedenen relevanten Perspektiven einzubeziehen. Die Datenauswertung 

wurde mittels thematischer Analyse durchgeführt, um zentrale Muster in den Einstellun-

gen und Wahrnehmungen im Kontext klimapolitischer Maßnahmen systematisch her-

auszuarbeiten. Im reflexiven Prozess der Theoriengenerierung werden im Sinne der em-

pirischen Verankerung zudem alternative Erklärungsansätze geprüft und Widersprüche 

oder Ausnahmen bei der Theorieentwicklung einbezogen (Steinke, 2009, S. 274f.). Im 

Rahmen der intersubjektiven Nachvollziehbarkeit wird der gesamte Forschungsprozess 

mit allen methodischen Entscheidungen dokumentiert. Diese beinhaltet die transparente 

Dokumentation der Erhebungsmethoden, Daten, Transkriptionsregeln, Auswertungsme-

thoden, Informationsquellen, eine selbstreflexive Analyse und die Dokumentation des 

Vorverständnisse (Steinke, 2009, S. 277). Letztere wird im nachfolgenden Kapitel erläu-

tert.  

3.1 Dokumentation des Vorverständnisses 

Die bestehende Literatur zur Besteuerung von Fleisch lässt darauf schließen, dass die 

zwingende und einschränkende Natur dieser Steuer eine ablehnende Haltung oder Re-

aktanz hervorrufen könnte (Bendz et al., 2023, S. 8). Auch wurde bereits gezeigt, dass 

eine Ökosteuer auf Fleisch in erster Linie die einkommensschwachen Haushalte betrifft 

und daher bezogen auf das Einkommensniveau regressiv wirken kann (Säll, 2018, S. 
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151). Es kann daher angenommen werden, dass die wahrgenommene Fairness die 

Wahrnehmung, Einstellung und Bewertung der Ökosteuer auf Fleisch prägt. Bergquist, 

Nilsson, Harring und Jagers (2022, S. 238) zeigten in ihrer Metaanalyse zur Akzeptanz 

von Ökosteuern, dass die Verteilungsgerechtigkeit beziehungsweise Fairness eine 

starke Determinante für die öffentliche Unterstützung von Ökosteuern ist. Als Teil mora-

lischer Überlegungen könnte auch die Tierethik eine wesentliche Rolle bei der Haltung 

zur Besteuerung von Fleisch einnehmen. Studien wie die von Perino & Schwickert (2023, 

S. 160ff.) deuten, dass das Tierwohl ebenso entscheidend für die Einstellung zur 

Ökosteuer auf Fleisch ist. Es kann davon ausgegangen werden, dass sich die ethischen 

Überzeugungen von Vegetarier*innen und Veganer*innen hinsichtlich der Rechte von 

Tieren von denen von Menschen mit einer omnivoren Ernährung unterscheiden (Lund, 

McKeegan, Cribbin & Sandøe, 2016, S. 89). Dies könnte dazu führen, dass sich zwi-

schen den beiden Gruppen Unterschiede hinsichtlich der ethischen Bewertung zeigen. 

Da theoretische Vorannahmen keinen Einfluss auf den Forschungsprozess haben sol-

len, wird das Prinzip der Offenheit konsequent verfolgt. Durch offene Fragen und eine 

flexible Herangehensweise bei der Interviewführung sowie der Datenauswertung wird 

Raum für verschiedene Assoziationen und Interpretationen geschaffen. Diese Herange-

hensweise ermöglicht es, neue Erkenntnisse zu gewinnen und bestehendes theoreti-

sches Wissen zu erweitern (Steinke, 2009, S. 265). Die theoretische Einbettung erfolgte 

daher ausschließlich auf induktiver Basis und war von keinerlei Vorannahmen beein-

flusst. 

3.2 Interview und Sampling 

Im Rahmen der Datenerhebung wurden basierend auf teilstrukturierten Leitfäden zehn 

Einzelinterviews durchgeführt, die jeweils in etwa eine Stunde dauerten. Alle Interviews 

wurden unter denselben Rahmenbedingungen abgehalten, um ein einheitliches metho-

dischen Vorgehen sicherzustellen (Steinke, 2009, S. 319ff.). Der Interviewleitfaden be-

stand aus fünf Leitfragen und sollte die Befragten dazu anregen, ihre persönlichen Mei-

nungen, Bedenken und Ideen im Hinblick auf eine Ökosteuer auf Fleisch ausführlich zu 

beschreiben. 

Bereits zu Beginn der Interviewführung zeigte sich, dass die Rekrutierung geeigneter 

Interviewpartner*innen herausfordernd war. Viele Menschen zögerten, sich auf ein ein-

stündiges Gespräch zu einem steuerpolitischen Thema einzulassen. Zudem wurde deut-

lich, dass nicht jede Person über ausreichendes Hintergrundwissen oder Interesse ver-

fügte, um sich differenziert mit einem neuartigen klimapolitischen Instrument wie der 

Ökosteuer auf Fleisch auseinanderzusetzen. Es war deutlich einfacher, Personen mit 
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wissenschaftlichem oder wirtschaftlichem Hintergrund zu gewinnen, was darauf hindeu-

tet, dass Wahrnehmung und Verständnis solcher Maßnahmen eng mit politischem be-

ziehungsweise wirtschaftlichem Interesse sowie möglicherweise mit dem Bildungsgrad 

verknüpft sind. 

Um geeignete Personen für die Interviews zu rekrutieren, wurde ein kombiniertes Ver-

fahren (Kruse, 2015, S. 253) eingesetzt. Die Autorin suchte zu Beginn im Bekanntenkreis 

und Arbeitsumfeld nach geeigneten Kandidat*innen, welche wiederum gebeten wurden, 

weitere mögliche Interviewpartner*innen zu nennen. Als Samplingstrategie wird das „ext-

reme case sampling“ als eine Form des „purposive sampling“ nach Patton (2015, S. 

278ff.) herangezogen. Im konkreten Fall wurden fünf Vegetarier*innen und fünf Perso-

nen mit hohem Fleischkonsum befragt. Wie bereits erwähnt, empfiehlt die Deutsche Ge-

sellschaft für Ernährung, nicht mehr als 300 Gramm Fleisch pro Woche beziehungsweise 

15,6 Kilogramm pro Jahr zu konsumieren (Deutsche Gesellschaft für Ernährung e. V., 

2024). Für diese Arbeit wird der Fleischkonsum dann als hoch eingestuft, wenn mindes-

tens viermal pro Woche Fleisch konsumiert wird. Eine mengenbasierte Bewertung er-

scheint unpassend, da die meisten Individuen ihren wöchentlichen Fleischkonsum nicht 

in Gramm einschätzen können. In der Studie wurden Konsument*innen im Alter von 20 

bis 40 Jahren mit Wohnsitz in Österreich befragt. Diese lokale Begrenzung erscheint 

sinnvoll, zumal Fleischkonsum und die Einstellungen dazu durch kulturelle und nationale 

Unterschiede sowie wirtschaftliche Gegebenheiten variieren können. Eine Altersbegren-

zung trägt ebenfalls dazu bei, relevantere und fokussiertere Ergebnisse zu erzielen, da 

Lebensstile je nach Altersgruppe stark differieren können. Laut dem Ernährungsreport 

2023 der forsa Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analysen in Deutsch-

land sind insbesondere junge Menschen im Alter von 14 bis 29 Jahren die größte Gruppe 

von Vegetarier*innen und Veganer*innen (forsa Gesellschaft für Sozialforschung und 

statistische Analysen mbH, 2023, S. 13). Ähnliche Ergebnisse gibt es für die österreichi-

sche Population (Vegane Gesellschaft Österreich, 2024). Da Umweltbewusstsein eines 

der Hauptmotive für einen vegetarischen oder veganen Lebensstil sein kann und junge 

Menschen stärker von den aktuellen und zukünftigen Umweltauswirkungen betroffen 

sind als ältere Generationen, erscheint es sinnvoll, die Zielgruppe auf junge Österrei-

cher*innen zu fokussieren. Um ausreichend Interviewpartner*innen zu gewinnen, wurde 

eine Altersspanne von 20 bis 40 Jahren gewählt. Obwohl die vegetarische/vegane 

Gruppe in der Gesellschaft tendenziell von Frauen und die Gruppe mit hohem Fleisch-

konsum von Männern dominiert wird, wurde bewusst auf eine ausgewogene Geschlech-

terverteilung geachtet. Zudem wurde versucht, ein mögliches Stadt-Land-Gefälle zu 



 

36 

berücksichtigen, indem sowohl Personen aus städtischen als auch aus ländlichen Ge-

bieten befragt wurden.  

Es sei zu erwähnen, dass Effekte der sozialen Erwünschtheit auftreten können, bei der 

Interviewpartner*innen nicht wahrheitsgetreu antworten, sondern vielmehr sozialen Nor-

men entsprechend reagieren (Bergen & Labonté, 2020, S. 783). Um diesen Effekt zu 

minimieren, wurde den Interviewpartner*innen Anonymität gewährleistet, und die Inter-

views wurden online abgehalten. Untersuchungen haben gezeigt, dass bei Online-Inter-

views die Neigung, sozial erwünschte Antworten zu geben, häufig geringer ausfällt als 

bei persönlichen Interviews, insbesondere im Hinblick auf sensible oder emotional gela-

dene Themen (Berzelak & Vehovar, 2018, S. 35ff.; Zhang, Kuchinke, Woud, Velten & 

Margraf, 2017, S. 175ff.). Da ethische Überzeugungen und gedankliche Auseinander-

setzungen mit dem persönlichen Fleischkonsum sensibel sein können, scheinen online 

Interviews für das Forschungsgebiet angemessen, um Effekte der sozialen Erwünscht-

heit zu reduzieren. 

Die Erstellung des Interviewleitfadens erfolgte nach dem SPSS-Prinzip von Helfferich 

(2011, S. 182ff.). Das Akronym SPSS beschreibt den Prozess des Sammelns von Fra-

gen, die auf ihre Eignung geprüft, nach inhaltlichen Aspekten sortiert und anschließend 

zusammengefasst werden. Im Verlauf der Datenerhebung erfolgte jedoch eine kontinu-

ierliche Evaluierung des Interviewleitfadens, sodass dieser bei Bedarf angepasst wurde. 

Vor Beginn der Datenerhebung fand ein Pre-test des Interviewleitfadens statt. Eine Per-

son, die der Interviewenden bekannt war, wurde mit dem vorläufigen Interviewleitfaden 

per Videotelefonat befragt, um ehrliches Feedback zur Verständlichkeit der Fragen und 

der Interviewführung zu erhalten. Dabei wurden die Struktur und Länge des Leitfadens 

überprüft, ebenso, ob die Fragen ausreichend offen und verständlich formuliert waren 

und ob sie zur Beantwortung der Forschungsfragen geeignet waren. Dieser Pre-test 

diente auch dazu, die Interviewende auf mögliche Herausforderungen im Interviewset-

ting vorzubereiten. Das Vorgehen trug ebenfalls zur Schulung der Interviewenden bei 

und stellte die prozedurale Reliabilität sicher (Steinke, 2009, S. 319ff.). 

Vor der Datenerhebung wurde von allen Interviewpartner*innen eine Einverständniser-

klärung eingeholt, die die Zustimmung zur Interviewführung und zur Aufzeichnung der 

Gespräche beinhaltete. Dabei wurden die Befragten über den Ablauf und Zweck der 

Interviews informiert, und es wurde ihnen die Anonymität sowie ein vertrauensvoller Um-

gang mit den erhobenen Daten zugesichert. Der Einstieg in das Gespräch erfolgte mit 

einer offenen Frage zum Thema Ökosteuer. Die Leitfragen wurden nach und nach prä-

ziser und unterteilten sich in vier Themenbereiche: die allgemeine Einstellung zu 

Ökosteuern, die Bewertung einer Ökosteuer auf Fleisch, die Wahrnehmung der 
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Gerechtigkeit dieser Steuer sowie die Reflexion des eigenen Fleischkonsums. Der voll-

ständige Interviewleitfaden ist im Anhang zu finden. 

Auch wenn Interviewer*inneneffekte nie ausgeschlossen werden können, wurde den-

noch nach dem Prinzip der Offenheit gehandelt  und Leitfragen sowie Nebenfragen wur-

den möglichst wertfrei und nicht suggestiv formuliert. Leit- und Nebenfragen sollen wei-

ters von aus der Literatur abgeleiteten Vorannahmen möglichst unbeeinflusst bleiben, 

damit eine induktive Themenbildung möglich ist (Bortz & Döring, 2016, 32 S. 300f.; 

Froschauer & Lueger, 2020, S. 14ff.). Im Anschluss an jedes Interview wurde ein Post-

skript verfasst (Kruse, 2015, S. 278f.). Anmerkungen zum Gespräch, zur Atmosphäre, 

zu Störungen und sonstige Besonderheiten wurden hier niedergeschrieben. 

Tabelle 1: Übersicht über die Interviewpartner*innen 
Be-
fragte*r  

Geschlecht Alter Beruf Bildungs-
grad 

Fleisch-
konsum 

Stadt/ 
Land 

B1 W 33 Referentin Mag.a Kein Stadt 

B2 M 23 Controller BSc Hoch Stadt 

B3 M 33 Analyst MSc Kein Stadt 

B4 W 39 Musikerin MA Kein Land 

B5 M 33 Kinder- & Jugend-
psychologe MSc Kein Land 

B6 M 25 Student Bsc Hoch Stadt 

B7 M 31 Jurist LLM Hoch Land 

B8 M 40 Bankaufseher Dr. Hoch Stadt 

B9 W 40 Universitäts- 
assistentin Dr.in Hoch Stadt 

B10 W 27 Radiologie- 
technologin BSc Kein Land 

Quelle: eigene Darstellung 

3.3 Durchführung der Interviews 

Die Interviews wurden im Zeitraum von Ende Oktober 2024 bis Ende Dezember 2024 

durchgeführt und hatten eine durchschnittliche Dauer von etwa einer Stunde. Ein Inter-

view wies mit 45 Minuten eine kürzere Gesprächszeit auf als ursprünglich geplant. Ins-

gesamt wurden fünf Personen mit vegetarischer Ernährungsweise sowie fünf Personen 

mit hohem Fleischkonsum befragt. Die Gespräche fanden über Microsoft Teams als Vi-

deotelefonate statt, um neben der Tonaufnahme auch nonverbale Reaktionen erfassen 
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zu können. Die Zustimmung zur Aufzeichnung wurde sowohl im Vorfeld schriftlich durch 

eine Einverständniserklärung sowie unmittelbar vor Beginn der Aufnahmen mündlich 

eingeholt. 

Zur Vermeidung technischer Probleme wurde die technische Ausstattung im Vorfeld 

überprüft und getestet. Während der Interviews traten keine schwerwiegenden techni-

schen Schwierigkeiten auf. Kleinere Unstimmigkeiten beschränkten sich auf übliche Un-

terbrechungen durch zeitverzögerte Ton- und Videoübertragungen. In einigen Fällen 

kam es zu Gesprächsunterbrechungen durch die Befragten selbst. Bei einem Interview 

war dies auf die Anwesenheit eines Säuglings zurückzuführen, was jedoch keinen we-

sentlichen Einfluss auf den Verlauf des Gesprächs hatte. In einem anderen Fall befand 

sich die befragte Person an einem stark frequentierten Ort mit erheblicher Geräuschku-

lisse, weshalb ein Ortswechsel erforderlich war. Die befragte Person wirkte in dieser 

Situation gehemmt und äußerte sich eher knapp. Möglicherweise ist die verkürzte Inter-

viewdauer von 45 Minuten auf diesen Umstand zurückzuführen. Gleichzeitig war erkenn-

bar, dass die interviewte Person durch die Unterbrechungen und den Ortswechsel zu-

sätzliche Reflexionszeit erhielt, wodurch sie ihre grundsätzliche Haltung zur Ökosteuer 

auf Fleisch mehrfach überdachte und modifizierte. 

Die Interviews wurden im Wesentlichen nach dem gleichen Schema durchgeführt und 

folgten Großteils dem Aufbau des teilstrukturierten Interviewleitfadens. Dieser diente je-

doch grundsätzlich als Orientierungshilfe und wurde je nach Gesprächssituation entspre-

chend angepasst. Dieses Vorgehen sollte die Offenheit des Gesprächs fördern und neue 

Denkansätze, Ideen und Gedankenprozesse ermöglichen. Bereits nach dem ersten In-

terview wurde der Leitfaden überarbeitet und durch Nebenfragen ergänzt. Der Ge-

sprächseinstieg startete mit einer Frage zur Auffassung und Wahrnehmung von 

Ökosteuern. Diese Frage wurde daraufhin erneut in Bezug auf die Ökosteuer auf Fleisch 

aufgegriffen und sollte Assoziationen, Emotionen und Gedanken dazu erfassen. Auch 

wurde die Bewertung und Einstellung zu solch einer Steuer erfragt, wobei ein besonde-

res Augenmerk auf die potenziellen Auswirkungen sowie Vor- und Nachteile gelegt 

wurde. Im weiteren Verlauf wurde ein Fokus auf die wahrgenommene Fairness dieser 

Steuer sowie auf persönliche Konsumgewohnheiten in Bezug auf Fleisch gelegt.  

Zu Beginn war die Interviewführung noch stark am Interviewleitfaden orientiert und Fra-

gestellung wiederholten sich thematisch häufig. Mit zunehmender Erfahrung wurde die 

Interviewführung flexibler und ermöglichte eine natürlicher fließende Gesprächsführung. 

In Abhängigkeit vom Gesprächsverlauf wurden die im Leitfaden angeführten Fragen mo-

difiziert, ausgelassen oder durch neue, dem Thema entsprechende Fragestellungen 
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ergänzt. Jedes der Interviews lieferte wertvolle, neue und durchaus differierende Er-

kenntnisse.  

Es herrschte bei allen Interviews eine angenehme Gesprächsatmosphäre und Anspan-

nungen sowie Nervosität legten sich im Verlauf des Gesprächs. Einige Gesprächs-

partner*innen antworteten sehr offen und detailreich, sprachen Gedankengänge aus und 

gaben Bedenken und Gefühle zu erkennen, andere Befragte neigten zu kurzen Antwor-

ten. Durch Paraphrasieren und weiterführende Fragen konnten die meisten Gesprächs-

partner*innen jedoch erfolgreich dazu animiert werden, umfangreichere Aussagen zu 

tätigen und Gedanken weiter auszuführen. In Anlehnung an das Prinzip der Offenheit, 

wurde versucht, den Befragten ausreichend Raum für freie Erzählungen und manchmal 

auch abschweifende Gedanken gelassen. Diese Vorgehensweise erwies sich als hilf-

reich, da auch daraus wertvolle Erkenntnisse gewonnen werden konnten. 

Im Rahmen der selbstreflexiven Analyse der Forschenden sei zu erwähnen, dass die 

Forschende wie auch ihre Interviewpartner*innen in einem westlichen Kontext aufge-

wachsen ist, in einem hochentwickelten Land lebt und einen privilegierten Status genie-

ßen darf. Auch wenn die Befragten nicht aus dem Freundeskreis rekrutiert wurden, hat-

ten die Interviewten ein ähnlich ausgeprägtes Klimabewusstsein wie die Forschende. 

Dies kann die Interpretation der Ergebnisse beeinflussen, aber auch das Verständnis 

erleichtern und Missinterpretationen vermeiden.  

3.4 Transkription und Auswertung 

Die Transkription der Interviews erfolgte computergestützt mit nachfolgender manueller 

Anpassung gemäß dem Transkriptionssystem nach Dresing & Pehl (2024, S. 20ff.). Da-

bei wurden unter anderem Pausen, Betonungen sowie emotionale Ausdrucksformen be-

rücksichtigt. Die Anonymisierung erfolgte entsprechend der im Rahmen der Inter-

viewdurchführung beschriebenen Standards. Die Auswertung des Datenmaterials wurde 

mittels Themenanalyse nach Froschauer und Lueger (2020, S. 182ff.) vorgenommen, 

da sich dieses Verfahren zur strukturierten Aufbereitung umfangreicher Interviewdaten 

und zur Identifikation von Argumentationsmustern und Meinungen eignet. Nicht nur bie-

tet sie die Möglichkeit, sich einen Überblick über das Datenmaterial zu verschaffen, son-

dern vereinfacht es, eine Argumentationsstruktur, Meinungen und Einschätzungen nach-

zuvollziehen und Kernaussagen zu identifizieren (Froschauer & Lueger, 2020, S. 183). 

Die Themenanalyse zeichnet sich zudem durch eine flexible Vorgehensweise aus, die 

es vereinfacht, Gemeinsamkeiten und Unterschiede herauszuarbeiten (Braun & Clarke, 

2006, S. 97). Aufgrund der Tatsache, dass durchaus interessante Gemeinsamkeiten und 

Unterschiede beim Vergleich von Vegetarier*innen/Veganer*innen und Personen mit 
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hohem Fleischkonsum auftreten können, schien die Wahl für eine Themenanalyse an-

gemessen.  

In einem ersten Schritt wurde sich mit dem Datenmaterial vertraut gemacht und es fand 

eine erste Vorsortierung statt, indem Textstellen zu Clustern zugeordnet wurden 

(Froschauer & Lueger, 2020, S. 187ff.). Einzelne Textstellen wurde im Zuge der Codie-

rung bereits interpretiert und zu latenten Codes zusammengefasst (Braun & Clarke, 

2006, S. 88). Im Anschluss wurden Themen benannt, charakterisiert, laufend überprüft 

und differenziert (Froschauer & Lueger, 2020, S. 192ff.). Als letzten Schritt wurden die 

Ergebnisse verdichtet und interpretiert (Froschauer & Lueger, 2020, S. 195ff.). Für die 

Text- und Datenanalyse wurde die Software MAXQDA herangezogen. Der gesamte 

Schreib-, Auswertungs- und Interpretationsprozess erfolgte iterativ. Theorien, Ergeb-

nisse und Interpretationen wurden kontinuierlich überprüft und angepasst. Es handelte 

sich dabei um ein zyklisches Vorgehen, bei dem Datensammlung, -analyse und Theo-

rieentwicklung einander beeinflussen. Die Ergebnisse der Interviews werden im nachfol-

genden Kapitel erläutert und interpretiert. 

4 Ergebnisse und Diskussion 

Im folgenden Kapitel werden die zentralen Ergebnisse der durchgeführten Interviews 

systematisch dargestellt und interpretativ diskutiert. Die thematische Analyse hat fünf 

Hauptthemenbereiche herausgearbeitet, welche die differenzierten Wahrnehmungen 

und Bewertungen einer Ökosteuer auf Fleisch seitens der Befragten abbilden. Dabei 

steht die Frage im Mittelpunkt, welche individuellen, gesellschaftlichen, ethischen und 

politischen Faktoren die Haltung zu einem solchen klimapolitischen Instrument beein-

flussen. 

Zunächst wird dargestellt, wie die Ökosteuer auf Fleisch grundsätzlich wahrgenommen 

wird und welche Schwierigkeiten bestehen, sich in deren konkrete Ausgestaltung hinein-

zuversetzen. Dabei spielen sowohl Assoziationen als auch Unsicherheiten und das indi-

viduelle Vorwissen eine zentrale Rolle (Kapitel 4.1). Daran anschließend analysiert Ka-

pitel 4.2 die erwarteten Reaktionen innerhalb der Gesellschaft. Es wird untersucht, in-

wiefern Konsument*innen Reaktanz empfinden oder diese eher bei anderen vermuten. 

Kapitel 4.3 beleuchtet die Frage, wie kognitive Dissonanz reguliert wird, insbesondere 

durch eine kritische Hinterfragung der Wirksamkeit und Zielgenauigkeit der Steuer. Es 

wird deutlich, dass sowohl emotionale als auch rationale Prozesse eine Rolle dabei spie-

len, wie das Instrument beurteilt wird. Im Zentrum von Kapitel 4.4 steht die ethische Fun-

dierung der Bewertungen. Die Analyse zeigt, dass sich zwei unterschiedliche ethische 

Argumentationsmuster herauskristallisieren: eine tierethisch motivierte Sichtweise mit 
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Fokus auf das Tierwohl sowie eine umweltethisch motivierte Perspektive, die vor allem 

den Klimaschutz betont. Die Einschätzungen orientieren sich hierbei entweder am utili-

taristischen Prinzip des größtmöglichen Nutzens oder an Gerechtigkeitsüberlegungen 

im Sinne der Theorie von John Rawls. Abschließend widmet sich Kapitel 4.5 der Frage, 

welche Rolle Information, Sprache und politische Kommunikation für die gesellschaftli-

che Akzeptanz der Ökosteuer auf Fleisch spielen. Die Ergebnisse belegen, dass Ver-

trauen, Transparenz und eine verständliche Vermittlung entscheidende Voraussetzun-

gen für die öffentliche Zustimmung sind. Maßnahmen wie eine gezielte Aufklärung, ein 

sensibler Sprachgebrauch und transparente Verwendungsnachweise der Steuereinnah-

men können dazu beitragen, Ablehnung zu verringern und die Wirksamkeit der Maß-

nahme langfristig zu sichern. 

Abbildung 2: Themen aus der Themenanalyse 

 

Quelle: Eigene Darstellung  

4.1 Ambivalente Erstwahrnehmung eines neuen Instruments 

Das folgende Kapitel befasst sich mit divergierenden und ambivalenten Wahrnehmun-

gen in Bezug auf eine Ökosteuer auf Fleisch. Eine zentrale Rolle spielen hierbei die 

unterschiedlichen Assoziationen, die der Begriff hervorruft, welche sich sowohl in positi-

ven Erwartungen als auch in Skepsis und Verwirrung äußern. Ziel dieses Kapitels ist es, 

die komplexen und vielschichtigen Sichtweisen auf die Ökosteuer auf Fleisch hervorzu-

heben und die zentralen Einflussfaktoren für die Wahrnehmung einer solchen Steuer zu 

identifizieren. 

4.1.1 Konsens bei Ökosteuern – Uneinigkeit bei Fleischbesteuerung 

Die Interviews verdeutlichen, dass die Wahrnehmungen zu einer Ökosteuer auf Fleisch 

sehr divergierend und teilweise ambivalent sind. Es herrscht prinzipiell ein gemeinsames 
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Verständnis über den Überbegriff Ökosteuern: Diese werden prinzipiell als „ein starkes 

Instrument in eine ökologische Zukunft“ (B1, Z. 6f.) anerkannt. Ökosteuern werden mit 

der gezielten Besteuerung nicht-nachhaltiger Verhaltensweisen zum Schutz natürlicher 

Ressourcen verbunden (B1, Z. 13f.; B2, Z. 4-8; B5, Z. 29-31; B9, Z. 5-8). Dabei handelt 

es sich um eine politische Maßnahme, die sich ökonomischen Mechanismen bedient 

(B3, Z. 13f.) und ein Lenkungsinstrument zur Reduzierung eines klimaschädlichen Ver-

haltens (B6, Z. 9f.). Darüber hinaus werden explizit die theoretischen Annahmen der 

Externalitätstheorie erkannt, wie sie von Alfred Marshall und Arthur C. Pigou postuliert 

werden: 

„Auf der einen Seite hat es etwas ganz Ökonomisches, als Steuer, ähm eine Ex-

ternalität identifizieren, das Marktversagen, so wie es irgendwie in diesen ganz 

ökonomischen Textbüchern steht, in Textbooks. Ähm und dahingehend eine Len-

kungssteuer einführen, um die Externalität zu internalisieren. […] Politisch des-

wegen, weil es (.) na ja weil es im Endeffekt ein Ausmachungsprozess ist, ob 

diese Externalität eine Externalität IST.“ (B3, Z. 28-36) 

Wie in Kapitel 2.2.3 erläutert, zielt die Internalisierung negativer Umweltfolgen durch Be-

steuerung darauf ab, sogenannte negative Externalitäten zu kompensieren. Der Be-

fragte bringt diese theoretische Logik explizit zum Ausdruck, indem sie die Ökosteuer 

als Instrument zur Korrektur eines Marktversagens beschreibt. Dies verdeutlicht, dass 

zumindest einzelne Interviewteilnehmer*innen das wirtschaftswissenschaftliche Funda-

ment ökologischer Steuerpolitik erkennen und somit auch das Legitimationspotenzial 

solcher Maßnahmen nachvollziehen können (Stephan et al., 2003, S. 21). 

Im weiteren Verlauf zeigt sich, dass bei der Nennung von Ökosteuern vorrangig der Ver-

kehrsbereich thematisiert wird. Die Befragten verknüpfen den Begriff meist mit Abgaben 

im Flugverkehr oder Individualverkehr (B6, Z. 12f.; B10, Z. 32–36). Dies lässt sich mög-

licherweise durch die hohe mediale Präsenz der CO2-Bepreisung von Kraftstoffen und 

der Diskussion um eine Kerosinsteuer erklären. Die Idee einer Ökosteuer auf Fleisch 

stellt demgegenüber ein neues Konzept dar, das den meisten bislang unbekannt ist. 

Im konkreten Fall der Ökosteuer auf Fleisch herrscht weniger Konsens über das Ver-

ständnis. Zum einen dürfte der Begriff nicht klar aussagen, welcher Zweck mit einer 

Ökosteuer auf Fleisch verfolgt wird. Der Begriff wird als widersprüchlich wahrgenommen, 

denn „es ist eigentlich kein ökologisches Verhalten, das hier besteuert wird“ (B9, Z. 20) 

und „der Gegenstand, der besteuert wird, ist genau NICHT öko“ (B9, Z. 42). Auch die 

folgende Aussage veranschaulicht, dass es Befragten teilweise schwerfällt, sich vorzu-

stellen, was eine Ökosteuer auf Fleisch darstellen könnte: 
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„Boah ähm (...) das ist/ das kann ich mir schwer vorstellen, was das, was das 

überhaupt sein soll. Ich könnte es mir vorstellen, als eine Art höhere Mehrwert-

steuer auf, also Umsatzsteuer auf Fleisch oder auf rotes Fleisch, was auch immer, 

welche Fleischarten auch immer, mehr CO2 ausstoßen.“ (B6, Z. 39-42) 

Eine weitere Interviewperson äußert ebenfalls vage Vorstellungen: 

„Ähm ist die Frage, ob Ökosteuer da alleine/ also Ökosteuer alleine sagt da viel-

leicht noch zu wenig. Ähm (…) aber in meiner Interpretation wäre ich schnell ähm 

bei Klimaschutzmaßnahmen und und dass es eben darum geht, dass ein klima-

schädliches Verhalten oder klimaschädliche ähm ja Produkte oder Dienstleistun-

gen ähm entsprechend besteuert werden, damit sie weniger in Anspruch genom-

men werden.“ (B5, Z. 31-36) 

Andere Interviewpartner*innen hingegen haben präzisere Vorstellungen in Bezug auf 

eine Ökosteuer auf Fleisch. Eine mögliche Umsetzung bestünde darin, Fleischprodukte 

anhand der verursachten CO2-Äquivalente zu besteuern, wobei jedes CO2-Äquivalent 

einheitlich besteuert wird. Die Gesamthöhe der Steuer für ein Produkt ergibt sich folglich 

aus der Gesamtmenge der im Produktionsprozess entstandenen CO2-Äquivalente (B3; 

Z. 80-93). Die Wahrnehmung der Ökosteuer auf Fleisch divergiert zudem hinsichtlich 

des Zwecks der Steuer. Für den Großteil der Befragten steht der Lenkungseffekt der 

Steuer im Vordergrund, der darauf abzielt, durch eine preisinduzierte Verhaltensände-

rung den Einkauf und Konsum von Fleisch zu reduzieren (B5, Z. 33-39; B6, Z. 9f.). Auf 

der anderen Seite wird jedoch auch die Auffassung vertreten, dass der vorrangige Zweck 

der Ökosteuer darin liegt, die generierten Steuereinnahmen gezielt für nachhaltige Maß-

nahmen einzusetzen, welche ihrerseits zu einer Reduktion der CO2-Emissionen beitra-

gen können (B8, Z- 309f.; B9, Z. 12-15). 

Insgesamt wird deutlich, dass nicht nur die konkrete Ausgestaltung der Steuer (z. B. an-

hand von CO2-Äquivalenten), sondern auch die Art und Weise ihrer Vermittlung ent-

scheidend für die gesellschaftliche Resonanz ist. Die Theorie der doppelten Dividende 

bietet hier eine hilfreiche analytische Linse, um die unterschiedlichen Perspektiven sys-

tematisch zu erfassen und einzuordnen. Wie bereits in Kapitel 2.2.3 erläutert, hängt die 

Wirksamkeit ökologischer Steuern nicht nur von ihrer ökonomischen Logik, sondern 

auch von ihrer politischen und kommunikativen Einbettung ab. 

4.1.2 Begrenze Vorstellungskraft ohne Anhaltspunkte 

Der folgende Abschnitt beschäftigt sich mit den Schwierigkeiten, die Individuen erleben, 

wenn es um die konkrete Ausgestaltung einer Steuer geht. Obwohl das Thema der 
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Steuern politisch und relevant ist und daher intensiv diskutiert wird, scheint es für Bür-

ger*innen herausfordernd zu sein, die genaue Ausgestaltung eines neuartigen Instru-

ments wie der Ökosteuer auf Fleisch nachzuvollziehen und einzuschätzen. In diesem 

Kapitel werden Schwierigkeiten, die sich dabei herausgebildet haben, näher betrachtet.  

Steuererhebung in der Handels- vs. Produktionsstufe 

Zentral in der Debatte um eine Ökosteuer auf Fleisch ist die Frage, an welcher Stelle der 

Wertschöpfungskette die Steuer ansetzen sollte. Wird bereits in der Fleischproduktion 

angesetzt, sind Großbetriebe und Bäuer*innen, die in der Fleischproduktion tätig sind, 

direkte Adressat*innen der Steuer. Argumentiert wird, dass Produzent*innen und Land-

wirt*innen die Chance erhalten, schneller umzudenken (B1, Z. 139-141) und nicht erst 

auf die geänderte Nachfrage der Konsumierenden reagieren müssen (B5, Z. 135-138). 

Eine Interviewperson betonte: 

„Beim (.) Produzenten (.) würde ich schon sinnvoll finden, weil der kann sich dann 

halt schon auch noch mal bewusst für eine andere Variante entscheiden, viel-

leicht für andere Produktionsmöglichkeiten. (..) Das finde ich wäre da halt cool, 

weil der direkt ansetzen kann und nicht erst dann, wenn er eben die Rückmel-

dung kriegt quasi vom ähm vom Konsumenten. […] Es würde vielleicht schon 

auch irgendwie noch mal mehr Bewusstsein schaffen bei Produzenten selbst, 

was (.) was das einfach ähm für einen Beitrag hat oder wie klimaschädlich das 

einfach ist.“ (B5, 133-141) 

Wenn es um die konkrete Umsetzung einer Besteuerung der Fleischproduzent*innen 

geht, werden die Ausführungen erneut weniger konkret und die Vorstellung, wie man bei 

Fleischproduzent*innen ansetzen kann, stößt auf ihre Grenzen. Die Wirkungskette er-

streckt sich nämlich, da die hohen CO2-Emissionen bereits bei der Fütterung der Tiere 

beginnen, zumal insbesondere Rinder mit CO2-intensivem Soja gefüttert werden (B1, Z. 

117-120; B5, Z. 73-77; B10, Z. 242-245). Wird die Steuer jedoch erst beim bereits pro-

duzierten Fleisch angesetzt, besteht weiterhin das Problem, dass die genaue Ermittlung 

der damit verbundenen CO2-Emissionen schwierig bleibt (B2, Z. 272f.). Es wird zudem 

kritisiert, dass eine Besteuerung in der Produktion Produzent*innen im Ausland nicht 

erfassen würde und diese somit einen Wettbewerbsvorteil genießen könnten (B7, Z. 

822-826), wie Abadie et al. (2015, S. 281) und Davis & Caldeira (2010, S. 5687) in ihrer 

Forschung bereits festgestellt haben. 

Dennoch wird im ersten Impuls zunächst auch für eine Besteuerung im Handel argu-

mentiert (B1, Z. 136f.). Wird eine Ökosteuer erst im Handel erhoben, werden auch aus-

ländische Produkte bei der Besteuerung erfasst. Demgegenüber würde jedoch 
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ausschließlich das Endprodukt besteuert werden und der Abfall, der während der 

Fleischproduktion entsteht, bliebe unberücksichtigt (B8, Z. 217-219). Es zeigt sich je-

doch, dass die Befragten keine eindeutige Position beziehen, sondern ihre Meinungen 

kontinuierlich reflektieren und dabei verschiedene Szenarien und deren Implikationen 

gedanklich durchspielen.  

Die damit verbundene Unsicherheit verweist auf die Herausforderungen bei der prakti-

schen Umsetzung des in Kapitel 2.2.3 erläuterten Verursacherprinzips. Dieses sieht vor, 

dass Pigou-Steuern diejenigen Akteur*innen belasten, die unmittelbar zur Umweltbelas-

tung beitragen. Aus theoretischer Sicht wäre eine frühe Besteuerung – also auf der Pro-

duktionsstufe – folglich konsequent. Zwar greifen die Befragten diese Logik auf, doch 

wird zugleich deutlich, dass die konkrete Umsetzung aufgrund der komplexen und oft 

grenzüberschreitenden Emissionsverteilung entlang der Produktionskette problematisch 

ist. Die daraus resultierende Diskrepanz zwischen normativer Idee und praktischer Re-

alisierbarkeit verdeutlicht exemplarisch die Spannungsfelder ökologischer Steuerpolitik. 

Besteuerungsgrundlage 

Die Befragten sind sich einig, dass die Höhe der Steuerlast an bestimmte Kriterien ge-

knüpft sein sollte. Unklar bleibt jedoch, nach welchen Maßgaben diese Kriterien konkret 

ausgestaltet werden können. Insbesondere fällt es schwer, eindeutig zu bestimmen, wo-

rauf sich die Steuer genau beziehen soll und auf welcher Grundlage ihre Höhe festgelegt 

werden könnte. 

Auch in dieser Frage zeigen sich zwei grundlegende Denkrichtungen. Ein Teil der Inter-

viewten spricht sich intuitiv für eine Differenzierung nach der Art des Fleisches bzw. des-

sen spezifischem CO2-Ausstoß aus.  Diese Position knüpft unmittelbar an die in Kapitel 

2.2.4 dargestellten ökologischen Bewertungen verschiedener Fleischsorten an. Dort 

wurde dargelegt, dass insbesondere Rindfleisch im Vergleich zu Geflügel oder Schwein 

ein deutlich höheres Aufkommen an CO2-Äquivalenten verursacht. Die Forderung nach 

einer emissionsbasierten Besteuerung greift damit zentrale wissenschaftliche Erkennt-

nisse auf und verdeutlicht, dass ökologische Steuerkriterien im Grundsatz verstanden 

werden. Gleichzeitig wird deutlich, dass deren Umsetzung mit praktischen Herausforde-

rungen verbunden ist, insbesondere in Bezug auf die Messbarkeit, die Herkunftsbestim-

mung und die Frage nach verlässlicher Zertifizierung. Diese Aspekte erschweren eine 

einfache Überführung wissenschaftlicher Erkenntnisse in die steuerpolitische Praxis und 

machen deutlich, dass zwischen ökologischer Plausibilität und operativer Machbarkeit 

differenziert werden muss. 
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Wie auch in der Literatur bekannt (Farchi et al., 2017, S. 2; Nijdam et al., 2012, S. 765f; 

Ogino, Orito, Shimada & Hirooka, 2007, S. 428.), ist den Bürger*innen bewusst, dass 

rotes Fleisch, insbesondere Rindfleisch, weitaus mehr CO2 emittiert, als Geflügel und 

andere Fleischarten (B2, Z. 200f.; B9, Z. 39f.). Dabei soll die Höhe der Steuer davon 

abhängig gemacht werden, wie viel CO2 bestimmte Fleischarten ausstoßen:  

„Also, ähm man könnte sich überlegen, ähm dass Fleischsorten, die schon sehr 

intensiv sind, CO2 ausstoßen, eben progressiv besteuert werden, im Sinne von 

je höher ausgestoß/ je MEHR ausgestoßen, desto höher/ ein höherer Steuersatz 

darauf angewandt wird, ein Lenkungssteuersatz.“ (B3, Z. 108-112)  

Auf der anderen Seite wird es als unfair empfunden, wenn Landwirt*innen, die auf qua-

litativ hochwertiges Fleisch Wert legen, gute Rahmenbedingungen für ihre Tiere schaf-

fen und sich an die Bedingungen für Zertifikate und Gütesiegel halten, gleich besteuert 

werden wie Produzent*innen, die Massentierhaltung betreiben. Einige fordern daher 

eine Unterscheidung zwischen Bio-Produkten und Billigerzeugnissen (B4, Z. 27-30; B5, 

Z. 91-95; B7, Z. 122-127). Das Argument besteht unter anderem darin, dass wenn das 

Bio-Fleisch „nur ein bisschen mehr als das besteuerte Fleisch“  kostet, Konsument*innen 

„dann eher zum Biofleisch greifen würden“ (B10, Z. 90-93). Es besteht zudem die Erwar-

tung, dass Bio-Landwirt*innen eine entsprechende Unterstützung erhalten, dass sie ih-

ren Nutztieren verbesserte Lebensbedingungen bieten, wodurch perspektivisch eine 

Veränderung im gesellschaftlichen Bewusstsein sowie im Konsumverhalten angeregt 

werden könnte (B10, Z. 71-87). 

Umsetzbarkeit der Steuer 

Den Befragten fällt es zudem schwer, sich eine konkrete technische Umsetzung der 

Ökosteuer auf Fleisch vorzustellen. Es stellt sich nämlich die zentrale Frage, auf welcher 

Stufe des Produktionsprozesses eine angemessene Bepreisung ansetzen sollte. Insbe-

sondere die CO2-Emissionen, die bereits bei der Herstellung und beim Transport von 

Futtermitteln entstehen, sind beträchtlich, aber schwierig exakt zu erfassen (B1, Z. 115-

120; B10, Z. 179-182). Generell gestaltet sich somit die Bestimmung dessen, was genau 

bepreist werden soll, äußerst komplex. Einer der Befragten äußert hierzu spezifische 

Bedenken: 

„Also, (.) Bepreisung von Gütern, die eigentlich nicht wirklich Preise haben, wofür 

es eigentlich auch keinen Markt gibt. Es ist schwierig etwas zu bepreisen, wofür 

es eigentlich keinen Markt gibt. Wer entscheidet/ Wer entscheidet, (.) wie hoch 

die Ökosteuer ist?“ (B2, Z. 10f.; 268f.) 
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Diese Aussage verweist auf ein zentrales Dilemma der Umweltökonomik: die Schwierig-

keit, zukünftige Umweltschäden adäquat zu bewerten und zu monetarisieren. Wie in Ka-

pitel 2.2.2 erläutert, sind die Folgekosten klimaschädlichen Handelns häufig erst lang-

fristig sichtbar, schwer zu erfassen und damit schwer in gegenwärtige Preismodelle zu 

integrieren (He et al., 2023, S. 1440ff.). Die fehlende Marktstruktur für Emissionskosten 

führt dazu, dass keine etablierten Kriterien für eine Preisbildung existieren. Hinzu kommt 

die Herausforderung, bereits jetzt Preise für zukünftige Umweltschäden und deren Fol-

gen festzusetzen, da deren tatsächliches Ausmaß gegenwärtig nur bedingt absehbar ist 

(B2, Z. 327-340). Folglich würden mit einer solchen Steuer Effekte bepreist werden, de-

ren langfristige Konsequenzen aktuell noch unklar sind. Diese Unsicherheit trägt wesent-

lich zur Skepsis gegenüber der konkreten Ausgestaltung ökologischer Steuern bei und 

wird von den Befragten als zentrales Problem benannt. 

Auch hinsichtlich der zeitlichen Wirksamkeit einer Ökosteuer auf Fleisch bestehen deut-

liche Zweifel. Befragte äußern insbesondere Bedenken bezüglich der „Schnelligkeit ei-

ner solchen Maßnahme“ (B9, Z. 534). Angesichts der zunehmend sichtbaren und rasch 

voranschreitenden Folgen des Klimawandels entsteht die Wahrnehmung, dass die Ein-

haltung der aktuell festgelegten Klimaziele nach derzeitigen Prognosen zunehmend un-

wahrscheinlich scheint. Eine Ökosteuer auf Fleisch könnte zwar prinzipiell zur Reduktion 

der CO2-Emissionen beitragen, jedoch stellt sich angesichts der begrenzten Zeitres-

sourcen die Frage, ob diese Maßnahme ausreichend schnell greifen würde, um signifi-

kante Effekte zu erzielen (B9, Z. 699f.). 

Darüber hinaus wird diskutiert, ob die Einnahmen aus einer solchen Steuer sinnvoller-

weise in zusätzliche Klimaforschung investiert werden könnten. Allerdings wird auch hier 

angemerkt, dass Forschung üblicherweise langfristig ausgelegt ist und daher voraus-

sichtlich nicht rechtzeitig Ergebnisse liefern könnte, um die negativen Folgen des Klima-

wandels wirksam abzumildern (B8, Z. 351-354). Ähnlich verhält es sich mit Maßnahmen 

zur Bewusstseinsbildung, da gesellschaftliche Veränderungen typischerweise „mit etwas 

Verzögerung in die Gesellschaft strömen“ (B5, Z. 468f.) und somit kurzfristig nur einge-

schränkt wirksam wären. Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass Zweifel hinsicht-

lich der Realisierbarkeit und Umsetzbarkeit bestehen, was erneut auf die Schwierigkeit, 

sich in die Ausgestaltung hinzuversetzen, zurückgeführt werden könnte. 

Hinsichtlich der Definition der Ökosteuer lassen sich wiederholt gemeinsame Ansätze 

feststellen. Im Hinblick auf die konkrete Wirkungsweise und Umsetzung einer Ökosteuer 

auf Fleisch zeigen sich jedoch weiterhin divergierende Aussagen der Befragten. Es ist 

klar erkennbar, dass sich die Befragten in Bezug auf die Wahrnehmung zur Ökosteuer 

auf Fleisch uneinig sind. Die Vorstellungen davon gehen in unterschiedliche Richtungen. 
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Dies könnte daran liegen, dass es sich dabei um eine völlig neue Maßnahme handelt, 

die bis jetzt kaum mit bestehenden Maßnahmen zu vergleichen ist. Das Konzept der 

Ökosteuer auf Fleisch ist eine neuartige Thematik, die bis jetzt kaum in den Medien prä-

sent war und der Mehrheit der Bevölkerung nicht geläufig ist. Medien berichten häufiger 

über den Verkehr, das Fliegen, Müll und die Überproduktion in der Fast-Fashion-Indust-

rie (B9, Z. 355f.), während die ökologischen Auswirkungen des Fleischkonsums bis dato 

weniger im Vordergrund stehen. Es scheint schwierig zu sein, sich ein Bild davon zu 

konstruieren, wenn es noch keine Referenzwerte dazu gibt. Um ein besseres Verständ-

nis für die Ökosteuer auf Fleisch zu entwickeln, wird daher auf vergleichbare Instrumente 

zurückgegriffen, die in ihrer Wirkung und Zielsetzung Ähnlichkeiten aufweisen. Es wird 

wiederholt der Versuch unternommen, Vergleiche zu ziehen, wie beispielsweise mit der 

Zuckersteuer in Großbritannien (Dickson et al., 2023, S. 4), die im letzten Handelsvor-

gang eingehoben und abgeführt wird (B8, Z. 208-212).  

Die Herstellung eines Konnexes zur Ökosteuer auf Fleisch dürfte unter anderem deshalb 

vergleichsweise schnell erfolgt sein, weil es sich dabei ebenfalls um eine Konsumsteuer 

im Lebensmittelbereich handelt. Der Rückgriff auf bereits bekannte Instrumente erleich-

tert die Einordnung der Maßnahme – ein Phänomen, das sich durch Erkenntnisse aus 

der Kognitionsforschung erklären lässt. Studien zeigen, dass Menschen neue Informati-

onen leichter verarbeiten, wenn sie über Analogien mit bereits vertrauten Konzepten 

verknüpft werden (Brand, S. 450ff.; Olsson & Galesic, 2024, S. 907ff.). Analogien fun-

gieren dabei als kognitives Bindeglied, das unbekannte Inhalte mit bestehenden Wis-

sensstrukturen verbindet und so zur Einordnung komplexer Sachverhalte beiträgt – etwa 

im Fall der Ökosteuer auf Fleisch. Dieser Prozess verläuft oft unbewusst, kann jedoch 

auch zu verzerrten Übertragungen und vereinfachten Interpretationen führen (Olsson & 

Galesic, 2024, S. 907). 

Neben der Zuckersteuer wird von den Befragten auch wiederholt der Zertifikatehandel 

als Vergleichsmaßstab herangezogen (B2, Z. 14f.; B8, Z. 136–146; B9, Z. 116–118). 

Diese Bezugnahmen verdeutlichen das in Kapitel 2.2.2 und 2.2.3 beschriebene Phäno-

men, dass Bürger*innen zur Bewertung neuer umweltpolitischer Maßnahmen auf be-

kannte Referenzinstrumente zurückgreifen. Während die Zuckersteuer in Großbritan-

nien ein prominentes Beispiel für eine erfolgreiche Verbrauchsteuer im Ernährungsbe-

reich darstellt, beruht der Emissionszertifikatehandel auf einem strukturell anderen Me-

chanismus. Letzterer basiert auf dem sogenannten cap-and-trade-System, bei dem feste 

Emissionsobergrenzen definiert und Rechte zum CO2-Ausstoß handelbar gemacht wer-

den (Weitzman, 2016, S. 6). Diese Kommodifizierung von Emissionen wird von einigen 

Befragten als wirksames Steuerungsinstrument bewertet (B8, Z. 187, 180), gleichzeitig 
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aber auch kritisch hinterfragt. So äußern einige die Sorge, dass sich durch den Handel 

mit Emissionsrechten die eigentliche Verantwortung relativieren ließe, indem sich ein-

zelne Akteur*innen von ihrer ökologischen Pflicht symbolisch „freikaufen“ (B9, Z. 116–

118). Die Nutzung solcher Analogien verdeutlicht, dass komplexe Steuerkonzepte über 

kognitive Transferprozesse verständlich gemacht werden. Der Vergleich zur CO2-Zerti-

fikatevergabe erscheint dabei nicht nur strukturell naheliegend, sondern erfüllt auch eine 

psychologische Funktion: In Ermangelung direkter Erfahrungswerte dienen Analogien 

als kognitives Werkzeug, um neue Sachverhalte einzuordnen und zu bewerten (Brand 

et al., 2021, S. 450ff.; Olsson & Galesic, 2024, S. 907ff.). Gleichzeitig birgt diese Art der 

Einordnung jedoch das Risiko verkürzter oder fehlerhafter Bewertungen, insbesondere 

wenn strukturelle Unterschiede zwischen den Maßnahmen nicht ausreichend beachtet 

werden (Olsson & Galesic, 2024, S. 907). Aufgrund der Tatsache, dass es wenige In-

strumente gibt, die mit einer Ökosteuer auf Fleisch vergleichbar sind, muss die Meinung 

dazu zunächst konstruiert werden (B9, Z. 201-204). Dieser Prozess wurde während der 

Interviewführung deutlich: 

„Also die Emotionen sind NOCH nicht richtig vorhanden, weil ich noch keinen 

wirklichen Bezug zur Ökosteuer habe.“ (B2, Z. 24f.) 

Die Tatsache, dass sich viele Befragte während des Interviews erstmals intensiv mit der 

Ökosteuer auf Fleisch auseinandersetzen, macht deutlich: Die Meinungsbildung erfolgt 

hier nicht auf Basis gefestigter Überzeugungen, sondern in Form eines dynamischen, 

konstruktiven Prozesses. Zaller (1992, S. 279) beschreibt dieses Phänomen als „on-the-

spot“-Konstruktion, bei der Menschen auf verfügbare Wissensfragmente zurückgreifen, 

die durch Diskussionen, Erfahrungen oder Analogien aktiviert werden. 

Die gezielte Verwendung von Analogien dient dabei als Mittel zur Reduktion kognitiver 

Unsicherheit (Brand et al., 2021, S. 450). Bei komplexen und schwer greifbaren Klima-

schutzmaßnahmen bieten vertraute Ansätze wie die CO2-Bepreisung oder Verbrauch-

steuern im Ernährungsbereich eine gewisse Orientierung. Gleichzeitig zeigen Lorenzoni 

et al. (2007, S. 453), dass Maßnahmen ohne historische Referenz schnell als diffus, 

überfordernd oder unfair wahrgenommen werden – ein Eindruck, der auch in mehreren 

Interviewpassagen anklingt. Sunstein (2006, S. 1110f.) hebt zudem hervor, dass neuar-

tige umweltpolitische Maßnahmen häufig anfällig für verzerrte Wahrnehmungen und 

emotionale Kurzschlussreaktionen sind – insbesondere dann, wenn Vorwissen fehlt.  

Sichtbar wurde auch, dass sich Haltungen im Verlauf des Gesprächs mehrfach verän-

dern, was die Bedeutung dialogischer Formate für die Entwicklung informierter Meinun-

gen unterstreicht. Zwar hat man einen gewissen Zugang und eine Grundeinstellung (B9, 
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Z. 711f.), doch die Schwierigkeit, sich die Ausgestaltung einer Ökosteuer auf Fleisch 

vorzustellen, kann bei einer längeren Auseinandersetzung mit dem Thema auch dazu 

führen, dass sich die Wahrnehmung einmal oder mehrmals ändert: 

„Ich glaube, meine Einstellung hat sich jetzt in den letzten 48 Minuten mehrmals 

etwas geändert. Ich denke, ich war sehr positiv eingestellt, dann habe ich es et-

was kritischer gesehen, (.) jetzt bin ich wieder etwas positiver eingestellt.“ (B6, Z. 

495-498) 

Die vorliegende Analyse demonstriert, dass die Thematik der Ökosteuer auf Fleisch als 

ein klimapolitisches Instrument ein hohes Maß an Komplexität aufweist und gegenwärtig 

noch unzureichend in das Bewusstsein der Öffentlichkeit gelangt ist. Die Vielfalt mögli-

cher Ausgestaltungen, deren Konzeptionierung noch aussteht, erschwert die Herausbil-

dung einer konsistenten Meinung. Settings, in denen Menschen jedoch durch horizont-

erweiternde Gespräche in den Diskurs treten, eignen sich besonders zur persönlichen 

Reflexion (B9, Z. 709-711) und bieten Raum, sich mit dem persönlichen Fleischkonsum 

auseinanderzusetzen.  

4.2 Reaktanz wird projiziert – nicht selbst empfunden   

Zunehmend verbreitet sich das Gefühl, dass sich die gesellschaftliche Einstellung zum 

Klimaschutz bereits im Wandel befindet. In den vergangenen Jahren haben Umweltas-

pekte im Konsumverhalten eine zunehmend zentrale Rolle eingenommen, und das Be-

wusstsein für klimarelevante Themen ist gestiegen (B1, Z. 660-662). Es wird die Auffas-

sung vertreten, dass die grundsätzliche Bereitschaft zur Unterstützung klimapolitischer 

Bewegungen wächst (B3, Z. 477-479). Zudem sind vegetarische Alternativen mittler-

weile leichter zugänglich, was die Umstellung auf eine nachhaltigere Ernährungsweise 

erleichtert (B3, Z. 275-277). Dennoch besteht weiterhin die Einschätzung, dass die po-

tenzielle Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch in der Gesellschaft auf wenig Zustim-

mung stoßen würde, wie im Folgenden nun näher ausgeführt wird. 

Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch stößt derzeit auf erhebliche Skepsis hinsicht-

lich der gesellschaftlichen Akzeptanz. Es ist zu erwarten, dass von unterschiedlichen 

gesellschaftlichen Gruppen erheblicher Widerstand ausgeht. Einerseits betrifft dies Per-

sonen, die nicht bereit sind, ihre Konsumgewohnheiten aufgrund einer zusätzlichen Be-

steuerung zu verändern, andererseits jene, für die eine preisliche Veränderung den Zu-

gang zu Fleischprodukten erschweren oder sogar unmöglich machen könnte (B3, Z. 

520f.). 
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Auch die aktuelle politische Lage deutet darauf hin, dass eine breite Akzeptanz einer 

Ökosteuer auf Fleisch schwer zu realisieren sein dürfte. Ein möglicher Grund hierfür liegt 

darin, dass gegenwärtig andere, als dringlicher und komplexer wahrgenommene Her-

ausforderungen im Zentrum des öffentlichen und politischen Interesses stehen. Vor die-

sem Hintergrund könnte die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch als nachrangiges 

Anliegen betrachtet und entsprechend geringer priorisiert werden. Insbesondere „in Zei-

ten, in denen Lebensmittel generell teurer werden“ (B9, Z. 336f.), wird angenommen, 

dass eine solche Maßnahme überwiegend negativ bewertet wird. Daher ist mit Wider-

stand, Frustration, Unzufriedenheit und Protesten seitens der Bevölkerung zu rechnen 

(B2, Z. 384-385; B5, Z. 425f.). Zudem könnte politisch Angst vor möglichen finanziellen 

Einschränkungen geschürt werden, wodurch in der öffentlichen Wahrnehmung schnell 

der Eindruck entsteht, man könne sich Fleischprodukte grundsätzlich nicht mehr leisten, 

obwohl dies faktisch nicht zutreffen muss (B5, Z. 416-419). 

Ältere Generationen, insbesondere im ländlichen Raum, könnten auf eine Ökosteuer auf 

Fleisch eher ablehnend reagieren, da diese Bevölkerungsgruppe traditionell „am Wo-

chenende einen Schweinsbraten oder Schnitzel“ (B7, Z. 724) konsumiert und eine Ver-

änderung ihrer Ernährungsgewohnheiten möglicherweise nur schwer zu erreichen wäre. 

In einem Land wie Österreich, in dem viele Gerichte aus Fleisch bestehen, wäre die 

Besteuerung von Fleisch gravierend (B2, Z. 406-412). Das Schnitzel ist dabei immer ein 

Schlagwort und häufig Gegenstand populistischer Parolen (B1, Z. 69-75). Diese vermit-

teln schnell den Eindruck, man müsse gänzlich darauf verzichten, was einen großen 

Eingriff in die persönlichen Konsumgewohnheiten darstellen würde. Ob es gelingt, diese 

ältere, ländliche Generation langfristig zu überzeugen, ist umstritten. Während einerseits 

argumentiert wird, dass Veränderungen erst nach einem Generationenwechsel realisier-

bar sind, gibt es andererseits auch Ansätze, nach denen ein langfristiges Umdenken 

auch innerhalb dieser Generation möglich ist, auch wenn dies voraussichtlich mehr Zeit 

in Anspruch nehmen würde (B2, Z. 356f.; B7, Z. 727-737). 

Darüber hinaus erschwert die Debatte, ob Fleisch als Grundnahrungsmittel einzustufen 

ist, zusätzlich die gesellschaftliche Akzeptanz einer Ökosteuer auf Fleisch, da derzeit 

noch überwiegend die Einschätzung vorherrscht, Fleisch sei ein elementarer Bestandteil 

der Ernährung. Es erscheint allerdings denkbar, dass eine Ökosteuer auf Fleisch in ur-

banen Regionen, speziell in Städten wie Wien, leichter auf Zustimmung trifft. Dies könnte 

daran begründet sein, dass dort bereits ein erhöhtes Bewusstsein für nachhaltigen 

Fleischkonsum vorhanden sein könnte, der Anteil an Vegetarier*innen höher ist und so-

mit eine größere Bereitschaft besteht, entsprechende Maßnahmen mitzutragen (B2, Z. 

359-363; B10, Z. 204-212). Unabhängig davon sollte jedoch sorgsam vorgegangen 
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werden, wie die Ökosteuer auf Fleisch letztlich implementiert wird. Ein Befragter verdeut-

licht die bestehende Problematik wie folgt: 

„Ein Stück weit sieht man es ja schon, ähm ist zu erwarten, dass einfach ziemlich 

viele Transformationen anstehen und große gesellschaftliche Umbrüche ähm sind 

für Menschen immer ziemliche HERAUSFORDERUNGEN. Ähm und insofern ist es 

ein großes POLITISCHES Thema auch ähm und wichtig, dass wir da, dass wir da 

gut hinschauen und gut schauen, wie wir das bewältigen können.“ (B5, Z. 257-261) 

Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch muss daher nicht nur im Kontext ökologi-

scher Wirksamkeit, sondern ebenso unter sozialpolitischen Gesichtspunkten betrachtet 

werden. Ohne begleitende Maßnahmen erscheint eine erfolgreiche Umsetzung für die 

Interviewpersonen unwahrscheinlich. 

Eine empirische Untersuchung von Malovicki-Yaffe et al. (2025, S. 145ff.) liefert wichtige 

Erkenntnisse zu den Folgen als ungerecht oder identitätsbedrohend wahrgenommener 

Umweltmaßnahmen. Am Beispiel der Plastiksteuer in der Haredi-Gemeinschaft Israels 

wird deutlich, wie schnell sich ablehnende Haltungen verfestigen können, wenn Maß-

nahmen gesellschaftliche Realitäten ignorieren. In diesem Fall führte die politische Inter-

vention zu einem kollektiven Gefühl der Stigmatisierung, was nicht nur die Akzeptanz 

der Maßnahme, sondern auch die allgemeine Bereitschaft zu umweltbewusstem Verhal-

ten langfristig verringerte. Politische Eingriffe stoßen demnach insbesondere dann auf 

Widerstand, wenn sie als Eingriff in die soziale Identität verstanden werden. 

Mühlbacher (2018b, S. 54) sowie Tennert und Arenberg (2024, S. 272) weisen darauf 

hin, dass fehlendes Vertrauen in die Fairness des Steuersystems sowie eine geringe 

Steuermoral zentrale Gründe für Ablehnung darstellen – insbesondere im Bereich all-

täglicher Konsumentscheidungen. Daraus ergibt sich, dass eine rein ökologische Argu-

mentation für die Einführung der Ökosteuer auf Fleisch nicht auszureichen scheint. Eine 

Ökosteuer auf Fleisch weckt zudem die Wahrnehmung als Instrument mit Strafcharakter, 

bei dem ein unerwünschtes, klimaschädliches Verhalten bestraft werden soll (B9, Z. 17f.; 

Z. 84f.). Wünschenswert wäre stattdessen eine Veränderung, die positiv motiviert kommt 

(B5, Z. 19-22), da Steuern grundsätzlich negative Emotionen herbeiführen und daher 

Steuerablehnung eine gewöhnliche Reaktion ist (Hammar & Jagers, 2006, S. 613). 

Obwohl die Literatur wie Kirchler (1999, S. 133) sozialpsychologische Reaktionen wie 

Reaktanz nahelegt, lassen sich derartige Reaktionen bei der Mehrheit der Befragten 

nicht beobachten.	Einzig eine Person zeigt Reaktanz, während die übrigen Interviewper-

sonen einer Ökosteuer auf Fleisch grundsätzlich positiv gegenüberstehen. Wenn eine 

Skepsis gegenüber dieser klimapolitischen Maßnahme besteht, dann sind diese auf 
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andere Gründe zurückzuführen, die zu einem späteren Zeitpunkt noch erläutert werden. 

Es stellt sich dabei die Frage, ob den genannten sozialpsychologischen Reaktionen in 

der Literatur ein weitaus größerer Wert beigemessen wird, als notwendig. Es ist denkbar, 

dass bestimmte in der Literatur formulierte Vorannahmen in der Realität nicht in der er-

warteten Form auftreten. Die empirische Datenlage widerspricht diesen Annahmen je-

denfalls in wesentlichen Punkten. 

So beschreibt die psychologische Reaktanz nach Brehm (1966, S. 1ff.) die Motivation, 

bedrohte Freiheiten wiederherzustellen. Dieser Mechanismus wird in der Literatur häufig 

im Zusammenhang mit fiskalischen Eingriffen thematisiert.	Die Ergebnisse der vorlie-

genden Untersuchung lassen jedoch eine differenziertere Betrachtung zu. Es deutet sich 

an, dass die bestehende Forschung die Verbreitung reaktanter Reaktionen möglicher-

weise überschätzt, insbesondere in Kontexten, in denen ökologische Anliegen wie der 

Klimaschutz zunehmend gesellschaftliche Legitimität erfahren. Diese Einschätzung 

deckt sich mit den Befunden von Ejelöv und Nilsson Hed (2020, S. 6f.), die belegen, 

dass als gerecht empfundene Eingriffe deutlich seltener Reaktanz hervorrufen. 

Die interviewten Personen äußern zwar die Erwartung, dass in der Bevölkerung mit Wi-

derstand zu rechnen sei (B2, Z. 376f.; B3, Z. 509–511; B8, Z. 921f.), bringen selbst je-

doch eine überwiegend zustimmende Haltung zum Ausdruck. Dabei ist zu berücksichti-

gen, dass die befragte Gruppe überdurchschnittlich klimasensibel zu sein scheint und 

einen höheren Bildungsgrad aufweist – zwei Faktoren, die mit einer größeren Offenheit 

gegenüber umweltpolitischen Maßnahmen einhergehen könnten. 

Es ist möglich, dass andere Bevölkerungsgruppen durchaus mehr Widerstand zeigen. 

Zudem stammt die Literatur, die sich mit Reaktanz im Kontext von Steuern befasst, be-

reits aus einem Zeitraum, der über 25 Jahre zurückliegt. Inzwischen könnte sich jedoch 

ein gesellschaftlicher Wertewandel vollzogen haben, insbesondere im Hinblick auf Um-

welt- und Klimathemen. Die zunehmende gesellschaftliche Anerkennung der Relevanz 

von Umwelt- und Klimaschutz könnte daher erklären, warum eine ökologische Steuer 

auf Fleisch heutzutage weniger Reaktanz hervorruft und auf eine größere Resonanz in 

der Bevölkerung stößt. 

Ähnlich zeigt sich in den Befragungen eine auffällige Diskrepanz zwischen der Einschät-

zung des Verhaltens anderer und der eigenen Konsumgewohnheiten. Während die Teil-

nehmenden angeben, dass ihr Familien-, Freundes- und Bekanntenkreis voraussichtlich 

auf eine Ökosteuer auf Fleisch reagieren und ihren Fleischkonsum reduzieren würde, 

geben jene Befragten, die Fleisch konsumieren, selbst an, ihr eigenes Kauf- und 
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Konsumverhalten nicht maßgeblich zu verändern, wie im Folgenden exemplarisch dar-

gestellt: 

„Mich stört es nicht, mich würde es nicht stören, MEHR Geld für Fleisch auszu-

geben und ich würde es auch weiterhin tun. Es wäre für mich KEIN Grund, es 

wäre für mich ÜBERHAUPT kein Grund von unserem ähm Speiseplan oder un-

seren Essensgewohnheiten irgendwie wegzu/ abzurücken.“ (B9, Z. 220-224) 

Zudem belegen experimentelle Studien, dass Reaktanz insbesondere dann verstärkt 

auftritt, wenn Botschaften zur Verhaltensänderung sprachlich kontrollierend oder direktiv 

formuliert sind. In einer Untersuchung von Spelt et al. (2019, S. 1ff.) lösten Appelle mit 

starkem Aufforderungscharakter signifikant höhere emotionale Reaktanz aus, etwa in 

Form von Ärger oder dem Gefühl eingeschränkter persönlicher Freiheit. Allerdings führ-

ten diese Reaktionen nicht zu einer tatsächlichen Verhaltensänderung. Daraus lässt sich 

schließen, dass Reaktanz zwar emotional spürbar sein kann, jedoch nicht zwangsläufig 

mit einer Modifikation bestehender Konsumgewohnheiten verbunden ist. 

Die Verschiebung problematischer Reaktionen auf andere wirkt zudem entlastend und 

stabilisiert das eigene positive Selbstkonzept. Mit der folgenden Aussage wird eine Kont-

roverse sichtbar: 

„Also, also (..) klingt jetzt blöd, ich bin Autofahrer und ich finde, man/ (.) ich würde 

weiter Autofahren, ähm wenn es teurer wäre, aber ich würde hoffen, dass andere 

auf das Auto verzichten“ (B8, Z. 30-32) 

Diese Beobachtung lässt sich unter anderem mit dem Free-Rider-Problem beziehungs-

weise dem Trittbrettfahrer-Effekt erklären. Die Befragten erkennen zwar die Notwendig-

keit einer Reduktion des Fleischkonsums zur Förderung des Klimaschutzes an, neigen 

jedoch dazu, die Verantwortung auf andere zu übertragen, anstatt selbst aktiv zu wer-

den. Dies verdeutlicht eine verbreitete Problematik bei nachhaltigem Verhalten: Obwohl 

der ökologische Handlungsbedarf anerkannt wird, sind viele Individuen nicht bereit, ihre 

etablierten Gewohnheiten anzupassen, sondern hoffen darauf, dass andere diese Ver-

änderungen übernehmen. 

Das beschriebene Verhalten lässt sich eng mit dem Konzept der ConSR verknüpfen, 

das auf die individuelle Verantwortung für sozial und ökologisch nachhaltigen Konsum 

abzielt (Schmidt, 2015, S. 28). Wie Thøgersen (2005, S. 145ff.) erläutert, ist für tatsäch-

liche Verhaltensänderungen jedoch ein hohes Maß an Selbstwirksamkeit und Umsetz-

barkeit erforderlich. Wenn Konsument*innen stattdessen davon ausgehen, dass primär 

andere Akteur*innen für notwendige Veränderungen verantwortlich sind, wird die kollek-

tive Wirksamkeit umweltpolitischer Maßnahmen geschwächt. 
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Vor diesem Hintergrund legen sowohl die empirischen Daten als auch einschlägige Stu-

dien nahe, dass Reaktanz gegenüber ökologischen Maßnahmen nicht zwangsläufig in 

offener Ablehnung zum Ausdruck kommt. Stattdessen kann sie sich in subtileren Formen 

zeigen, etwa durch soziale Projektion. Die vorliegenden Ergebnisse deuten darauf hin, 

dass verschiedene psychologische Prozesse gleichzeitig wirken können. Diese Pro-

zesse sind eng miteinander verknüpft und sollten im Zusammenspiel betrachtet werden, 

um das komplexe Reaktionsspektrum auf umweltpolitische Maßnahmen angemessen 

einordnen zu können. 

4.3 Hinterfragung der Sinnhaftigkeit als Coping-Strategie 

Im Kontext der gegenwärtigen Debatte über den Klimawandel und dessen weitreichende 

Konsequenzen wird deutlich, dass Emotionen wie Angst, Besorgnis und Unruhe eine 

zentrale Rolle spielen. Zum Zeitpunkt der Interviews fanden die Präsidentschaftswahlen 

in den USA statt, welche auch im Rahmen der Interviews thematisiert wurden. Die Wahl-

ergebnisse lösen unter den Teilnehmenden Unmut aus und vermitteln den Eindruck ei-

nes potenziellen Rückschritts in der Klimaschutzbewegung (B4, Z. 9-12). Die wachsende 

Sorge um die ökologischen Veränderungen sowie die zunehmend spürbaren Folgen des 

Klimawandels führten bereits dazu, dass einige Personen ihren Fleischkonsum reduzier-

ten oder vollständig einstellten (B3, Z. 439f.; B5, Z. 69f.). Dabei beschränkt sich die Be-

sorgnis nicht nur auf das eigene Wohlergehen, sondern umfasst gleichermaßen die Zu-

kunft nachfolgender Generationen, insbesondere der eigenen Kinder: 

„Auf der anderen Seite ist es aber eigentlich auch meine, meine Pflicht als Mutter. 

[…] Es ist ein GANZ ein wichtiges Thema für mich. Und das merke ich auch, 

indem ich nämlich jedes Mal oder echt oft es wegschieben muss, weil es so groß 

wird in meinem Kopf. […] Also es macht mich wirklich fertig einfach. […] Und 

natürlich beschäftigt es mich dann extrem dadurch, ge. (Schaut Säugling an) 

Mausi. (.) Ja, wegen euch. Ge? Wegen euch besonders.“ (B4, Z. 205-214) 

Vor diesem Hintergrund wird eine Maßnahme wie die Einführung einer Ökosteuer auf 

Fleisch zunehmend als notwendig erachtet. Obwohl der konkreten Umsetzung mit Skep-

sis begegnet wird, erfährt die grundlegende Idee einer solchen Steuer eine überwiegend 

positive Bewertung. Argumentiert wird, dass „unser Leben doch sehr ausgeartet ist“ (B1, 

Z. 186f.), wir die letzten Jahre „wie im Schlaraffenland gelebt“ (B10, Z. 577f.) haben und 

wir „in der First World noch ein bisschen zu bequem“ (B1, Z. 220f.) sind. Wir sind in einer 

Gesellschaft an einem Punkt angelangt, an dem man alles im Überfluss hat (B7, Z. 366f.) 

und wir viele Möglichkeiten haben, von denen jedoch nicht alle positive Auswirkungen 

auf den Planeten haben (B1, Z. 188f.). 
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4.3.1 Anfangs breite Anerkennung positiver Wirkdimensionen 

Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch wird aus verschiedenen Gründen als vorteil-

haft erachtet, insbesondere im Hinblick auf Umwelt- und Klimaschutzaspekte. Im Zent-

rum der Argumentation steht dabei die Reduzierung von CO2-Emissionen, die sowohl 

durch einen verringerten Fleischkonsum als auch durch eine nachhaltigere Produktions-

weise erzielt werden könnte (B3, Z. 142-144; B10, Z. 38-40). Eine solche Maßnahme 

würde sowohl Konsument*innen als auch Unternehmen dazu anregen, ihren Fleischver-

brauch beziehungsweise ihre Produktionspraktiken anzupassen, wodurch weniger 

Treibhausgase zirkulieren würden (B10, Z. 666f.). Besonders betont wird in der Debatte 

die Verringerung der Methanemissionen, da dieses Treibhausgas als besonders klima-

schädlich gilt (B8, Z. 301). Letztlich könne eine erfolgreiche Umsetzung der Ökosteuer 

auf Fleisch dazu führen, dass weniger Treibhausgasse zirkulieren und der Klimawandel 

damit eingedämmt wird (B10, Z. 666f.).  

Ergänzend wird in den Interviews auch thematisiert, inwiefern eine solche Steuer zu ei-

nem bewussteren Umgang mit nachhaltiger Lebensmittelproduktion und zur Förderung 

regionaler Strukturen beitragen könnte. Ein stärkeres Augenmerk auf regionale Produk-

tions- und Konsummuster hätte das Potenzial, Transportwege zu verkürzen und damit 

verbundene Emissionen zusätzlich zu verringern (B5, Z. 535–541). Neben den klimati-

schen Vorteilen wird zudem argumentiert, dass eine solche Steuer dazu beitragen 

könnte, natürliche Lebensräume zu schützen und somit die Biodiversität zu fördern. 

Dass die Biodiversität unter der Viehzucht leidet, stellten nämlich Leip et al. (2015, S. 

2f.) bereits fest. Eine ökologische Landwirtschaft könnte die Flächeninanspruchnahme 

für Futtermittelanbau verringern und so ökologisch wertvolle Gebiete erhalten. Es geht 

nämlich klar hervor, dass die Fläche und Ressourcen, die für die Ernährung und Haltung 

der Tiere benötigt werden, „einen hohen Impact auf das Klima“ (B1, Z. 111) haben und 

in keinem Verhältnis zu den draus resultierenden Folgen stehen (B1, Z. 115-120), denn 

die Fleischindustrie weist einen erheblichen Ressourcenverbrauch auf. Die Produktion 

eines Kilogramms Eiweiß aus Rindfleisch erfordert im Vergleich zur Herstellung eines 

Kilogramms Eiweiß aus Kidneybohnen die zehnfache Menge an Wasser, Land, Dünger 

und Pestiziden sowie die neunfache Menge an Kraftstoff (Sabaté et al., 2015, S. 2068). 

Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch wird nicht nur aus ökologischer, sondern 

auch aus gesundheitlicher Perspektive als vorteilhaft erachtet. Insbesondere wird darauf 

hingewiesen, dass das derzeitige Gesundheitssystem erheblich belastet ist (B9, Z. 453f.) 

und vor allem von Personen in Anspruch genommen wird, die keinen gesunden Lebens-

stil pflegen (B10, Z. 364-366). Eine Reduzierung des Fleischkonsums könnte daher so-

wohl individuelle als auch gesamtgesellschaftliche Gesundheitsvorteile mit sich bringen 
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(B5, Z. 254-256). Wie auch in der Literatur betont (Farchi et al., 2017, S. 10; Wolk, 2017, 

S. 106), führt ein hoher Fleischkonsum häufig zu Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Eine Ve-

getarierin erwähnte in diesem Zusammenhang: 

„Ähm ich glaube, was man gar nicht mehr von der Hand weisen kann, ist, dass 

ähm kardiovaskuläre Erkrankungen mit, mit dem Konsum von rotem Fleisch zu-

mindest zusammenhängen. […]  Und ich glaube, für alle Nährstoffe, die man 

durch Fleisch einnimmt, dass die schon gut (.) zu ersetzen sind.“ (B1, Z. 334-

342) 

Diese Perspektive steht in engem Zusammenhang mit dem in Kapitel 2.2.3 erläuterten 

Konzept der „doppelten Dividende“ ökologischer Steuerpolitik (He et al., 2023, S. 1445). 

Neben einer direkten Verbesserung der Umweltqualität als erster Dividende lässt sich 

auch eine wirtschaftliche Effizienzsteigerung im weiteren Sinne als zweite Dividende er-

warten. Dazu zählen unter anderem sinkende Gesundheitskosten und eine Verringerung 

klimabedingter Folgeschäden auf gesamtgesellschaftlicher Ebene. 

Diese Argumentation wird primär von Vegetarier*innen vertreten, während andere Be-

fragte, nämlich jene mit hohem Fleischkonsum, gesundheitliche Bedenken gegenüber 

einer fleischreduzierten Ernährung äußern. Insbesondere wird darauf verwiesen, dass 

Fleisch ein essenzieller Energielieferant sei, der hochwertige Proteine und Eisen ent-

halte, welche vom menschlichen Körper effizient aufgenommen und verwertet werden 

können (B3, Z. 620; B9, Z. 153-156).  

Es bestehen immer noch Divergenzen in Bezug auf die gesundheitlichen Folgen des 

Fleischkonsum, wobei Vegetarier*innen und passionierte Fleischkonsument*innen vor-

rangig konträre Auffassungen vertreten. Ein Konsens besteht jedoch dahingehend, dass 

ein übermäßiger Fleischkonsum gesundheitliche Risiken birgt. So könnte eine Reduzie-

rung des Fleischverzehrs beispielsweise das Risiko für Fettleibigkeit senken (B1, Z. 

364). In weiterer Folge könnte eine geringere Anzahl an krankheitsbedingten Ausfällen 

zu einer Entlastung des Gesundheitssystems beitragen (B1, Z. 369-372). Dies hätte 

nicht nur gesundheitliche, sondern auch wirtschaftliche Implikationen, da reduzierte Ge-

sundheitsausgaben und geringere Steuerbelastungen finanzielle Ressourcen für andere 

gesellschaftliche Bereiche freisetzen könnten (B10, Z. 669). Darüber hinaus wird argu-

mentiert, dass eine nachhaltigere und bewusstere Lebensweise auch psychische Vor-

teile mit sich bringen kann.  

Diese Aussage lässt sich mit dem Konzept der ConSR in Verbindung bringen. Die Be-

reitschaft, ethisch reflektierte Konsumentscheidungen zu treffen, kann nicht nur das so-

ziale und ökologische Wohl fördern, sondern wirkt auch identitätsstiftend und psychisch 
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entlastend – insbesondere, wenn individuelle Handlungen als Beitrag zu einem größeren 

Ganzen erlebt werden (Vitell, 2015, S. 768). Es würde den Menschen auf psychischer 

Ebene auch besser tun, nachhaltiger und bewusster zu leben, denn „natürliche Umge-

bungen sorgen dafür, dass wir uns wohler fühlen“ (B5, 252f.) und helfen uns zu regene-

rieren (B5, Z. 254). In diesem Zusammenhang könnte eine nachhaltigere Ernährungs-

weise nicht nur körperliche, sondern auch psychische Gesundheitsvorteile mit sich brin-

gen.  

Neben den ökologischen und gesundheitlichen Aspekten wird auch die Frage nach den 

Auswirkungen einer Ökosteuer auf Fleisch auf das Tierwohl intensiv diskutiert. Es liegt 

nahe, dass eine Reduzierung des Fleischkonsums zu einem Rückgang der Schlacht-

zahlen sowie zu einer Verringerung der Massentierhaltung führen könnte. Da sich das 

Angebot an der Nachfrage orientiert, würde ein gesunkener Fleischkonsum langfristig 

zu einer Anpassung der Produktionsmengen führen. In diesem Zusammenhang wird ar-

gumentiert, dass eine solche Entwicklung nicht nur das Tierwohl verbessern, sondern 

auch zu einer gesteigerten Wertschätzung von Fleisch als Lebensmittel beitragen könnte 

(B4, Z. 547f.). Ehemalige Vielkonsument*innen von Fleisch bestätigen, dass sie das Ge-

fühl hatten, Fleisch als alltägliches Produkt nicht mehr ausreichend wertzuschätzen (B3, 

Z. 738-740). Die derzeitige Preisgestaltung erscheint in diesem Zusammenhang als 

problematisch, da sie die Produktionsbedingungen und den ethischen Wert des Tieres 

nicht angemessen widerspiegelt. Insbesondere wird kritisiert, dass ein Kalb, das über 

Jahre hinweg auf einem Hof aufgezogen und versorgt wurde, schließlich in einem be-

sagten „Burger um einen Euro“ (B4, Z. 312) verkauft wird. Eine Ökosteuer könnte somit 

dazu beitragen, Fleisch wieder als wertvolles Gut wahrzunehmen und es stärker als et-

was Besonderes zu betrachten (B4, Z. 502f.).  In Anlehnung an utilitaristische Argumente 

nach Nasher (2009, S. 11) zielt diese Perspektive auf die Reduktion von Tierleid und auf 

eine ethisch reflektierte Anerkennung tierischen Lebens als moralisch relevante Größe.  

In der Argumentation zur Ökosteuer auf Fleisch spielt für die vegetarischen Befragten 

zunehmend der Aspekt der Klimagerechtigkeit eine zentrale Rolle (B3, Z. 383-388). Da-

bei wird betont, dass die Menschheit eine moralische Verantwortung gegenüber dem 

Planeten trägt, insbesondere angesichts der bereits verursachten ökologischen Schä-

den (B10, Z. 584-586). Eine wesentliche Triebkraft hinter dieser Perspektive scheint die 

weit verbreitete Befürchtung zu sein, dass die Lebensbedingungen auf der Erde in Zu-

kunft erheblich beeinträchtigt sein könnten, denn bei „einem unbewohnbaren Planeten 

ist Tierwohl dann auch schon egal.“ (B1, Z. 381f.). Klimagerechtigkeit wird in diesem 

Zusammenhang als moralisches Prinzip verstanden, das sich mit der utilitaristischen 
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Forderung nach einer Maximierung des gesellschaftlichen Wohls durch langfristige Um-

weltstabilität verbindet. 

Hervorzuheben ist, dass diese ausgeprägte Sensibilität für klimatische Herausforderun-

gen möglicherweise auch durch die demografische Zusammensetzung der Population 

beeinflusst wird. Da die Teilnehmenden zwischen 20 und 40 Jahre alt sind, befinden sie 

sich in einer Lebensphase, in der sie die langfristigen Folgen der Klimakrise noch direkt 

erleben würden. Dies könnte ihre Wahrnehmung der Notwendigkeit klimapolitischer 

Maßnahmen sowie ihre Haltung zur Ökosteuer auf Fleisch maßgeblich prägen. Es ist 

daher denkbar, dass eine ältere Bevölkerungsgruppe die Auswirkungen sowohl der Kli-

makrise als auch einer Ökosteuer auf Fleisch anders bewerten würde. Ältere Generati-

onen könnten potenziell andere Prioritäten setzen, etwa wirtschaftliche Stabilität oder 

soziale Gerechtigkeit stärker gewichten, während jüngere Menschen aufgrund ihrer län-

geren Lebenserwartung eine höhere Sensibilität für langfristige Umweltfolgen aufweisen. 

Dies unterstreicht die Bedeutung einer generationenübergreifenden Betrachtung klima-

politischer Maßnahmen, um unterschiedliche Bedürfnisse und Perspektiven angemes-

sen zu berücksichtigen. 

4.3.2 Infragestellung der Zweckmäßigkeit zur Dissonanzreduktion  

Auch wenn den Befragten grundsätzlich bewusst ist, dass die aktuelle Umweltsituation 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels erforderlich macht und daher klimaori-

entierte Maßnahmen prinzipiell befürwortet werden, zeigt sich dennoch Skepsis hinsicht-

lich der Wirksamkeit und Zielgenauigkeit des diskutierten Instruments. Insbesondere 

stellt sich hierbei die Frage, ob eine Ökosteuer auf Fleisch im Vergleich zu alternativen 

Maßnahmen tatsächlich das geeignete Instrument darstellt, denn möglicherweise „gibt 

es andere Stellschrauben, die wir drehen könnten als Gesellschaft, um den CO2-Aus-

stoß zu reduzieren, die vielleicht weniger starke Verteilungseffekte aufweisen“ (B3, Z. 

410-412).  

Zunehmend wird von den fleischkonsumierenden Befragten kritisch hinterfragt, ob eine 

Ökosteuer auf Fleisch tatsächlich einen ausreichend starken Lenkungseffekt entfalten 

kann, um einen nennenswerten Beitrag zur Bekämpfung des Klimawandels zu leisten. 

Ein wesentlicher Einwand liegt darin, dass gerade jene gesellschaftlichen Gruppen, wel-

che finanziell bessergestellt sind und somit weniger von einer Preissteigerung betroffen 

wären, häufig einen überproportional hohen ökologischen Fußabdruck aufweisen: 

„Aber im Großen und Ganzen (.) würde ich jetzt einfach mal starr behaupten, 

oder stur behaupten, dass (.) diese Klimaziele ERST erreicht werden, wenn diese 
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TOP ein Prozent an Superverdienern ihren CO2-Fußabdruck mal verringern. 

Weil das sind diejenigen, die problematisch sind.“ (B2, 307-310) 

Diese Aussage bringt ein stark ausgeprägtes Gefühl struktureller Machtlosigkeit zum 

Ausdruck. Wenn ökologische Maßnahmen als unverhältnismäßig empfunden werden 

und Belastungen nicht in Relation zu Verantwortung und verfügbaren Ressourcen ste-

hen, könnte sich die Bereitschaft zur individuellen Verhaltensanpassung verringern. In 

solchen Fällen kann die empfundene Ungleichheit sogar als Legitimation für Nicht-Han-

deln dienen. Im Zentrum der Kritik steht die ungleiche Verteilung der Verantwortung für 

Umweltschäden. Eine Ökosteuer auf Fleisch würde nach Einschätzung der Befragten 

vor allem die breite Bevölkerung treffen, während die tatsächlichen Hauptverursacher*in-

nen kaum zur Verantwortung gezogen würden. Jene, die bereits Einschränkungen erle-

ben, würden zu weiterem Verzicht aufgefordert, während wohlhabendere Gruppen sich 

potenziell freikaufen könnten. Ergänzend wird argumentiert, dass klimapolitische Maß-

nahmen verstärkt auf große Unternehmen ausgerichtet sein müssten, da deren ökologi-

scher Fußabdruck weitaus gravierender sei als der einzelner Konsument*innen (B10, Z. 

312, 314). Im Vergleich dazu erscheint eine Ökosteuer auf Fleisch als weniger wirksa-

mes Mittel, insbesondere in einem Wirtschaftssystem, das auf Kapitalakkumulation und 

Profitmaximierung ausgerichtet ist (B5, Z. 303f.). 

Eine fleischkonsumierende Befragte erachtet eine Besteuerung der ökologischen Folgen 

des Flugverkehrs als deutlich gerechtfertigter und effektiver. Zudem wird es als unge-

recht empfunden, Fleischprodukte zu besteuern, während Flugreisen unberücksichtigt 

bleiben. Ferner existiert eine Unsicherheit darüber, „ob Klimaschutz jetzt schon so ein 

gewichtiger Grund ist, dass man da wirklich so empfindliche Maßnahmen setzen kann“ 

(B9, Z. 141-143). Die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch wird nämlich insgesamt als 

ein einschneidendes Instrument bewertet.  

Die Debatte über die Mitverantwortung von Unternehmen sowie über die Besteuerung 

von Flugreisen verweist auf eine grundsätzliche Kritik an der politischen Logik, Verant-

wortung vorrangig auf individuelle Verhaltensänderungen zu projizieren. Infolgedessen 

wird die Verantwortung weitgehend auf die Ebene der Konsument*innen verschoben, 

während strukturelle Aspekte wie gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge, politische 

Rahmenbedingungen und zentrale Emissionsquellen häufig unbeachtet bleiben. Ein-

zelne Maßnahmen, die nicht Teil eines umfassenden und systemisch gedachten Kon-

zepts sind, wirken in diesem Zusammenhang unzureichend. 

Aus Sicht der ConSR wird deutlich, dass moralische Appelle an Konsument*innen nur 

dann Wirkung entfalten können, wenn individuelle Verantwortung als sinnvoll und 
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wirksam erlebt wird (Vitell, 2015, S. 768; Thøgersen, 2005, S. 145ff.). Wenn jedoch 

gleichzeitig das strukturelle Umfeld als unzureichend reguliert erscheint, etwa durch die 

fehlende Besteuerung klimaschädlicher Industrien oder des Flugverkehrs, kann dies das 

individuelle Verantwortungsgefühl schwächen. 

Diese Unzufriedenheit mit isolierten Maßnahmen lässt sich zudem als Ausdruck einer 

Strategie zur Reduktion kognitiver Dissonanz deuten: Statt das eigene Verhalten kritisch 

zu reflektieren, richtet sich der Fokus auf systemische Defizite. Diese Form der Kritik 

bietet eine kognitive Entlastung, kann jedoch die Motivation zur Verhaltensänderung er-

heblich verringern (Festinger, 1957, S. 1ff.). 

Neben den bereits angesprochenen sozialen Verteilungseffekten und der damit verbun-

denen Frage nach sozialer Gerechtigkeit äußern die Befragten zudem weitere kritische 

Überlegungen zur Ökosteuer auf Fleisch. Es besteht zudem die Sorge, dass eine inlän-

dische Fleischbesteuerung möglicherweise zu einer Verlagerung der Fleischproduktion 

und -nachfrage ins Ausland führen könnte (B5, Z. 198-202; B10, Z. 414-421). Dieses 

Phänomen tritt typischerweise auf, wenn politische Maßnahmen unilateral eingeführt 

werden und die benachbarten Länder ähnliche Regelungen nicht übernehmen. Die 

Fachliteratur beschreibt diesen Effekt als sogenannten „Carbon Leakage“. Dabei werden 

Produktionsprozesse, insbesondere von Gütern mit hohen Treibhausgasemissionen, ins 

Ausland verlagert, wodurch Anreize entstehen, die Produktion zu delokalisieren. Dies 

kann inländische Produzent*innen benachteiligen und die Wirksamkeit der Ökosteuern 

verringern (Abadie et al., 2015, S. 281; Davis & Caldeira, 2010, S. 5687). Konkret könnte 

dies bedeuten, dass vermehrt Fleisch importiert wird, was negative ökonomische Folgen 

für die österreichische Wirtschaft hätte. Zudem steigen durch längere Transportwege die 

gesamten CO2-Emissionen, was wiederum dem ursprünglichen Ziel der Ökosteuer wi-

derspricht (B7, Z. 420-424). Zusätzlich könnten regionale Fleischprodukte teurer wer-

den, wodurch günstigere Importprodukte attraktiver werden, obwohl sie mit höheren 

Treibhausgasemissionen verbunden sind. Ein weiterer Nachteil besteht darin, dass aus-

ländische Produzent*innen nicht den österreichischen Qualitäts- und Tierwohlstandards 

unterliegen müssen, was auch zu geringerer Transparenz bezüglich Herkunft und Pro-

duktionsbedingungen führen würde (B10, Z. 436f.). Aus Sicht der Consumer Social 

Responsibility stellt sich hier ein Dilemma: Obwohl Konsument*innen moralisch motiviert 

handeln wollen, wird durch globale Marktmechanismen die Transparenz erschwert und 

eine ethisch fundierte Entscheidung beeinträchtigt (Klink-Lehmann et al., 2022, S. 4). 

Dieses Spannungsfeld kann die Umsetzung nachhaltiger Konsumentscheidungen er-

heblich erschweren. 
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Ein weiterer kritischer Aspekt, der in der Literatur nicht erwähnt, von den Befragten je-

doch besonders hervorgehoben wurde, betrifft die möglichen negativen Auswirkungen 

einer Ökosteuer auf Fleisch auf das Tierwohl. Sollte Fleisch durch eine Steuer teurer 

werden und es gleichzeitig nicht gelingen, den Fleischkonsum insgesamt zu reduzieren, 

könnten Verbraucher*innen, die bislang höherpreisiges Bio-Fleisch bevorzugten, aus 

Kostengründen verstärkt zu günstigeren Alternativen mit geringeren Tierwohlstandards 

greifen (B8, Z. 510; B10, Z. 490–495). In der Konsequenz würde eine Ökosteuer auf 

Fleisch unter Umständen nicht zu einer Verbesserung, sondern sogar zu einer Ver-

schlechterung der Bedingungen für Nutztiere führen. Die folgende Aussage verdeutlicht 

diesen Punkt exemplarisch: 

„Ähm ich könnte mir auch vorstellen, […]  dass die Leute auf das Billigfleisch 

wieder mehr zurückgreifen. […]  Weil das Fleisch möchte ich kaufen, aber ich 

kauf dann das günstige. […] Das ist einerseits für die TIERE nicht gut, weil dann 

stärke ich wieder die Produktion, die die Tierschutzstandards oder die, die diese 

ähm diese Zertifizierungsstandards nicht einhält und dann ähm/ (.) Und ich 

glaube auch, dass es gesundheitlich für die Leute nicht gut ist. […] Ist die Frage, 

wie sehr sich das/ wie es dann/ ob dann wirk/ ob dann nur VERLAGERT wird auf 

das Billigfleisch oder ob dann wirklich INSGESAMT weniger Fleisch gekauft 

wird.“ (B9, Z. 424-440) 

Gleichzeitig könnte dies jedoch dazu führen, dass vermehrt Massentierhaltung prakti-

ziert wird, da Landwirt*innen und Produzent*innen gezwungen sind, ihre Produktion zu 

skalieren und somit mehr Nutztiere auf gleicher Fläche zu halten, um den wirtschaftli-

chen Druck auszugleichen (B8, Z. 508). Folglich könnten unbeabsichtigte Nebeneffekte 

entstehen, die nicht nur den ursprünglichen Zielen der Ökosteuer auf Fleisch widerspre-

chen, sondern im schlimmsten Fall sogar kontraproduktiv wirken. Aus utilitaristischer 

Perspektive wäre eine solche Entwicklung besonders problematisch, da die Maßnahme 

nicht das erreichen würde, was sie normativ rechtfertigen soll. Statt zur Maximierung des 

kollektiven Wohls und zur Minimierung von Leid beizutragen, würde sie im Gegenteil 

möglicherweise zusätzlichen Schaden verursachen (Bentham & Mill, 2004, S. 1820f.). 

Daraus lässt sich schließen, dass die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch potenziell 

negative Folgen für das Tierwohl nach sich ziehen und bestehende ökologische Proble-

matiken zusätzlich verschärfen könnte. Hierbei entsteht ein paradoxes Spannungsver-

hältnis: Während die Ökosteuer darauf abzielt, umweltbelastende Auswirkungen des 

Fleischkonsums zu reduzieren, könnten in der Praxis unbeabsichtigte Folgeeffekte auf-

treten, die diesen Zielsetzungen entgegenlaufen und die ökologische Gesamtsituation 

weiter verschlechtern. 
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Besonders hervorzuheben ist, dass die Diskussion über Ernährungsgewohnheiten ein 

sensibles Thema darstellt, da sie tief in den persönlichen Lebensstil eingebettet sind 

(Bendz et al., 2023, S. 2). Der Fleischkonsum dürfte stark mit der Kultur, Identität und 

den persönlichen Gewohnheiten zusammenhängen, weshalb Menschen häufig einen 

emotionalen Zugang dazu haben. Vielen Menschen fällt es schwer, ihr Konsumverhalten 

zu verändern, selbst wenn sie sich der ökologischen Konsequenzen bewusst sind. Dies 

wird auch bei der Reflexion über das eigene nachhaltige Verhalten sichtbar. Vegeta-

rier*innen können oft leichter über Klimaschutzaspekte sprechen, da sie durch ihre Ent-

scheidung, auf Fleisch zu verzichten, bereits einen klimaschonenderen Lebensstil prak-

tizieren. Im Gegensatz dazu scheinen einige Befragte mit hohem Fleischkonsum verein-

zelt kognitive Dissonanz (Festinger, 1957, S. 1ff.) zu erleben. Diese Diskrepanz wird 

auch in direkten Aussagen der Befragten sichtbar. Auf die Frage, wie wichtig Klima-

schutz und Nachhaltigkeit für sie persönlich seien und wie sich dies in ihren Gewohnhei-

ten äußere, antwortete beispielsweise eine fleischkonsumierende Interviewperson: 

„Also wenn ich ehrlich bin, nicht wirklich sehr, was halt problematisch ist, ich 

weiß.“ (B2, Z. 246f.) 

Diese Aussage lässt sich als Ausdruck einer reflektierten Form kognitiver Dissonanz in-

terpretieren. Eine solche Reaktion konnte auch experimentell nachgewiesen werden: In 

einer Studie von Weingarten und Lagerkvist (2023, S. 1ff.) zeigte sich, dass kognitive 

Dissonanz gezielt durch visuelle oder textbasierte Informationsreize ausgelöst werden 

kann. Teilnehmer*innen, die beispielsweise Bilder lebender Tiere in direktem Zusam-

menhang mit Fleischprodukten sahen oder mit gesundheitlichen Warnhinweisen kon-

frontiert wurden, entschieden sich signifikant häufiger für vegetarische Alternativen. Die 

Ergebnisse machen deutlich, dass nicht allein die Informationsvermittlung, sondern vor 

allem das bewusste Aufdecken innerer Widersprüche zu einer Veränderung im Ernäh-

rungsverhalten beitragen kann. Daraus ergeben sich praxisrelevante Implikationen für 

gesundheits- und umweltbezogene Kommunikationsstrategien. 

Ergänzend bietet die Theorie der ConSR einen weiteren analytischen Rahmen zur Inter-

pretation dieses Spannungsverhältnisses. ConSR beschreibt die moralische Verantwor-

tung von Konsument*innen, ihr Verhalten nicht nur an persönlichen Vorlieben, sondern 

auch an gesellschaftlichen und ökologischen Folgen auszurichten (Caruana & Chatzida-

kis, 2014, S. 578; Vitell, 2015, S. 768). Damit dieser Anspruch tatsächlich handlungslei-

tend werden kann, müssen Konsument*innen ihr Verhalten als wirksam erleben und sich 

selbst als aktive, verantwortliche Akteure verstehen (Thøgersen, 2005, S. 145ff.). 
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Genau an diesem Punkt setzen mehrere der befragten Personen an: Zwar wird ein Prob-

lembewusstsein formuliert, doch gleichzeitig wird die Verantwortung auf strukturelle Be-

dingungen verschoben, etwa auf politische Untätigkeit oder die privilegierte Position ein-

kommensstarker Gruppen. Durch diese Verschiebung wird das eigene Konsumverhalten 

entlastet, während die moralische Verantwortung anderen Akteuren zugeschrieben wird. 

Diese Unzufriedenheit mit isolierten Maßnahmen lässt sich auch als Ausdruck einer Stra-

tegie zur Reduktion kognitiver Dissonanz deuten: Statt das eigene Verhalten kritisch zu 

reflektieren, richtet sich der Fokus auf systemische Defizite. Diese Form der Kritik bietet 

eine kognitive Entlastung, kann jedoch die Motivation zur Verhaltensänderung erheblich 

verringern (Festinger, 1957, S. 1ff.). 

Diese Externalisierung stellt eine Strategie dar, um die durch kognitive Dissonanz verur-

sachte Spannung zu reduzieren, ohne das eigene Verhalten grundlegend hinterfragen 

oder verändern zu müssen. Das individuelle Konsumverhalten wird dadurch entproble-

matisiert, während die moralische Last auf andere, etwa Unternehmen oder sogenannte 

Superverdiener, übertragen wird. Es entsteht ein ethischer Rückzug, bei dem Nachhal-

tigkeit zwar befürwortet wird, konkrete Handlungsveränderungen jedoch ausbleiben.  

Im Laufe der Zeit und mit zunehmender Reflexion möglicher Nachteile fällt es den Be-

fragten leichter, die Vorteile für Umwelt, Tierwelt und Gesundheit zu relativieren. Dies 

gilt insbesondere dann, wenn sozialkritische Argumente in den Vordergrund treten. Zwar 

wird die grundsätzliche Notwendigkeit klimaschützender Maßnahmen weiterhin befür-

wortet, doch gleichzeitig wird eine zunehmende Skepsis gegenüber der konkreten Ein-

führung einer Ökosteuer auf Fleisch deutlich, wie die weiteren Ergebnisse zeigen. 

4.4 Zwei ethische Ansätze im Spannungsfeld zwischen Tier-
wohl und Umweltschutz  

Die Bewertung einer Ökosteuer auf Fleisch wird stark von den ethischen Grundüberzeu-

gungen der befragten Personen beeinflusst. Besonders deutlich wird dies in der Unter-

scheidung zwischen tierethisch und umweltethisch motivierten Perspektiven. Je nach-

dem, ob das Tierwohl oder der Klimaschutz im Vordergrund steht, variieren die Kriterien, 

nach denen eine Besteuerung als gerecht oder sinnvoll erachtet wird. Während tier-

ethisch motivierte Personen insbesondere Haltungsformen und Tierleid in den Fokus 

rücken, sehen umweltethisch orientierte Befragte vorrangig den CO2-Ausstoß als Maß-

stab für eine differenzierte Steuerhöhe. Die jeweiligen ethischen Motive strukturieren da-

bei nicht nur die Zustimmung zur Maßnahme selbst, sondern auch deren konkrete Aus-

gestaltung, Legitimität und soziale Tragfähigkeit. In den folgenden Abschnitten wird da-

her analysiert, wie diese beiden ethischen Grundhaltungen – vertreten durch den 
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Utilitarismus und Rawls’ Gerechtigkeitstheorie – die Wahrnehmung und Bewertung der 

Ökosteuer auf Fleisch prägen. Dabei wird insbesondere der Zielkonflikt zwischen ökolo-

gischen Effekten und sozialer Fairness sichtbar, der sich in den Argumentationen der 

Interviewten vielfach widerspiegelt.  

4.4.1 Moralische Motivation als ethische Bewertungsgrundlage 

Einen zentralen Faktor für die Wahrnehmung der Ökosteuer auf Fleisch stellt das ethi-

sche Motiv eines Individuums dar. All jene, für die das Wohlbefinden der Tiere und deren 

Daseinsberechtigung wesentlich ist, insbesondere die befragten Vegetarier*innen, be-

grüßen eine Ökosteuer auf Fleisch und kommen überwiegend zu dem Schluss, dass 

eine Ökosteuer auf Fleisch gleichzeitig das Tierwohl verbessern könnte (B10, Z. 112f.). 

Diese Einschätzung steht in engem Zusammenhang mit der in Kapitel 2.3.1 dargestell-

ten Tierethik, die den moralischen Status von Tieren als leidensfähige Wesen hervor-

hebt. Wie dort erläutert, wird aus utilitaristischer Perspektive gefordert, Tierleid zu ver-

meiden und Tiere als Mitglieder einer moralischen Gemeinschaft anzuerkennen (Bohr-

mann, 2018, S. 342). Die Zustimmung zu einer Ökosteuer auf Fleisch aus tierethischen 

Beweggründen kann somit als Ausdruck einer werteorientierten Haltung verstanden wer-

den, die die ethische Verantwortung des Menschen gegenüber Tieren in den Mittelpunkt 

stellt. 

Dass das Tier als Lebewesen in der gegenwärtigen Fleischindustrie kaum mehr wertge-

schätzt wird, wird als unethisch und nicht zeitgemäß betrachtet (B4, Z. 25-27). Eine ve-

getarische Interviewperson betont: 

„Aber diese Massenproduktionen und Massentierhaltung, das ist für mich ABSO-

LUT katastrophal und TOTAL unzeitgemäß und also (..) da bin ich überhaupt 

nicht dabei. Und und wenn man dann sagt, okay, das Biofleisch hat eine niedri-

gere Ökosteuer zum Beispiel oder so und und die Massentierhaltung wird GANZ 

ARG besteuert, keine Ahnung, aber dass es auf jeden Fall irgendwie in Bahnen 

gelenkt wird, wo man sagt, es geht auch um das Tierwohl, ge.“ (B4, Z.25-30). 

Während Vegetarier*innen, die aus tierethischen Gründen auf Fleisch verzichten, solch 

eine Steuer tendenziell positiv wahrnehmen, äußern jene Vegetarier*innen, deren 

Fleischverzicht primär umweltethisch motiviert ist, durchaus Bedenken gegenüber der 

Ökosteuer. Die dabei formulierten Bedenken hinsichtlich der sozialen Verträglichkeit 

spiegeln zentrale Überlegungen aus Kapitel 2.3.4 zur Gerechtigkeitstheorie von John 

Rawls wider. Dort wurde hervorgehoben, dass politische Maßnahmen vor allem jenen 

zugutekommen sollen, die strukturell benachteiligt sind. Die Kritik der umweltethisch 
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motivierten Vegetarier*innen an einer möglichen sozialen Unfairness steht somit im Ein-

klang mit dem Differenzprinzip. Dieses fordert, dass bestehende soziale Ungleichheiten 

nicht verschärft, sondern durch gezielte Ausgleichsmaßnahmen reduziert werden sollen 

(Rawls, 1973, S. 247ff.). 

Dies könnte schließlich auf die beiden unterschiedlichen Motive zurückzuführen sein. 

Vegetarische Personen, deren Motiv Tierwohl und Tierethik ist, sehen möglicherweise 

in der Ökosteuer auf Fleisch eine Symbolwirkung und Unterstützung ihrer ethischen Hal-

tung. Die befragten tierethisch motivierten Vegetarier*innen konsumieren seit vielen Jah-

ren kein Fleisch und sehen daher keine Notwendigkeit mehr für andere, Fleisch zu kon-

sumieren: 

„Es gibt so viele Alternativen ähm zu Proteinquellen. Also Fleisch ist wirklich nicht 

mehr notwendig.“ (B1, Z. 127f.) 

„Ich meine, ich muss ehrlich sagen, ich bin auch groß geworden, ich bin auch gut 

gewachsen, ähm ich bin gesund, meine Blutwerte sind gut. (lachen) Ich bin ein 

gutes Beispiel dafür und ich habe wirklich mit vier oder fünf aufgehört, Fleisch zu 

essen und davor halt auch sehr reduziert. Auch in meiner Zeit als Veganerin war 

ich gesund. Ähm man muss halt wissen, was man dann vielleicht supplementiert.“ 

(B1, Z. 342-346) 

Demgegenüber zeigen sich Vegetarier*innen mit umweltethischer Motivation skepti-

scher. Sie äußern Zweifel hinsichtlich der tatsächlichen Wirksamkeit einer Ökosteuer auf 

Fleisch im Hinblick auf ökologische Ziele sowie hinsichtlich ihrer sozialen Verträglichkeit, 

da Fleisch für bestimmte Bevölkerungsgruppen weiterhin als notwendig erachtet wird 

(B3, Z. 144-154; B5, Z. 342-344). Für den Großteil der Befragten vorherrschend bleibt 

der ökologische Effekt, während das Tierwohl dabei einen angenehmen Nebeneffekt 

darstellt (B3, Z. 432-435).  

Abschließend wird aus den vorliegenden Ergebnissen deutlich, dass sämtliche Vegeta-

rier*innen eine Ökosteuer auf Fleisch für notwendig erachten. Dabei betonen die tier-

ethisch motivierten Vegetarier*innen vorrangig die positiven Auswirkungen auf das Tier-

wohl, während die klimaethisch motivierten Vegetarier*innen vor allem auf die ökologi-

schen Vorteile verweisen. Diese unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen deuten da-

rauf hin, dass die jeweilige Argumentation maßgeblich von individuellen Werten, Über-

zeugungen und ethischen Positionen beeinflusst wird. Personen mit hohem Fleischkon-

sum tendieren zwar ebenfalls dazu, eine Ökosteuer als sinnvoll zu erachten, doch lassen 

sich Effekte sozialer Erwünschtheit nicht ausschließen. 
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Daran anknüpfend lässt sich feststellen, dass die Bewertung der sozialen Fairness stark 

davon abhängt, ob Fleisch als Grundnahrungsmittel eingestuft wird oder nicht. Ein Teil 

der Befragten argumentiert, dass Fleisch zwar historisch gesehen ein Grundnahrungs-

mittel war, es inzwischen jedoch gute pflanzliche Alternativen gibt, die einen Konsum 

tierischer Produkte nicht länger zwingend notwendig machen. Diese Gruppe vertritt da-

her die Ansicht, dass eine Steuer nicht zwangsläufig zu einer sozialen Benachteiligung 

führt, solange ausreichend Alternativen zur Verfügung stehen (B1, Z. 408-419). Im Ge-

gensatz dazu sehen andere Fleisch nach wie vor als wesentlichen Bestandteil der Er-

nährung an und bewerten eine Ökosteuer als einen starken Eingriff in persönliche Kon-

sumgewohnheiten (B6, Z. 251-254, B9, Z. 197f.). Ihrer Meinung nach sollte Fleisch durch 

eine solche Steuer nicht zu einem Luxusgut werden (B6, Z. 122f.).  

Wie im 3-Säulen-Konzept (Weller et al., 2012, S. 3) bereits angenommen wird, entsteht 

hierdurch ein Zielkonflikt zwischen ökologischen und sozialen Zielen: 

„Genau und das meine ich, ähm im Verteilungs/ dass es einen Ver/ Verteilungs-

effekt hat, nämlich dass ich ein Grundnahrungsmittel teurer mache. Und wenn 

ich ein Grundnahrungsmittel teurer mache und ich weiß, dass einkommens-

schwache Haushalte proportionell MEHR ausgeben für Grundnahrungsmittel, 

[…]  dann ähm (.) ja, dann glaube ich muss man darüber nachdenken, ob das 

politisch gewünscht ist. Ja, also es stehen glaube ich so ein bisschen diese zwei, 

wenn ich es jetzt grob formulieren würde, diese zwei gegenteiligen Effekte, ein-

mal etwas Soziales, aber einmal etwas Ökologisches entgegen.“ (B3, 149-156) 

Im Drei-Säulen-Modell der Nachhaltigkeit Modell stehen ökologische, soziale und öko-

nomische Nachhaltigkeit gleichberechtigt nebeneinander. Konflikte entstehen insbeson-

dere dann, wenn Maßnahmen zwar ökologische Ziele unterstützen, jedoch soziale Grup-

pen finanziell stärker belasten. Genau dieses Spannungsfeld zwischen Umweltverant-

wortung und sozialer Gerechtigkeit wird auch in den Aussagen der Befragten sichtbar. 

Pufé (2014, S. 104) betont in diesem Zusammenhang, dass eine nachhaltige Entwick-

lung nur dann gelingen kann, wenn keine der drei Dimensionen isoliert betrachtet, son-

dern eine integrierte Perspektive eingenommen wird. 

Die Auffassung, dass Fleisch nicht länger ein Grundnahrungsmittel darstellt, wird erneut 

vor allem von tierethisch motivierten Vegetarier*innen vertreten. Demgegenüber be-

trachten jene Personen mit hohem Fleischkonsum Fleisch weiterhin als essenziellen Be-

standteil der Ernährung, der insbesondere für einkommensschwächere Bevölkerungs-

gruppen finanziell leistbar bleiben sollte. Selbst jene Vegetarier*innen, die aus ökologi-

schen Gründen auf Fleisch verzichten, befürworten zwar grundsätzlich eine Ökosteuer 
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auf Fleisch im Sinne der Klimagerechtigkeit, äußern jedoch zugleich Zweifel an der so-

zialen Fairness und Gerechtigkeit einer solchen Steuer. In Bezug auf Personen mit ho-

hem Fleischkonsum, die Fleisch nach wie vor als Grundnahrungsmittel einstufen und 

eine Ökosteuer daher als sozial ungerecht beurteilen, lässt sich nicht ausschließen, dass 

diese Wahrnehmung dadurch beeinflusst ist, dass sie selbst unmittelbar von der Steuer 

betroffen wären. Dass auch ökologisch motivierte Vegetarier*innen einen ausgeprägten 

sozialen Fokus hinsichtlich der Ökosteuer erkennen, könnte darin begründet sein, dass 

ihre Entscheidung, aus ökologischen Gründen auf Fleisch zu verzichten, bereits an sich 

eine soziale Dimension beinhaltet. Die Essenz hinter dem Gedanken, aus ökologischen 

Aspekten auf Fleisch zu verzichten, ist nämlich, dass man „auch noch eine Zukunft hin-

terlässt für die nächsten Generationen“ (B2, Z. 9), was in jedem Fall eine soziale Kom-

ponente aufweist. 

Es wird deutlich, dass die Wahrnehmung über die Gerechtigkeit einer solchen Steuer 

maßgeblich davon abhängt, „was für ein Fairnessempfinden man hat“ (B10, Z. 551). Die 

Wahrnehmung der Fairness divergiert in zwei Richtungen. Diese kontrastierenden Ge-

rechtigkeitswahrnehmungen lassen sich systematisch anhand zweier normativer Theo-

rien einordnen: dem Utilitarismus und Rawls’ Theorie der Gerechtigkeit. Befragte, die 

utilitaristischen Überlegungen folgen, stellen insbesondere den gesellschaftlichen Ge-

samtnutzen und globale Klimagerechtigkeit in den Vordergrund (Nasher, 2009, S. 13). 

Demgegenüber betonen andere stärker die Notwendigkeit sozialer Ausgleichsmecha-

nismen und einer gerechten Lastenverteilung. In Anlehnung an Rawls wird gefordert, 

dass politische Maßnahmen so ausgestaltet sein müssen, dass sie vor allem sozial be-

nachteiligten Gruppen zugutekommen (Rawls, 1973, S. 60ff.). Die Interviews verdeutli-

chen eindrücklich, wie sehr ethische Grundhaltungen die Bewertung einer ökologischen 

Steuermaßnahme prägen. 

Vor allem tierethisch orientierte Vegetarier*innen sowie Personen mit stark ausgepräg-

tem Klimabewusstsein vertreten dabei einen utilitaristischen Ansatz. Dabei steht die Kli-

magerechtigkeit im Vordergrund mit der Begründung, dass letztlich alle Menschen 

gleichermaßen von den Auswirkungen des Klimawandels betroffen seien. Aus dieser 

Perspektive wird eine ökologische Steuer auf Fleisch als moralisch gerechtfertigt ange-

sehen, da dadurch der Gesamtnutzen erhöht beziehungsweise das Gesamtleid verrin-

gert (Nasher, 2009, S. 13) und somit die Folgen des Klimawandels abgemildert werden 

können. Demgegenüber orientiert sich die Mehrheit an der Gerechtigkeitstheorie von 

Rawls, wonach politische Maßnahmen so gestaltet sein sollen, dass sie allen Bürger*in-

nen zugutekommen. Insbesondere benachteiligte gesellschaftliche Gruppen sowie 
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einkommensschwache Individuen sollen gezielt unterstützt und keinesfalls benachteiligt 

werden. Bestehen soziale Ungleichheiten in den Ausgangsbedingungen, ist es die Auf-

gabe des Staates, diese Unterschiede auszugleichen und Chancengleichheit zu gewähr-

leisten. Zumal es nur ein Zufall ist, wer mit welchen Privilegien geboren wird, sind keine 

Ungleichheiten gerechtfertigt. Daraus resultiert die moralische Verpflichtung der Gesell-

schaft, benachteiligten Gruppen gleiche Chancen zu eröffnen und deren Lebenssituation 

aktiv zu verbessern (Rawls, 1973, S. 247ff.). Die Wahrnehmung der Fairness einer 

Ökosteuer auf Fleisch lässt sich somit in zwei kontrastierende Perspektiven unterteilen. 

Auf der einen Seite stehen Befürworter*innen eines utilitaristischen Ansatzes, für die 

Klimagerechtigkeit und das Allgemeinwohl prioritär sind. Auf der anderen Seite befinden 

sich jene, die soziale Gerechtigkeit kritisch hinterfragen und deren Argumentation stärker 

mit der Gerechtigkeitstheorie von Rawls übereinstimmt. 

4.4.2 Dominanz des Rawls’schen Ansatzes: soziale Ungerechtigkeit statt 
ökologischer Vorteile 

Einen zentralen Aspekt in der Wahrnehmung einer Ökosteuer auf Fleisch stellen ethi-

sche Bedenken hinsichtlich ihrer sozialen Gerechtigkeit dar. Die Einführung einer sol-

chen Steuer berührt ein emotionales Thema, denn Ernährung „rührt halt an ein Grund-

bedürfnis“ (B9, Z. 499). Auch der Fleischkonsum ist für viele ein sensibles Thema, ins-

besondere vor dem Hintergrund, dass Österreich im internationalen Vergleich – etwa 

gegenüber Ländern wie Indien – einen relativ hohen Fleischverbrauch aufweist (B2, Z. 

410-416). Eine Interviewperson verdeutlichte: 

„Ich finde Lebensmittel generell halt sind wahrscheinlich ein sensiblerer ähm Be-

reich, weil also ich, ich kann leben, ohne (.) drei Jahre zu fliegen. Ähm wenn ich 

mir Lebensmittel schwerer leisten kann, dann, dann ist das ein großes Problem.“ 

(B6, 278-280) 

Da Fleisch bereits jetzt ein vergleichsweise teures Produkt ist, wird die Fairness einer 

weiteren Verteuerung durch eine Ökosteuer kritisch beurteilt. So trifft der angestrebte 

Lenkungseffekt der Steuer vor allem einkommensschwache Haushalte, während ein-

kommensstärkere Gruppen ihren Fleischkonsum weitgehend unverändert fortsetzen 

können und somit nur in geringem Maße betroffen wären (B2, Z. 127-136). Nachfolgend 

wird die bestehende Skepsis hinsichtlich der sozialen Gerechtigkeit weiter ausgeführt. 

Insbesondere wird untersucht, welche gesellschaftlichen Gruppen durch eine Ökosteuer 

auf Fleisch besonders benachteiligt werden könnten und inwiefern es gerechtfertigt er-

scheint, ein Nahrungsmittel wie Fleisch zu besteuern. 
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Im Zentrum der Diskussion um die soziale Gerechtigkeit steht die Befürchtung, dass eine 

Ökosteuer auf Fleisch die Entstehung einer Mehrklassengesellschaft fördern könnte. 

Einkommensschwächere Haushalte wenden proportional betrachtet einen größeren An-

teil ihres Einkommens für Grundbedürfnisse wie Lebensmittel, Miete und andere exis-

tenzielle Ausgaben auf (B3, Z. 151-154). Angesichts des zeitlichen Handlungsdrucks 

wird argumentiert, dass eine deutliche Steuerhöhe notwendig sei, um einen effektiven 

Lenkungseffekt zu erzielen und somit den Fleischkonsum wirksam zu reduzieren (B3, Z. 

368-371). Dies impliziert, dass einkommensschwächere Haushalte „ihren ganzen Lohn 

quasi für Güterausgaben oder Konsumausgaben“ (B2, Z.155) aufwenden müssen und 

dementsprechend weniger finanzielle Mittel für andere Ausgaben verbleiben. Infolge-

dessen könnte sich die Vermögensschere weiter öffnen (B3, Z. 340-342). Auch in der 

Literatur wird diese Problematik bereits beschrieben. Während einige Studien und For-

schende die Einführung von Ökosteuern befürworten, weisen andere darauf hin, dass 

diese Form der Besteuerung soziale Ungleichheiten verstärken könnte. Laut Fremstad 

& Paul (2019, S. 88) trifft eine CO2-Steuer einkommensschwache Haushalte besonders 

stark, da diese im Vergleich zu einkommensstärkeren Haushalten einen größeren Anteil 

ihres Einkommens für emissionsintensive Produkte und Dienstleistungen aufwenden 

müssen. Die Ökosteuer auf Fleisch könnte regressiv wirken und einkommensschwache 

Bevölkerungsgruppen zusätzlich belasten, sofern die daraus generierten Einnahmen 

nicht gezielt zur Kompensation in anderen Steuerbereichen eingesetzt werden (Säll, 

2018, S. 151). Aus Sicht der Gerechtigkeitstheorie von Rawls wäre eine solche Maß-

nahme nur dann legitim, wenn sie keine negativen Auswirkungen auf die Lebensverhält-

nisse sozioökonomisch benachteiligter Gruppen hätte. Nach dem Differenzprinzip müs-

sen politische Maßnahmen darauf ausgerichtet sein, gerade diesen Gruppen zugutezu-

kommen. Eine Ökosteuer auf Fleisch wäre demnach nur dann mit Rawls’ Theorie ver-

einbar, wenn die Steuerlast durch gezielte Umverteilung ausgeglichen würde – insbe-

sondere zugunsten jener, die überdurchschnittlich stark betroffen sind (Sugin, 2004, S. 

1999ff.). 

Die kritische Haltung der Befragten gegenüber der potenziell regressiven Wirkung der 

Steuer kann daher als Ausdruck eines Gerechtigkeitsverständnisses interpretiert wer-

den, das sich an Rawls’ Forderung nach Chancengleichheit und gezielter Unterstützung 

strukturell benachteiligter Bevölkerungsgruppen orientiert (Rawls, 1973, S. 60ff.). Insbe-

sondere in Zeiten steigender Lebenshaltungs- und Lebensmittelkosten erscheint es kri-

tisch, Fleisch, dessen Preis bereits relativ hoch ist, durch eine Steuer zusätzlich zu ver-

teuern (B5, Z. 407-412). Weiterhin wird hinterfragt, ob jene Personen, die durch eine 

Ökosteuer auf Fleisch betroffen wären, tatsächlich auch die Zielgruppe darstellen, die 
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mit dieser Steuer erreicht werden soll (B6, Z. 141f.). Der intendierte Lenkungseffekt 

würde sich tendenziell stärker auf einkommensschwächere Haushalte auswirken, da 

eine pauschale Ökosteuer auf Fleisch zwar absolut gesehen alle Verbraucher*innen 

gleichermaßen trifft, relativ jedoch zu einer höheren Belastung einkommensschwacher 

Haushalte führt (B3, Z. 657; B7, Z. 568-571). Gleichzeitig sei zu berücksichtigen, dass 

Menschen mit höherem Einkommen häufig einen größeren CO2-Fußabdruck aufweisen. 

Der Fleischkonsum bei dieser Einkommensgruppe nimmt einen vergleichsweise gerin-

geren Anteil an ihren gesamten Konsumausgaben ein, weshalb die relative finanzielle 

Belastung für einkommensstärkere Haushalte weniger spürbar ist als für Haushalte mit 

geringerem Einkommen, was die Zielgenauigkeit einer solchen Steuermaßnahme aus 

Sicht der sozialen Gerechtigkeit in Frage stellt. Eine Interviewperson weist in diesem 

Kontext auf einen weiteren relevanten Gerechtigkeitsaspekt hin: 

„Ich meine Leute, die nicht viel Geld haben, warum muss ich die ähm jetzt mit 

ethischen Fragen konfrontieren? Die haben andere Probleme.“ (B3, Z. 621-623) 

„Ähm dann finde ich es umso problematischer, wenn man sagt, ähm ich/ jemand, 

der, weiß ich nicht, 15 Euro pro Tag hat, auszugeben, wieso muss sich die Per-

son darüber Gedanken machen, wie die Großproduktion produziert. Ich glaube 

nicht, dass das auch deren (.) Aufgabe ist. Ich glaube, Leute, die in so einer Si-

tuation sind, haben andere Probleme.“ (B3, Z. 637-641) 

Diese Aussage kann als Ausdruck eines ethischen Spannungsfelds zwischen morali-

scher Verantwortung und sozialer Zumutbarkeit verstanden werden. Die Befragte macht 

deutlich, dass nicht allen gesellschaftlichen Gruppen im gleichen Maße zugemutet wer-

den kann, ihr Konsumverhalten ethisch zu reflektieren, insbesondere dann nicht, wenn 

sie mit existenziellen finanziellen Belastungen konfrontiert sind.	Diese Haltung entspricht 

der theoretischen Annahme, dass moralische Urteilsfähigkeit immer auch von sozialen 

Voraussetzungen abhängig ist und dass fehlende Handlungsalternativen die moralische 

Handlungskompetenz einschränken können (Werner, 2021a, S. 6f.). 

Vor diesem Hintergrund erscheint es problematisch, wenn eine Steuer unabhängig von 

der sozialen Lage einheitlich erhoben wird. Die Aussage verdeutlicht ein ausgeprägtes 

Verständnis für Personen in prekären Lebensverhältnissen, denen es faktisch nicht mög-

lich ist, nachhaltiges oder klimafreundliches Verhalten zu priorisieren. Eine Ökosteuer 

auf Fleisch, die ohne entsprechende Ausgleichsmaßnahmen eingeführt wird, könnte so-

mit ethisch bedenklich sein. Umso mehr gilt dies, wenn diejenigen am stärksten belastet 

würden, die ohnehin nur über geringe finanzielle Ressourcen verfügen. Eine solche 
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Maßnahme müsste aus Gerechtigkeitsperspektive zwingend mit einer sozialen Entlas-

tung der besonders betroffenen Gruppen verbunden werden. 

Ein weiteres zentrales Element bei der Diskussion ethischer Bedenken stellt die Betrof-

fenheit von Gastronom*innen, Landwirt*innen und Fleischproduzent*innen dar. Dabei 

wird argumentiert, dass insbesondere Landwirt*innen und bäuerliche Betriebe die öko-

nomischen Auswirkungen unmittelbar spüren und infolgedessen sogar ihren Beruf ver-

lieren könnten (B1, Z. 558-562), wenn ein Umsatzrückgang den wirtschaftlichen Fortbe-

stand ihrer Betriebe gefährdet (B6, Z. 325f.). Dies könnte wiederum eine Tendenz zur 

Marktmonopolisierung begünstigen (B8, Z. 559-561), von der kleinere landwirtschaftli-

che Betriebe sowie Bio-Bauernhöfe unverhältnismäßig stark betroffen wären, da diese 

aufgrund ihrer kleineren Skalierung weniger wettbewerbsfähig gegenüber größeren Be-

trieben wären (B8, Z. 485-487).  

In Kapitel 2.2.3 wurde dargestellt, dass Pigou-Steuern zwar zur Internalisierung externer 

Kosten beitragen, jedoch unbeabsichtigte Marktverzerrungen erzeugen können, wenn 

flankierende Maßnahmen fehlen. Die von den Interviewpersonen befürchtete Benach-

teiligung kleinerer Betriebe lässt sich als Ausdruck dieser Problematik deuten: Ohne so-

zial ausgewogene Entlastung könnten marktwirtschaftliche Ungleichgewichte verstärkt 

werden (Stephan et al., 2003, S. 21). Größere Unternehmen könnten ihre Marktmacht 

dazu nutzen, Preise zu drücken und somit kleinere Marktteilnehmer*innen vom Wettbe-

werb auszuschließen (B3, Z. 716f.). Besonders kritisch wird angemerkt, dass Bio-Land-

wirt*innen, welche erhöhte Standards in Bezug auf Tierschutz und artgerechte Haltung 

erfüllen und deshalb höhere Kosten haben, ebenfalls vom Markt verdrängt werden könn-

ten (B10, Z. 560-562). 

Aufgrund dieser Problematik wird eine sozial gerechte Ausgestaltung der Ökosteuer ge-

fordert. Die Bewertung der Ökosteuer auf Fleisch dürfte nämlich stark davon abhängig 

sein, wie benachteiligend diese wahrgenommen wird und welche Entlastungsmaßnah-

men getroffen werden. Es entsteht der Eindruck, dass soziale Gerechtigkeit überwie-

gend als berechtigter Einwand gegen die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch vorge-

bracht wird. Gleichzeitig wird jedoch vereinzelt erkennbar, dass Argumente der sozialen 

Ungerechtigkeit auch als vorgeschobener Grund genutzt werden könnten, um eine per-

sönliche Ablehnung dieser Steuer zu kaschieren. Im Folgenden wird dieser Aspekt dar-

gestellt: 

B6: „Und ähm (..) dann, dann ist ja die Frage, ähm (.) soll es ein Luxusprodukt 

werden? (..) Dann, dann würde ich eher Nein sagen. (..)  

I: Okay, warum? (.)  
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B6: Ähm (..) weil ich es gerne esse. (lachen)“ (B6, Z. 122-125) 

Überwiegend wird die Benachteiligung bestimmter gesellschaftlicher Gruppen jedoch als 

legitimer Grund vorgetragen. Subjektive Wahrnehmungen zur Gerechtigkeit der Steuer 

beeinflussen maßgeblich, wie positiv oder negativ diese Maßnahmen wahrgenommen 

wird. Das Argument zur Gerechtigkeit erfüllt dabei eine Doppelfunktion. Die Ungerech-

tigkeit wird demnach überwiegend als legitimes Gegenargument hervorgebracht und 

gleichzeig strategisch instrumentalisiert, um eine individuell motivierte Ablehnung zu tar-

nen. In der öffentlichen Debatte kann nicht immer trennscharf zwischen tatsächlichen 

ethischen Bedenken und vorgeschobenen Gegenargumenten unterschieden werden. 

Die Forderung nach einer sozialen Kompensation zeigt aber, dass die Ökosteuer auf 

Fleisch nicht isoliert als ökologisches Instrument betrachtet werden soll, sondern in ei-

nem sozial-ökologischen Kontext eingebettet werden muss. Im Hinblick auf eine faire 

Gestaltung, insbesondere zugunsten der Landwirt*innen, wären Umschulungen für ei-

nen anderen Beruf oder finanzielle Hilfe, um eine neue Lebensgrundlage zu schaffen, 

denkbar. Diese könnten beispielsweise durch die Einnahmen der Steuer finanziert wer-

den (B1, Z. 563-568). Auch eine Entlastung der einkommensschwachen Haushalte 

durch Steuereinnahmen, wie ein „Fleischbonus analog zum Klimabonus“ (B9, Z. 475f.) 

könnte die Wahrnehmung zur Fairness positiv beeinflussen (B5, Z. 480-484). 

Ein weiteres relevantes Ergebnis stellt die Debatte hinsichtlich der Verwendung der 

Steuereinnahmen dar. Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass eine positivere Reso-

nanz zu erwarten ist, wenn die Steuereinnahmen nicht in den allgemeinen Staatshaus-

halt einfließen, sondern zweckgebunden verwendet werden (B8, Z. 312f.). Die Meinun-

gen bezüglich der Steuerverwendung divergieren dabei hauptsächlich in zwei Richtun-

gen: Ein Teil der Befragten spricht sich für weitere Investitionen in ökologische Maßnah-

men aus. Diese Vorgehensweise fällt unter den Begriff des in Kapitel 2.3.2 erläuterten 

Earmarkings und kann, wie Kallbekken und Sælen (2011, S. 2967) zuvor festgestellt 

haben, die öffentliche Unterstützung steigern. Demgegenüber äußert ein anderer Teil 

der Interviewpersonen ethische Bedenken bezüglich der sozialen Folgen einer 

Ökosteuer auf Fleisch und fordert dementsprechend Investitionen in soziale Maßnah-

men, um sozial benachteiligte Gruppen aufzufangen. Modelle der Rückvergütung oder 

gezielte Formen sozialer Förderung tragen dabei nicht nur zur materiellen Entlastung 

bei, sondern könnten auch die gesellschaftliche Akzeptanz einer potenziell kontroversen 

Maßnahme wie der Ökosteuer auf Fleisch erhöhen. 

Es ist erkennbar, dass jene, die eine Steuerverwendung für soziale Zwecke vorsehen, 

ihre Bewertung stark von der sozialen Ausrichtung der Steuer abhängig machen, wie in 

folgender Aussage festzustellen ist: 
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„Also ich glaube, wenn das eine REINE Ökosteuer im Sinne von Lenkungssteuer 

ist, OHNE irgendwie rückzukompensieren, wäre ich wahrscheinlich sehr kritisch, 

was die Einführung einer solchen betrifft.“ (B3, Z. 342-345) 

Diese Haltung steht im Einklang mit Rawls' Theorie der Gerechtigkeit (S. 60 ff.), nach 

der politische Maßnahmen allen Bürger*innen gleichermaßen zugutekommen und ins-

besondere sozial benachteiligte Gruppen unterstützt werden sollten. Demnach liegt es 

in der Verantwortung des Staates, bestehende Ungleichheiten hinsichtlich sozialer Aus-

gangsbedingungen auszugleichen und somit Chancengleichheit zu gewährleisten. Aus 

diesem Sachverhalt ergibt sich eine moralische Verpflichtung des Staates, benachteilig-

ten Gruppen gleiche Chancen zu eröffnen und durch unterstützende Maßnahmen, finan-

ziert durch die Einnahmen der benachteiligenden Steuer, aktiv zur Erleichterung ihrer 

sozialen Lage beizutragen. 

Demgegenüber zeigen sich Befürworter*innen einer steuerlichen Verwendung für öko-

logische Maßnahmen weniger ablehnend gegenüber einer Ökosteuer auf Fleisch. Dies 

lässt sich möglicherweise dadurch erklären, dass die Ökosteuer bereits ökologische 

Ziele verfolgt und eine zusätzliche Zweckbindung der Steuereinnahmen für weitere Kli-

maschutzmaßnahmen als ergänzender positiver Effekt wahrgenommen wird. Selbst für 

diejenigen, die hinsichtlich der konkreten Verwendung der Steuereinnahmen indifferent 

sind, bleibt die Zweckbindung der Einnahmen jedoch ein entscheidender Aspekt (B9, Z. 

324-332).  

Im Rahmen der Diskussion über die soziale Gerechtigkeit einer Ökosteuer auf Fleisch 

wird deutlich, dass einige Befragte einen Mangel an angemessenen Alternativen als 

zentrales Problem betrachten. Insbesondere wird kritisiert, dass es nicht ausreichend 

geeignete fleischlose Alternativen gibt. Fleisch gilt für viele Menschen als sättigender 

und fester Bestandteil der Ernährung, weshalb eine Verteuerung als ungerecht empfun-

den wird, insbesondere für einkommensschwächere Haushalte, die dadurch ihren 

Fleischkonsum reduzieren müssten, ohne über adäquate Ersatzprodukte zu verfügen 

(B2, Z. 427-430; B3, Z. 623-525; B4, Z. 20-25). Zudem wird angeführt, dass die derzeit 

verfügbaren fleischlosen Alternativen vielfach nicht als vollwertiger Ersatz wahrgenom-

men werden und von einigen Personen sogar als unappetitlich empfunden werden. 

Selbst Vegetarier*innen können teilweise nachvollziehen, weshalb Produkte, die Fleisch 

imitieren sollen, nicht als vollwertiger Ersatz angesehen werden (B4, Z. 534-539). Eine 

mögliche Alternative stellt die partielle Substitution von Rindfleisch durch Pilze dar, da 

dies den Anteil des konsumierten Rindfleischs reduzieren würde, ohne eine signifikante 

geschmackliche Veränderung herbeizuführen (B4, Z. 479-483). Betont wird die Bedeu-

tung pflanzlicher Alternativen, die nicht versuchen, Fleisch zu imitieren, sondern 
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eigenständige Produkte darstellen. Nur unter dieser Voraussetzung könnten solche Al-

ternativen von der breiten Bevölkerung akzeptiert werden (B4, Z. 521-528). 

Die Wahrnehmung der Alternativlosigkeit kann dazu führen, dass der Verzicht auf 

Fleisch als besonders schwierig erscheint. Die folgende Aussage veranschaulicht, dass 

das Vorhandensein attraktiver Alternativen jedoch eine entscheidende Rolle spielen 

könnte: 

„Und prinzipiell muss ich auch zugeben, seit ich jetzt öffentlich besser angebun-

den bin, verwende ich auch öffentliche Verkehrsmittel um einiges mehr. […] Seit 

ich gut öffentlich angebunden bin, stört es mich WENIGER, dass Autos teurer 

sind, jetzt auch im Sinne von Steuerbelastung. Wie ich noch weit am Land ge-

wohnt habe, war es doch, muss ich sagen, SCHWER ohne Auto und da muss 

ich schon sagen, ähm trifft dich halt dann auch diese Steuerlast mehr. Und die, 

die Frage ist halt immer, welche Alternativen gibt es.“ (B7, Z. 36-43) 

Diese Aussage verweist auf ein zentrales Prinzip, das auch Thøgersen (2005, S. 145ff.) 

betont: Moralisch intendiertes Konsumverhalten kann nur dann realisiert werden, wenn 

entsprechende Alternativen vorhanden, zugänglich und praktikabel sind. Fehlen diese 

Voraussetzungen, werden Maßnahmen selbst dann als ungerecht oder überfordernd 

empfunden, wenn sie grundsätzlich auf moralische Ziele ausgerichtet sind. Die Inter-

views bestätigen dieses Spannungsfeld und machen deutlich, dass eine ökologische 

Steuermaßnahme wie die Ökosteuer auf Fleisch nur dann als legitim wahrgenommen 

wird, wenn gleichzeitig sozialverträgliche Handlungsalternativen zur Verfügung stehen. 

Andernfalls droht eine Maßnahme, die eigentlich zur Verhaltensänderung anregen soll, 

als belastend und demotivierend wahrgenommen zu werden. 

Obwohl sich diese Diskussion primär auf die Besteuerung im Verkehrssektor bezieht, 

zeigt sie dennoch, dass die Wahrnehmung und Akzeptanz einer Steuer maßgeblich da-

von abhängen, ob ausreichend Alternativen vorhanden sind. Alternativen sind somit 

nicht nur erforderlich, um die Ökosteuer auf Fleisch gerechter zu gestalten, sondern 

auch, um eine breitere gesellschaftliche Akzeptanz zu erreichen. Insgesamt wird deut-

lich, dass das Argument der sozialen Benachteiligung das Hauptargument gegen eine 

Einführung darstellt. Argumentiert wird auch, „es wäre keine sachliche Gleichberechti-

gung“, wenn der Einkauf von Fleisch besteuert wird, jedoch nicht der Flugverkehr (B9, 

Z. 304-306). Anders als die Ernährung rühren Flugreisen nämlich nicht an ein Grundbe-

dürfnis (B9, Z. 499). Da Fleisch in vielerlei Hinsicht weiterhin als Grundnahrungsmittel 

betrachtet wird, während Flugreisen als Luxusgut gelten, erscheint es aus dieser Per-

spektive logisch, zuerst den Flugverkehr ökologisch zu besteuern, bevor eine 
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entsprechende Maßnahme im Lebensmittelbereich ergriffen wird. Interessanterweise 

wird die Besteuerung anderer CO2-intensiver Lebensmittel, wie beispielsweise der Ana-

nas, weniger kritisch hinterfragt (B3, Z. 665-675). Dies lässt sich darauf zurückführen, 

dass Ananas ebenfalls als Luxusgut angesehen wird und nicht denselben Stellenwert in 

der alltäglichen Ernährung einnimmt wie Fleisch. Dies unterstreicht erneut, dass Fleisch 

nach wie vor die Stellung eines Grundnahrungsmittels einnimmt. 

Der Auffassung, dass eine Ökosteuer auf Fleisch soziale Ungerechtigkeit verstärkt, steht 

eine konträre Perspektive gegenüber. Diese Haltung entspricht der in Kapitel 2.3.3 dar-

gestellten utilitaristischen Perspektive, wonach das moralisch Richtige jenes Handeln ist, 

das den größtmöglichen Nutzen für die größtmögliche Anzahl an Menschen erzeugt. Aus 

dieser Perspektive wird die individuelle Belastung durch die Ökosteuer auf Fleisch rela-

tiviert, sofern sie dazu beiträgt, das kollektive Ziel – nämlich Klimaschutz und intergene-

rationale Gerechtigkeit – zu erreichen. Die Bereitschaft zum persönlichen Verzicht wird 

somit als moralisch geboten verstanden (Nasher, 2009, S. 13ff.).	Hierbei tritt erneut der 

utilitaristische Gedanke in den Vordergrund, wonach die Ökosteuer dem Gemeinwohl 

diene und ja „alle im gleichen Boot“ (B4, Z. 691) säßen. In diesem Zusammenhang wird 

betont, man müsse „zwischendurch über den eigenen Schatten springen“ (B4, Z. 781) 

und Kompromisse eingehen, wenn wir „unseren Kindern eine schöne Zukunft schenken 

wollen“ (B4, Z. 778f.). Ein Befragter verneint die Existenz sozialer Ungleichheit durch 

eine Ökosteuer auf Fleisch sogar ausdrücklich:  

„Ich finde, das ist eine Sache, die einfach in unserer Gesellschaft in ALLEN As-

pekten ist. […] Wir sind halt keine Kommunisten, sondern es gibt halt Leute, es 

ist vielleicht unfair, aber es gibt Leute, die mehr haben und Leute, die weniger 

haben.“ (B8, Z. 684-686) 

Es wird hervorgehoben, dass es – wie in allen Bereichen des Lebens – letztlich eine 

Frage der Prioritätensetzung sei, wofür Individuen ihr Geld verwenden. In Fällen tatsäch-

licher Armut müsste dann der Staat intervenieren (B8, Z. 696-702). Es besteht somit ein 

Spannungsfeld zwischen zwei fundamentalen Wertvorstellungen. Die eine Position ar-

gumentiert, dass eine ökologische Steuer auf Fleisch ohne begleitende Entlastungsmaß-

nahmen soziale Ungleichheiten verstärken würde, die weder gerechtfertigt noch verhält-

nismäßig wären. Die gegenteilige Position hingegen geht davon aus, dass wirtschaftli-

che Disparitäten und ein Wohlstandsgefälle in einer marktwirtschaftlich organisierten 

Gesellschaft unvermeidbar sind und daher als gegeben akzeptiert werden. Letztlich ver-

deutlicht diese Debatte erneut, dass es sich um ein klassisches Dilemma handelt, wie 

es im Drei-Säulen-Modell der Nachhaltigkeit (Weller et al., 2012, S. 3) beschrieben wird. 
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Die Wahrnehmung und Bewertung dieser Problematik ist dabei maßgeblich von indivi-

duellen Gerechtigkeitsvorstellungen geprägt. 

4.5 Informationsarbeit und Akzeptanz als politische Schlüssel-
aufgaben 

Die gesellschaftliche Akzeptanz einer Ökosteuer auf Fleisch hängt nicht ausschließlich 

von ihrer ökologischen oder wirtschaftlichen Wirksamkeit ab, sondern in hohem Maße 

auch von kommunikativen und politischen Rahmenbedingungen. Eine Maßnahme die-

ser Eingriffsintensität berührt nicht nur individuelle Konsumgewohnheiten, sondern auch 

soziale Gerechtigkeitsvorstellungen, moralische Überzeugungen und Vertrauen in staat-

liches Handeln. Damit eine solche Steuer nicht als illegitim oder bevormundend wahrge-

nommen wird, ist es notwendig, sie kommunikativ so zu begleiten, dass ihre Ziele, Wirk-

mechanismen und gesellschaftlichen Vorteile transparent und verständlich vermittelt 

werden. 

In diesem Abschnitt wird dargestellt, welche Rolle Aufklärung, Sprache und kommunika-

tive Strategien bei der Bewertung und Akzeptanz der Ökosteuer auf Fleisch spielen. Da-

bei wird zunächst diskutiert, inwiefern gezielte Informationsarbeit und eine adressaten-

gerechte Ansprache zur Erhöhung der Akzeptanz beitragen können. Im Anschluss daran 

wird betrachtet, wie Vertrauen in politische Maßnahmen durch transparente Kommuni-

kation gestärkt werden kann und welche politischen Risiken entstehen, wenn solche 

Kommunikationsprozesse ausbleiben oder unzureichend umgesetzt werden. Ziel ist es, 

zentrale Bedingungen herauszuarbeiten, unter denen die Ökosteuer auf Fleisch nicht 

nur ökologisch wirksam, sondern auch gesellschaftlich tragfähig sein kann. 

4.5.1 Aufklärung und Sprache als Treiber für gesellschaftliche Akzeptanz 

Diskutiert wird, ob und inwieweit Aufklärungsarbeit dazu beitragen kann, die gesell-

schaftliche Akzeptanz von Maßnahmen wie einer Ökosteuer auf Fleisch zu erhöhen. Ein 

Argument für die Wirksamkeit von Aufklärung liegt darin, dass vielen Menschen die öko-

logischen Folgen des Fleischkonsums bislang noch nicht umfassend bewusst sind (B7, 

Z. 255f.; B9, Z. 390f.). Durch gezielte Informations- und Bildungsarbeit könnten die Zu-

sammenhänge zwischen Fleischkonsum und Umweltschäden nachvollziehbar gemacht 

werden, was die Akzeptanz einer solchen Steuermaßnahme steigern könnte (B5, Z.439-

443). Wie in Kapitel 2.3.2 beschrieben, ist Transparenz ein zentraler Faktor für die Ak-

zeptanz von Steuermaßnahmen. Studien zeigen, dass umfassende Informationen über 

die Ziele und Verwendung von Steuereinnahmen entscheidend dazu beitragen können, 

das Vertrauen in politische Maßnahmen zu stärken (Dresner, Jackson & Gilbert, 2006, 
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S. 938; Kallbekken & Sælen, 2011, S. 2967). In den Aussagen der Interviewpersonen 

spiegelt sich diese Erkenntnis wider: Aufklärung wird nicht nur als Informationsquelle, 

sondern auch als vertrauensbildende Maßnahme verstanden, die Missverständnissen 

und Ablehnung entgegenwirkt. Eine solche Strategie wäre möglicherweise „effektiver, 

als an die reine Vernunft zu appellieren“ (B6, Z. 35f.). Darüber hinaus wird argumentiert, 

dass eine Ökosteuer ohne ausreichende kommunikative Begleitung nur geringe Len-

kungs- und Lerneffekte erzielen würde (B10, Z. 55-58). Die Einführung einer Steuer ohne 

transparente und verständliche Erklärung könnte vielmehr negative Einstellungen in der 

Bevölkerung hervorrufen, da die Gründe und Ziele der Maßnahme nicht hinreichend 

deutlich werden. Daher erscheint es von zentraler Bedeutung, aktiv Aufklärungsarbeit 

zu leisten, um Bewusstsein für die Problematik zu schaffen und somit eine positive Re-

aktion der Gesellschaft sicherzustellen. 

Eine denkbare Maßnahme wäre es beispielsweise, bereits frühzeitig in Schulen mit der 

Aufklärungsarbeit hinsichtlich der Auswirkungen der Fleischproduktion auf die Umwelt 

zu beginnen (B5, Z. 466f.; B9, Z. 546f.; B10, Z. 513-525). Eine umfassende Aufklärung 

könnte hierbei Themen wie die daraus resultierenden Treibhausgasemissionen sowie 

Bedingungen der Produktion und des Tierschutzes einschließen (B2, Z. 198-201). Dar-

über hinaus könnte gefühlsbetonte Werbung, Informationskampagnen und gezielte Mar-

ketingstrategien, vergleichbar mit den erfolgreichen Kampagnen zur Tabakprävention, 

eine wirksame Methode der Aufklärung darstellen (B3, Z. 573-575).  

Zusätzlich können produktbezogene Kennzeichnungen, beispielsweise zur Visualisie-

rung der verursachten CO2-Emissionen auf Verpackungen, wirkungsvoll sein (B4, Z. 

392-401). Eine Befragte zieht hier den Vergleich zum bereits etablierten Nutrition Score 

heran: 

„Dass man sieht, hier gibt es ja diesen Nutrition Code zum Beispiel, ist das jetzt 

A, B, C oder D oder E, und und dass das beim CO2 eigentlich das Gleiche ist. 

Hey, das ist Alarmstufe Rot CO2, das ist TOTAL unverhältnismäßig, und das ist 

halt nur orange. Vielleicht, dass man mit so etwas einmal anfängt, dass einem 

das BEWUSST wird, was man da tut. […] Also (..) vielleicht ist wirklich dieses 

BILDHAFTMACHEN von, von sowas schon einmal ein guter (.) guter Anfang.“ 

(B4, Z. 401-409) 

Auch ein alternatives Framing könnte möglicherweise dazu beitragen, dass eine 

Ökosteuer auf Fleisch von der Bevölkerung positiver aufgenommen wird, da „Wörter wie 

Ökodiktatur“ (B5, Z. 400) rasch eine „negative, emotionale Komponente“ (B5, Z. 6f.) her-

vorrufen. Wie in Kapitel 2.3.2 ausgeführt, sind affektive Komponenten ein bedeutender 
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Teil der Steuermoral. Begriffe wie „Steuer“ oder „Öko“ können negative Assoziationen 

wecken und Ablehnung hervorrufen, selbst wenn die Maßnahme inhaltlich befürwortet 

wird. Framing-Effekte beeinflussen also nicht nur die Wahrnehmung, sondern auch die 

emotionale Akzeptanz politischer Maßnahmen (Mühlbacher, 2018c, S. 12; Perino & 

Schwickert, 2023, S. 160ff.).  

Der Begriff der Steuer scheint negativ besetzt zu sein und „das Wort öko hat momentan 

einfach wenig Chance“ (B5, Z. 670). Perino & Schwickert (2023, S. 160ff.) zeigen in 

ihrem Choice Experiment, dass eine als „Tierwohlabgabe“ bezeichnete Abgabe auf eine 

höhere öffentliche Akzeptanz stoßen könnte. Zudem legen Palomo-Vélez, Tybur & van 

Vugt (2018, S. 63ff.) nahe, dass Aspekte wie Ekel und Tierwohl die Einstellungen zum 

Fleischkonsum stärker beeinflussen als gesundheitliche oder ökologische Bedenken. 

Diese Auffassung wird von den Befragten jedoch nur teilweise geteilt. Einerseits wird die 

gezielte Besteuerung von Massentierhaltung als positiv wahrgenommen, denn „wenn 

nur die Massentierhaltung besteuert wird, ist das ja auch schon mal ein Fortschritt“ (B1, 

Z. 512f.). Andererseits wird kritisch angemerkt, dass eine Tierwohlabgabe möglicher-

weise nicht mehr ökologische, sondern ausschließlich tierwohlorientierte Ziele verfolgen 

müsste (B7, Z. 651-654). Zudem wird hinterfragt, ob eine solche Abgabe tatsächlich un-

mittelbar zum Wohl der Tiere beiträgt (B8, Z. 473-478). Somit ergeben sich hier zwei 

unterschiedliche Zielsetzungen, die nicht zwangsläufig miteinander vereinbar sind. Den-

noch besteht unter den Befragten Einigkeit darüber, dass ein alternatives Framing oder 

ein positiver konnotierter Begriff grundsätzlich zu einer erhöhten gesellschaftlichen Ak-

zeptanz führen könnte (B1, Z. 497-499; B3, Z. 595-597, B8, Z. 490). 

4.5.2 Transparenz als Basis politischen Vertrauens 

Aufgrund der aktuellen politischen Lage wird zunehmend die Auffassung vertreten, dass 

die gesellschaftliche Akzeptanz einer Ökosteuer auf Fleisch essenziell ist und nicht le-

diglich als unvermeidbare Maßnahme hingenommen werden sollte (B10, Z. 482–484), 

denn: 

„Wir haben in der Gesellschaft im Moment sehr die Gefahr, dass, ähm wenn Perso-

nen unzufrieden sind und nicht, sich nicht ins Boot geholt fühlen, dass sie dann dazu 

neigen, ähm Gruppierungen zu wählen, die Dinge versprechen, die dann letztlich 

wieder der Gesellschaft schaden ähm und und und und die eigentlich Ansichten 

vertreten, mit denen sie vielleicht sonst nicht übereinstimmen würden, aber sagen: 

Wir fühlen uns hier überfahren, wir wählen jetzt die anderen.“ (B9, Z. 401-406) 

Daher ist es von zentraler Bedeutung, das Vertrauen in staatliche Entscheidungen zu 

stärken und den Eindruck zu vermeiden, dass politische Maßnahmen über die Köpfe der 
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Bevölkerung hinweg beschlossen werden. Die gesellschaftliche Akzeptanz einer sol-

chen Steuer trägt nicht nur zur erfolgreichen Umsetzung der Maßnahme bei, sondern 

dient letztlich auch der gesellschaftlichen Kohäsion und Stabilität (B2, Z. 298f.; B9, Z. 

409). Eine zweckgebundene Verwendung der Einnahmen sowie eine transparente Kom-

munikation über deren Einsatz könnten wesentlich zur gesellschaftlichen Akzeptanz ei-

ner Ökosteuer auf Fleisch beitragen. Dies lässt sich unter anderem damit erklären, dass 

ein hohes Maß an Transparenz das Vertrauen der Bevölkerung in staatliche Institutionen 

stärkt, was wiederum die Kooperationsbereitschaft erhöht (Kogler et al., 2015, S. 136f.; 

Mühlbacher, 2018c, S. 106ff.).  

In der wissenschaftlichen Literatur wird in diesem Zusammenhang betont, dass eine 

niedrige Steuermoral häufig auf die Wahrnehmung einer ungerechten Steuerpolitik zu-

rückzuführen ist. Wie in Kapitel 2.3.2 dargestellt, hängt die Bereitschaft zur steuerlichen 

Mitwirkung wesentlich vom Gerechtigkeitsempfinden und von der Nachvollziehbarkeit 

politischer Entscheidungen ab (Mühlbacher, 2018b, S. 54). Vertrauen kann sich nur dann 

entwickeln, wenn staatliche Maßnahmen nachvollziehbar begründet und offen kommu-

niziert werden. Kogler et al. (2015, S. 136f.) zeigen, dass Beteiligungsmöglichkeiten so-

wie klare und verständliche Informationen das Vertrauen in Institutionen stärken. Dieses 

Vertrauen wiederum bildet eine zentrale Grundlage für die Akzeptanz neuer Steuermaß-

nahmen in der Bevölkerung. 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, steuerpolitische Entscheidungen transparent, 

nachvollziehbar und gerecht zu gestalten sowie durch vertrauensbildende Maßnahmen 

zu begleiten. Damit eine Ökosteuer auf Fleisch auf bessere Resonanz trifft, ist es sinn-

voll, Konsument*innen den Zweck der Steuer aufzuzeigen. Auch das Earmarking stärkt 

das Vertrauen in staatliche Maßnahmen, da es dem Bedürfnis nach Fairness und Ziel-

genauigkeit Rechnung trägt (Kallbekken & Sælen, 2011, S. 2967). Zweckgebundene 

Rückführungen der Steuererlöse, etwa in Umwelt- oder Sozialprojekte, können die mo-

ralische Legitimation der Steuer erheblich stärken. Es wird deutlich, dass die Ausgestal-

tung der Steuer und die Verwendungsweise der Einnahmen bedeutende Kriterien hin-

sichtlich der Akzeptanz beziehungsweise Ablehnung einer Ökosteuer auf Fleisch dar-

stellen. Sie sind ein legitimierendes Element, das die moralische Bewertung dieser Maß-

nahme maßgeblich beeinflusst. 

Darüber hinaus ist anzumerken, dass zunehmend das Phänomen eines sogenannten 

Bubble-Denkens thematisiert wird. Dabei reflektieren die Befragten, wie ihr eigenes so-

ziales Umfeld – also Freundes- und Bekanntenkreise – eine mögliche Ökosteuer auf 

Fleisch wahrnehmen und wie sie darauf reagieren würden. Es zeigt sich dabei, dass 
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diese sozialen Kreise sich zu gesellschaftlichen Blasen entwickeln, innerhalb derer sich 

Meinungen gegenseitig verstärken. Eine Befragte äußerte in diesem Kontext Folgendes:  

„Vielleicht gäbe es am Anfang ein paar Diskussionen, aber ich glaube, die meisten 

Leute in meinem Umfeld würden sie schon sinnvoll finden. Und da rede ich aber 

jetzt von den Leuten, die ich für mein Umfeld ausgesucht habe und nicht von dem 

eben Onkel am Land. (lachen) Genau. Ich glaube, da wird es nicht so positiv aufge-

nommen werden, ganz im Gegenteil.“ (B1, Z. 668-672) 

Diese Aussage verdeutlicht, dass gesellschaftliche Bewertungen stark vom sozialen 

Umfeld abhängen, in dem sich Individuen bewegen. Menschen neigen dazu, Informati-

onen auszublenden, die ihren bestehenden Überzeugungen widersprechen, und bevor-

zugen stattdessen den Austausch innerhalb homogener sozialer Gruppen. Weingarten 

und Lagerkvist (2023, S. 1ff.) zeigen, dass gezielte Informationsreize erforderlich sind, 

um bestehende Dissonanzen produktiv zu aktivieren und dadurch Denkprozesse anzu-

stoßen. Dies macht deutlich, wie wichtig ein öffentlicher Diskurs ist, der über soziale 

Milieus hinweg Anschlussfähigkeit schafft. 

Das Verharren in der eigenen sozialen Blase führt häufig dazu, dass sich bestehende 

Überzeugungen gegenseitig verstärken. Diese Verstärkung kann zu einer Polarisierung 

der Meinungen beitragen und damit eine sachlich fundierte, differenzierte gesellschaftli-

che Debatte erschweren. Besonders in politischen Diskussionen mit emotionalem Ge-

halt könnte dieses Phänomen verstärkt auftreten. Vor diesem Hintergrund kommt der 

Politik eine zentrale Rolle zu. Sie ist gefordert, solchen sozialen Verzerrungen gezielt 

entgegenzuwirken und Räume für verbindende Kommunikation zu schaffen. Nur unter 

diesen Bedingungen kann eine Maßnahme wie die Ökosteuer auf Fleisch als klimapoli-

tisches Instrument in ihrer Wirkung gesellschaftlich legitimiert und erfolgreich umgesetzt 

werden. 

5 Zusammenfassung und Ausblick 

Im letzten Abschnitt der vorliegenden Arbeit werden die zentralen Ergebnisse prägnant 

zusammengefasst, die Limitationen der Arbeit dargestellt und sämtliche Implikationen 

diskutiert. Ziel ist es, die relevanten Erkenntnisse komprimiert darzustellen und darauf 

aufbauend Handlungsempfehlungen für Forschung und Praxis abzuleiten. Zugleich wer-

den die Schwächen dieser Arbeit reflektiert, um die Grenzen der Arbeit aufzuzeigen und 

letztlich auch weitere Forschungsansätze anzuregen. 
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5.1 Zusammenfassung der Ergebnisse 

Ziel dieser Arbeit war es, zwei zentrale Fragen zu beantworten: Erstens, wie die Einfüh-

rung einer Ökosteuer auf Fleisch von 20- bis 40-jährigen Konsument*innen in Österreich 

wahrgenommen wird; zweitens, welche moralischen und ethischen Überlegungen in die 

Wahrnehmung einer solchen Maßnahme einfließen. Die Ergebnisse der durchgeführten 

qualitativen Interviews zeigen, dass sich die Einschätzungen zur Ökosteuer auf Fleisch 

in einem komplexen Spannungsfeld aus emotionalen, sozialen, ökologischen und nor-

mativen Faktoren bewegen. 

Hinsichtlich der ersten Forschungsfrage wurde deutlich, dass die Wahrnehmung der 

Ökosteuer stark divergiert. Zwar äußerten viele Befragte prinzipielles Verständnis für die 

Maßnahme und erkannten deren klimapolitische Relevanz an, doch blieb die konkrete 

Vorstellung von ihrer Umsetzung und Wirkung vielfach vage. Gerade weil es sich bei der 

Ökosteuer auf Fleisch um ein neuartiges politisches Instrument handelt, fehlten vielen 

Interviewten klare kognitive Referenzpunkte, was zu Unsicherheit und teils widersprüch-

lichen Bewertungen führte. Gleichzeitig wurde die Maßnahme selten mit offener Ableh-

nung beantwortet – Reaktanz zeigte sich, wenn überhaupt, eher antizipiert im Blick auf 

„andere“, nicht jedoch als eigene Haltung. Diese vergleichsweise hohe Grundakzeptanz 

könnte unter anderem auf einen zunehmenden gesellschaftlichen Wertewandel zurück-

zuführen sein: Die Dringlichkeit klimapolitischen Handelns wird erkannt, der persönliche 

Fleischkonsum zunehmend hinterfragt, und auch Themen wie Tierwohl und Ernährung 

gewinnen an normativer Bedeutung. Letztlich war die Zustimmung zur Steuer stark ab-

hängig von der Art ihrer kommunikativen Rahmung und der wahrgenommenen Gerech-

tigkeit ihrer Umsetzung. 

Bezogen auf die zweite Forschungsfrage lässt sich festhalten, dass moralische und ethi-

sche Überlegungen eine zentrale Rolle bei der Bewertung spielten – allerdings in höchst 

unterschiedlicher Weise. Vegetarisch lebende Befragte mit tierethischer Motivation be-

trachteten die Steuer als moralisch geboten und gaben an, dass der Schutz von Tieren 

ein eigenständiger legitimer Steuerzweck sei. Diese Gruppe argumentierte häufig utilita-

ristisch, also mit dem Ziel, Leid zu verringern und das Gemeinwohl zu erhöhen. Umwelt-

ethisch motivierte Befragte hingegen zeigten sich ambivalenter. Zwar wurde das Ziel der 

Maßnahme grundsätzlich geteilt, doch wurden Zweifel an der sozialen Gerechtigkeit laut 

– insbesondere dann, wenn einkommensschwächere Bevölkerungsgruppen stärker be-

lastet würden, ohne entsprechende Kompensationsmechanismen. Diese Argumentation 

orientierte sich an der Gerechtigkeitstheorie von Rawls und dem darin verankerten Dif-

ferenzprinzip. 
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Auffällig ist zudem, dass moralische Argumente auch strategisch verwendet wurden. In 

manchen Fällen diente der Verweis auf soziale Ungleichheit offenbar dazu, eine eigene 

Abwehrhaltung zu legitimieren, ohne den tatsächlichen Handlungsbezug zu reflektieren. 

Diese Dissonanz – das Auseinanderklaffen von Umweltbewusstsein und persönlichem 

Konsumverhalten – wurde teilweise im Gespräch selbst erkannt und als Widerspruch 

benannt. Insgesamt zeigte sich: Ethik ist keine stabile Entscheidungsinstanz, sondern 

wird im sozialen Diskurs situativ aktiviert und mit individuellen Erfahrungen und Wertvor-

stellungen verknüpft. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Einführung einer Ökosteuer auf 

Fleisch unter 20- bis 40-jährigen Konsument*innen weder pauschal abgelehnt noch voll-

ständig akzeptiert wird. Ihre Bewertung ist abhängig von Kontextfaktoren wie Bildungs-

niveau, moralischer Orientierung, kultureller Prägung und politischem Vertrauen. Mora-

lische und ethische Überlegungen prägen diese Bewertungen maßgeblich – jedoch nicht 

als abstrakte Prinzipien, sondern als subjektive, kontextgebundene Argumentationsmus-

ter, die mit Vorstellungen von Fairness, Verantwortung und Solidarität verknüpft sind. 

Der Erfolg einer solchen Maßnahme hängt daher nicht allein von ihrer theoretischen Be-

gründung ab, sondern entscheidend von ihrer kommunikativen, sozialen und politischen 

Einbettung. 

5.2 Limitationen 

Die zentralen Limitationen dieser Untersuchung liegen in der Zusammensetzung der 

Stichprobe. Zwar wurde bei der Rekrutierung darauf geachtet, dass keine persönlichen 

Beziehungen zwischen Interviewerin und Interviewteilnehmenden bestanden, um eine 

mögliche Verzerrung der Antworten durch persönliche Nähe zu vermeiden. Dennoch 

weist die Stichprobe eine begrenzte Heterogenität auf. Zwar wurden sowohl Personen 

aus ländlichen als auch aus urbanen Regionen einbezogen, um etwaige Unterschiede 

in den Einstellungen erfassen zu können, jedoch wäre eine breitere Diversifikation der 

Teilnehmenden hinsichtlich der sozialen Schicht und weiteren demografischen Merkma-

len wünschenswert gewesen.  

Ein weiterer Aspekt betrifft das vorherrschende Klimabewusstsein und den akademi-

schen Hintergrund innerhalb der Stichprobe. Die Mehrheit der befragten Personen zeigte 

ein erhöhtes Problembewusstsein hinsichtlich klimabezogener Themen, was eine mög-

liche Erklärung für die insgesamt geringe Reaktanz beziehungsweise den geringen Wi-

derstand gegenüber entsprechenden Fragestellungen darstellen könnte. Obwohl dieses 

Bewusstsein von der Interviewerin nicht unmittelbar identifizierbar war, wäre eine diffe-

renziertere Betrachtung im Nachgang denkbar gewesen. 
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Obwohl soziale Erwünschtheit in qualitativen Interviews nicht vollständig ausgeschlos-

sen werden kann und das Interview-Setting entsprechend gestaltet wurde, um diese 

möglichst zu minimieren, blieb unklar, inwieweit positive Aussagen durch die visuelle 

Interaktion über Videotelefonie beeinflusst wurden und somit dennoch eine soziale Er-

wünschtheit begünstigt haben könnten. Zudem waren Verzerrungen erkennbar, wenn 

eine ablehnende Haltung gegenüber der Ökosteuer sowie die Weigerung, auf bestimmte 

Konsumgewohnheiten zu verzichten, durch scheinbar überzeugende Gegenargumente 

gegen eine Ökosteuer auf Fleisch verschleiert wurden. Aufgrund der Herausforderung, 

sich in die Thematik der Ökosteuer hineinzuversetzen, war es gelegentlich erforderlich, 

dass die Interviewerin steuernd eingriff und thematische Impulse setzte, um den Ge-

sprächsfluss aufrechtzuerhalten. 

Zudem wurde im Rahmen der Analyse deutlich, dass die Wahrnehmung von Fleischkon-

sum maßgeblich davon beeinflusst sein kann, ob Fleisch als Grundnahrungsmittel oder 

als Luxusprodukt verstanden wird. Gerade ältere Generationen könnten – bedingt durch 

kulturell tradierte Ernährungsgewohnheiten – eher zur Einordnung als Grundnahrungs-

mittel tendieren, weshalb mehr Widerstand entstehen und die Steuer weitaus ungerech-

ter wahrgenommen werden könnte. Eine vertiefende Untersuchung dieses Zusammen-

hangs war jedoch nicht möglich, da die gewählte Sampling-Strategie eine Altersbegren-

zung der Teilnehmenden auf 20 bis 40 Jahre vorsah. 

5.3 Implikationen 

In diesem abschließenden Abschnitt werden die Implikationen der vorliegenden For-

schungsergebnisse dargestellt. Zunächst erfolgt eine Reflexion der theoretischen Er-

kenntnisse im Kontext ethischer und verhaltensökonomischer Theorien. Anschließend 

werden mögliche Forschungsansätze aufgezeigt, insbesondere in Bezug auf die Akzep-

tanz einer solchen Steuer sowie demografische Zusammenhänge. Abschließend wer-

den praxisorientierte Handlungsempfehlungen formuliert, die insbesondere für politische 

Entscheidungsträger*innen von Relevanz sind. 

5.3.1 Theoretische Implikationen 

Die Ergebnisse dieser Arbeit regen eine kritische Weiterentwicklung bestehender theo-

retischer Modelle an, insbesondere solcher aus der Verhaltensökonomie, Umweltpsy-

chologie und Gerechtigkeitstheorie. Dabei zeigt sich, dass zentrale Konzepte wie Reak-

tanz oder rationales Kosten-Nutzen-Kalkül nicht ausreichen, um die komplexe Bewer-

tung klimapolitischer Maßnahmen wie einer Ökosteuer auf Fleisch umfassend zu erklä-

ren. 
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Im Kontext der Klimakrise scheint sich die gesellschaftliche Wahrnehmung politischer 

Eingriffe zu verändern. Während die Reaktanztheorie davon ausgeht, dass Individuen 

auf Freiheitsbeschränkungen mit psychologischem Widerstand reagieren, deuten aktu-

elle Beobachtungen eher auf ein gegenteiliges Muster hin. Vielmehr treten Gefühle von 

Überforderung, Ohnmacht und existenzieller Sorge in den Vordergrund, wodurch sich 

die theoretische Frage stellt, ob Reaktanz in ihrer ursprünglichen Form noch als domi-

nierendes Erklärungsmuster taugt. Es erscheint daher notwendig, emotionale Kompo-

nenten wie Klimaangst oder die wahrgenommene moralische Alternativlosigkeit stärker 

in bestehende Modelle zu integrieren. Diese emotionalen Faktoren könnten nicht nur die 

individuelle Einstellungsbildung beeinflussen, sondern auch dazu beitragen, dass Maß-

nahmen wie eine Ökosteuer auf Fleisch trotz ihrer Eingriffsintensität auf Akzeptanz sto-

ßen. 

Hinzu kommt, dass sich die Bewertung solcher Maßnahmen zunehmend anhand ethi-

scher Orientierungslinien erfolgt. Dabei ist nicht nur entscheidend, ob eine Maßnahme 

als wirksam eingeschätzt wird, sondern auch, ob sie mit den eigenen moralischen Über-

zeugungen in Einklang steht. Die Unterscheidung zwischen tierethisch und umwelt-

ethisch motivierten Perspektiven verdeutlicht, dass moralische Motivationen unter-

schiedlich gewichtet werden. Diese Beobachtung legt nahe, dass klassische Gerechtig-

keitsmodelle wie etwa jene von Rawls oder utilitaristische Theorien um differenzierte 

normative Kategorien erweitert werden sollten, um die Spannungen zwischen Effizienz, 

Fairness und moralischer Plausibilität theoretisch abbilden zu können. 

Gleichzeitig zeigt sich, dass soziale Gerechtigkeit nicht lediglich ein ergänzendes Krite-

rium ist, sondern wesentlich zur Legitimität klimapolitischer Maßnahmen beiträgt. Die 

Wahrnehmung einer Steuer als gerecht oder ungerecht beeinflusst ihre Akzeptanz mit-

unter stärker als ihre ökologische Zielsetzung. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, sub-

jektive Fairnesswahrnehmungen und kulturelle Deutungsmuster stärker in theorieba-

sierte Modelle zu integrieren. Diese sollten nicht mehr nur vom rational handelnden In-

dividuum ausgehen, sondern auch soziale Identitäten, normative Überzeugungen und 

emotionale Reaktionen als zentrale Einflussfaktoren auf politische Zustimmung begrei-

fen. 

Insgesamt eröffnen sich durch diese Perspektiven neue theoretische Anschlussmöglich-

keiten: Einerseits bietet sich eine stärkere interdisziplinäre Verbindung zwischen verhal-

tensökonomischen, moralpsychologischen und politisch-ethischen Ansätzen an. Ande-

rerseits rückt die Notwendigkeit in den Vordergrund, emotionale und normative Dimen-

sionen systematisch zu erfassen. Gerade im Bereich klimapolitischer Maßnahmen 

scheint es zunehmend zentral, nicht nur über die Effektivität, sondern über Legitimität 
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und Verantwortung nachzudenken. Nur so lassen sich politische Instrumente wie die 

Ökosteuer auf Fleisch in ihrer gesellschaftlichen Komplexität theoretisch erfassen. Im 

Falle einer Einführung der Ökosteuer auf Fleisch macht es daher vermutlich Sinn, unter-

schiedliche Personengruppen differenzierter anzusprechen und zu informieren. Wird die 

Ökosteuer auf Fleisch eingeführt, sollte die Kommunikation demnach zielgruppenspezi-

fisch erfolgen. 

5.3.2 Implikationen für weitere Forschung 

Die Analyse hat gezeigt, dass die Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch ein vielschich-

tiges Thema ist, das bislang nur unzureichend erforscht wurde. Die Ergebnisse dieser 

Arbeit legen nahe, dass künftige Forschung verstärkt danach fragen sollte, inwiefern 

moralische Orientierungen – insbesondere tierethische und umweltethische Motivlagen 

– die Bewertung solcher Steuerinstrumente beeinflussen. Es wäre daher theoretisch wie 

empirisch lohnend, systematisch zu untersuchen, ob ethische Präferenzen, etwa hin-

sichtlich Tierwohl oder Klimaschutz, als Prädiktoren für Zustimmung oder Ablehnung 

dienen. In diesem Zusammenhang könnte etwa ein Mixed-Methods-Design Anwendung 

finden, das qualitative Methoden moralischer Argumentationsmuster mit quantitativen 

Messverfahren – etwa Skalen zur moralischen Motivlage – trianguliert. Ein solches Vor-

gehen würde es ermöglichen, differenzierte Aussagen darüber zu treffen, welche mora-

lischen Rahmenbedingungen die Akzeptanz umweltpolitischer Maßnahmen fördern oder 

hemmen. 

Darüber hinaus hat sich im Zuge der Interviewauswertung gezeigt, dass viele Befragte 

erhebliche Schwierigkeiten hatten, sich ein konkretes Bild von einer Ökosteuer auf 

Fleisch zu machen. Dies weist auf eine noch geringe gesellschaftliche Vertrautheit mit 

dem Instrument hin und macht deutlich, dass die Forschung verstärkt untersuchen sollte, 

wie Meinungsbildung in Bezug auf neuartige klimapolitische Maßnahmen verläuft. Hier 

könnten beispielsweise explorative Fokusgruppendiskussionen mit Teilnehmer*innen 

unterschiedlicher sozialer Milieus durchgeführt werden, um diskursive Prozesse der Mei-

nungsbildung abzubilden.  

Ein weiterer zentraler Forschungsbedarf ergibt sich im Hinblick auf die Stichprobenzu-

sammensetzung der vorliegenden Studie. Die befragte Gruppe war weitgehend homo-

gen und akademisch gebildet. Zukünftige Studien sollten daher gezielt auf Diversität 

achten und die Perspektiven einkommensschwächerer Bevölkerungsgruppen, verschie-

dener Alterskohorten oder Milieus mit unterschiedlichem Bildungsgrad in den Blick neh-

men. Hierbei könnte ein integrierter Ansatz helfen, Zusammenhänge zwischen 
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sozioökonomischem Status, Klimaethik, Verbrauchsverhalten und Steuerakzeptanz her-

auszuarbeiten.  

Zudem sollte künftig systematisch untersucht werden, in welchem Maß politische Kom-

munikationsstrategien und mediale Diskurse die öffentliche Wahrnehmung eines Instru-

ments wie der Ökosteuer auf Fleisch prägen. Besonders relevant erscheint die Frage, 

ob Begriffe wie „Ökosteuer“ gegenüber Alternativformulierungen wie „Klimabeitrag“ oder 

„Tierwohlabgabe“ unterschiedlich wirken. Framing-Effekte könnten beispielsweise in ei-

nem kontrollierten Online-Experiment getestet werden, bei dem Proband*innen zufällig 

verschiedenen Sprachvarianten ausgesetzt werden und ihre Einstellung zur Maßnahme 

im Anschluss erfasst wird. 

Schließlich wäre ein weiterer Strang zukünftiger Forschung die vergleichende Analyse 

unterschiedlicher umweltpolitischer Steuerungsinstrumente. Es stellt sich die Frage, ob 

beispielsweise Subventionen für pflanzliche Alternativen oder ein CO2-Labeling auf Le-

bensmitteln gesellschaftlich breitere Zustimmung finden als eine Verbrauchsteuer. Ein 

vergleichendes Umfragedesign könnte hier aufdecken, welche Maßnahme unter wel-

chen Bedingungen die größte Zustimmung entfalten kann.  

Diese Masterarbeit leistet einen grundlegenden Beitrag zur vertieften und interdiszipli-

nären Weiterentwicklung der Forschung zur Wahrnehmung klimapolitischer Instrumente. 

Sie verdeutlicht, dass eine ausschließliche Betrachtung solcher Maßnahmen unter dem 

Gesichtspunkt ökonomischer Effizienz nicht ausreicht, um deren gesellschaftliche Trag-

fähigkeit umfassend zu erfassen. 

5.3.3 Implikationen für die Praxis und politische Akteur*innen 

Aus den Ergebnissen der Arbeit lassen sich einige relevante Implikationen für die Praxis 

und politische Entscheidungsträger*innen ableiten. Die Verwendung der durch eine 

Ökosteuer generierten Einnahmen stellt einen zentralen Aspekt der vorliegenden Arbeit 

dar. Während eine Zweckbindung grundsätzlich befürwortet wurde, ließen sich insbe-

sondere zwei mögliche Verwendungsrichtungen identifizieren: soziale versus ökologi-

sche Zwecke. Die Bewertung und Akzeptanz der Steuer könnte erheblich davon abhän-

gen, für welchen dieser Zwecke die Einnahmen letztlich eingesetzt werden. Sollte eine 

Ökosteuer auf Fleisch tatsächlich eingeführt werden, wäre es für politische Entschei-

dungsträger*innen von großer Relevanz zu klären, welche der beiden Verwendungsop-

tionen einerseits wirksamer ist und andererseits von der Bevölkerung stärker akzeptiert 

wird. 
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Es ist von entscheidender Bedeutung, die gesellschaftliche Akzeptanz bei der Einfüh-

rung einer Ökosteuer auf Fleisch nicht außer Acht zu lassen. Gerade im Hinblick auf die 

politische Dynamik erweist es sich als zentral, partizipative Prozesse zu fördern, um dem 

Eindruck entgegenzuwirken, politische Entscheidungen würden ohne Einbeziehung der 

betroffenen Bevölkerung getroffen. Hierzu sollten umfassende und transparente Aufklä-

rungsmaßnahmen sowohl in Bildungseinrichtungen als auch über Online-Plattformen 

durchgeführt werden, vergleichbar mit jenen während der COVID-19-Pandemie. Dabei 

könnte eine visuelle Darstellung, beispielsweise analog zum Nutrition Code, hilfreich 

sein, um Verbrauchern die Umweltauswirkungen bestimmter Produkte verständlich zu 

machen. Vielen Menschen ist möglicherweise nicht ausreichend bewusst, wie hoch die 

CO2-Emissionen bei Fleischprodukten tatsächlich sind. 

Im Kontext der CO2-Emissionen ist zudem darauf hinzuweisen, dass politische Ent-

scheidungsträger*innen bei der Einführung einer solchen Steuer mögliche negative Ver-

lagerungseffekte berücksichtigen müssen. Die Gefahr besteht darin, dass Produktions- 

und Verarbeitungsbetriebe ins Ausland abwandern, was wiederum zu erhöhten Emissi-

onen führen und somit kontraproduktiv wirken könnte. Zur Vermeidung solcher Effekte 

bedarf es klarer und wirksamer Regularien, die Importe entsprechend regeln und verhin-

dern, dass Produktionsbedingungen im Ausland attraktiver erscheinen. 

Wie bereits in der umweltpsychologischen und steuerethischen Fachliteratur betont wird, 

stellt die Verfügbarkeit praktikabler Handlungsalternativen eine zentrale Voraussetzung 

für die gesellschaftliche Akzeptanz umweltpolitischer Maßnahmen dar (Kogler, Muehl-

bacher & Kirchler, 2015, S. 136f.; Thøgersen, 2005, S, 143ff.). Damit solche Alternativen 

jedoch als legitim empfunden werden, müssen sie nicht nur grundsätzlich vorhanden, 

sondern auch finanziell tragbar sein. Im Falle der Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch 

könnte es sinnvoll sein, andere Grundnahrungsmittel leistbarer zu machen, um sozial 

schwächere Gruppen gezielt zu entlasten. Andernfalls droht insbesondere für einkom-

mensschwächere Bevölkerungsgruppen das Risiko struktureller Benachteiligung, was 

die Maßnahme als ungerecht erscheinen lässt und die Steuermoral untergraben kann.  

Die durchgeführten Interviews verdeutlichen insgesamt, dass der  Austausch essenziell 

ist. Innerhalb der Interviews wurde sichtbar, dass die Befragten oftmals erst durch die 

Reflexion im Rahmen des einstündigen Gesprächs zu einer fundierten Einschätzung ge-

langten, dabei Vor- und Nachteile sorgfältig abwägten und ihre Meinung teils mehrfach 

überdachten. Dieser Dialogprozess erwies sich als wesentlich, da die Thematik der 

Steuer komplex und schwierig nachvollziehbar ist. Ferner zeigte sich, dass durch diesen 

reflektierenden Dialog bei den Interviewten, einschließlich der Verfasserin dieser Arbeit, 

sogar eine Bereitschaft zur Reduzierung des eigenen Fleischkonsums entstehen konnte. 
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Während des Prozesses der Interviewführung und der gesamten Auseinandersetzung 

mit der Thematik, fand bei der Verfasserin dieser Arbeit viel Selbstreflexion statt. Durch 

den Diskurs mit den Interviewpartner*innen reflektierte die Forschende ihren eigenen 

Fleischkonsum und erkannte, dass dieser höher als notwendig ist und reduzierte ihren 

Fleischkonsum seither drastisch. Dies bietet Aufschluss darüber, dass eine Auseinan-

dersetzung mit der Thematik und der Diskurs durchaus ein Verhalten ändern kann. 

5.4 Abschließendes Fazit 

Die vorliegende Arbeit hat deutlich gemacht, dass die Einführung einer Ökosteuer auf 

Fleisch ein politisch, ethisch und gesellschaftlich hochkomplexes Vorhaben ist, das sich 

nicht allein mit ökonomischer Rationalität oder ökologischer Zielorientierung begründen 

lässt. Vielmehr zeigte sich, dass moralische Überzeugungen, soziale Gerechtigkeitsvor-

stellungen und politische Kommunikationsstrategien eng miteinander verwoben sind und 

die Wahrnehmung der Maßnahme maßgeblich bestimmen. Das Spannungsverhältnis 

zwischen Tierethik, Umweltethik und sozialer Gerechtigkeit durchzieht die Argumentati-

onsmuster der Befragten ebenso wie die Frage nach der Legitimität politischer Eingriffe 

in alltägliche Lebensbereiche. Dabei wurde nicht nur deutlich, dass moralische Motive 

handlungsleitend wirken können, sondern auch, dass sie strategisch verwendet, emoti-

onal aufgeladen und zum Teil widersprüchlich ausgelegt werden. 

Ein zentrales Ergebnis der Untersuchung besteht darin, dass kognitive Dissonanz und 

Reaktanz nicht zwangsläufig in Ablehnung mündet. Viele Befragte erkennen die Not-

wendigkeit klimapolitischen Handelns grundsätzlich an, zeigen jedoch emotional oder 

strukturell nur eingeschränkt Bereitschaft, ihr Konsumverhalten entsprechend anzupas-

sen. Häufig erwarten sie solche Veränderungen primär von anderen gesellschaftlichen 

Gruppen. Die Diskrepanz zwischen Anspruch und Verhalten sowie zwischen ethischem 

Bewusstsein und tatsächlicher Verhaltensänderung wurde dadurch besonders sichtbar. 

Zugleich lässt sich festhalten, dass die Ökosteuer auf Fleisch nicht als rein fiskalisches 

Instrument verstanden werden kann. Vielmehr handelt es sich um ein politisch-symboli-

sches Signal. Die gesellschaftliche Tragfähigkeit hängt nicht allein von ökologischer 

Wirksamkeit oder ökonomischer Effizienz ab, sondern in besonderem Maße davon, ob 

sie als gerecht gegenüber unterschiedlichen sozialen Gruppen vermittelt und ausgestal-

tet wird. Nur wenn diese Bedingungen erfüllt sind, kann sie zu einem wirksamen Beitrag 

im Kampf gegen den Klimawandel werden. 

Auch wenn diese Arbeit keine allgemeingültige Antwort auf die Frage nach der idealen 

Ausgestaltung einer Ökosteuer auf Fleisch geben konnte, hat sie exemplarisch aufge-

zeigt, wie differenziert, widersprüchlich und spannungsreich der gesellschaftliche 
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Umgang mit klimapolitischen Maßnahmen im Alltag verhandelt wird. Damit leistet sie 

einen Beitrag zum besseren Verständnis jener sozialen und moralischen Voraussetzun-

gen, die für eine erfolgreiche Umweltpolitik unerlässlich sind. 
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Interviewleitfaden 

Begrüßung 

Guten Tag! 

Ich möchte mich noch einmal herzlich bedanken, dass Sie sich die Zeit nehmen und sich als Interviewpartner*in bereitstellen. Vorab noch ein 

paar Informationen zur Thematik und zum Ablauf des Interviews selbst. 

Meine Name ist Inèz-Marie Bauer und im Rahmen meiner Masterarbeit an der Ferdinand Porsche FernFH untersuche ich, wie Konsument*innen 

zur Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch eingestellt sind. Das Thema der Ökosteuer auf Fleisch steht als potenzielles klimapolitisches Instru-

ment nämlich immer mehr in der öffentlichen Debatte. Sie sind eine von in etwa 10 Personen, die ich für die Untersuchung interviewe und 

besonders interessieren mich Ihre persönlichen Wahrnehmungen, Ihre Überlegungen und Gedankengänge. Es gibt kein richtig und kein falsch, 

jeder einzelne Gedanke ist wertvoll für meine Untersuchung. Nehmen Sie sich die Zeit zum Überlegen, die Sie brauchen und wenn Fragen 

unverständlich sind, fragen Sie sehr gerne nach. 

Das Interview wird in etwa eine Stunde in Anspruch nehmen und das Gespräch wird, wie in der Einverständniserklärung bereits angeführt, für 

eine spätere Transkription und Auswertung aufgezeichnet. Alle Informationen und das gesamte Datenmaterial werden streng vertraulich behan-

delt und pseudonymisiert. Die Daten aus diesem Gespräch werden also aufgezeichnet, anonymisiert und aggregiert. Meine Betreuerin, der Mas-

ter-Studiengang und ich haben Zugriff auf die Aufzeichnung. Die Aufnahmen werden auf einem geschützten Server hochgeladen und nach 

Fertigstellung der Arbeit von allen Endgeräten gelöscht. Wenn Sie die Ergebnisse interessieren, schicke ich Ihnen meine Masterarbeit sehr gerne 

zu!  

Haben Sie noch Fragen? 

Sonst würde ich nun die Aufzeichnung starten. 

 



 

 

Leitfrage 
1. Wenn Sie an eine Ökosteuer denken oder davon hören, was fällt Ihnen dazu ein? 

Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen Nachfragen 
Einstieg in das Thema (Allgemeines zu Steu-
ern bzw. Ökosteuern) 

Und was fällt Ihnen noch dazu ein? 
Und was noch? 

Was genau verbinden Sie mit dem Begriff 
Ökosteuer? 
Und wenn Sie explizit an eine Ökosteuer auf 
Fleisch denken? 
Warum sollte man eine Ökosteuer auf Fleisch 
einführen? Was ist der Zweck/Gedanke dahin-
ter? 
Wo setzt man an? (Bauern, Konsumenten, …) 

 
Um die Frage nun einmal zu klären, was man unter einer Ökosteuer auf Fleisch verstehen kann und was der Sinn dahinter sein soll: 

Eine Ökosteuer auf Fleisch würde vorsehen, Fleischprodukte im Handel zu besteuern, um den Fleischkonsum zu reduzieren und die daraus 
resultierenden Treibhausgasemissionen zu verringern 

________________________________________________________________________________________________________________ 
Leitfrage 

2. Wie stehen Sie prinzipiell zur Einführung einer Ökosteuer auf Fleisch? 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen Nachfragen 
Allgemeine Einstellung zu Ökosteuer auf 
Fleisch 

Können Sie das konkretisieren? 
Welche Gründe könnte Ihre Einstellung dazu 
haben? 

Wie wichtig ist Ihnen Nachhaltigkeit und Kli-
maschutz? Und in Bezug auf Ernährung? 
Wie sinnvoll ist eine Ökosteuer auf Fleisch 
Ihrer Meinung nach?  
Sehen Sie Alternativen? 
Inwiefern glauben Sie, dass solch eine 
Steuer zur Erreichung der Klimaziele beitra-
gen könnte? 



 

 

Was sollte mit den Steuereinnahmen ge-
schehen? 

Leitfrage 
3. Welche Auswirkungen könnte die Einführung einer Ökosteuer auf Fleischprodukte haben? 

Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen Nachfragen 
Bewertung der Steuer, Vorteile und Nachteile Was fällt Ihnen noch ein? 

Und sonst noch? 
Fallen Ihnen noch andere Gründe ein?  

Welche Vorteile bietet solch eine Steuer? 
Welche negativen Konsequenzen könnte 
sie mit sich bringen? 
Mit welchen Herausforderungen könnte 
man bei der Einführung einer Ökosteuer auf 
Fleisch rechnen? 

Leitfrage 
4. Wie würden Sie die Fairness einer solchen Steuer beurteilen?   

Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen Nachfragen 
Gerechtigkeit der Steuer Können Sie das näher beschreiben? Wie müsste die Steuer bzw. deren Einnah-

men optimal gestaltet werden? 
Warum finden Sie diese Steuer fair/unfair? 
Wem gegenüber? Wer würde benachteiligt, 
wer würde bevorzugt und warum? 

Leitfrage 



 

 

5. Wie sind Ihre persönlichen Konsumgewohnheiten in Bezug auf Fleisch? 
Inhaltliche Aspekte Aufrechterhaltungsfragen Nachfragen 
Persönlicher Fleischkonsum und Reflexion Können Sie das noch etwas konkretisieren? Was führt zu diesen Konsumgewohnheiten? 

Könnte eine Ökosteuer auf Fleisch diese 
Konsumgewohnheiten ändern?  
Wie wichtig sind Ihnen beim Kauf von Le-
bensmittel generell Umweltaspekte? Und 
beim Fleisch? 
Inwiefern beeinflusst solch eine Steuer Ih-
ren Bekanntenkreis, Ihre Familie, etc.? 
Wenn vegetarisch/vegan:  
Wie schätzen Sie die Auswirkung Ihrer Er-
nährungsweise auf die Umwelt ein? 
Welche Rolle hat das Thema Umwelt in Ih-
rer Entscheidung gespielt, vegetarisch/ve-
gan zu leben?  

Leitfrage 
6. Gibt es noch etwas Wichtiges, das Sie sagen möchten? Ergänzungen, Anmerkungen einen Appell? 

 
Ich möchte mich abschließend noch einmal ganz herzlich bedanken! 
 
Notizen für Besonderheiten, Auffälligkeiten, Störungen während des Interviews 
 
 
 
Notizen zum Nachgespräch 
 


